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Einleitung

Mitte der 90er Jahre gaben 86 Prozent der Ostdeutschen und 70 Prozent der Westdeutschen an, dass sie die Sicherheit auf öffentlichen Straßen und Plätzen für bedroht halten. 1993 äußerte rund jeder zweite Deutsche die Angst, innerhalb eines Jahres selbst Opfer einer Straftat wie Raub, Diebstahl oder Einbruch zu werden.
 Diese Angst ließ sich 1993 im Vergleich zum Vorjahr anhand der Polizeilichen Kriminalstatistik erklären: Taschendiebstähle hatten um 14,8 Prozent, Wohnungseinbrüche um 11,5 Prozent und Autodiebstähle sogar um 34,9 Prozent zugenommen.

Die politischen Reaktionen ließen nicht lange auf sich warten. Zuerst wurden soziale Probleme, also auch die Kriminalität, im Zusammenhang mit der Ausländer- und Asylpolitik diskutiert. So begründete der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesinnenministerium Carl-Dieter Spranger schon 1988 den Anstieg von Kriminalität mit einem Anstieg des Ausländer-Anteils in der Bevölkerung: „Diese demographische Entwicklung werde in den nächsten Jahrzehnten voraussichtlich auch einen Anstieg der allgemeinen Kriminalität sowie die Herausbildung spezifischer Formen von Ausländerkriminalität nach sich ziehen.“
 Vorläufiger Höhepunkt dieser kontrovers geführten gesellschaftlichen Debatte war Ende Juni 1993 die Einfügung des Artikel 16a in das Grundgesetz und damit die Aufweichung des Asylrechts.

In den Jahren danach konzentrierte sich die kriminalpolitische Debatte auf kommunale Ansätze (Community Policing), die Privatisierung polizeilicher Aufgaben und besonders in den letzten Jahren auf Reformen des strafrechtlichen Sanktionensystems. Diese Schwerpunkte, die sich vor allem in der zweiten Hälfte der 90er Jahre herausgebildet haben, sind auch die Schwerpunkte dieser Arbeit. Alle diese Konzepte gehören zur Kriminalprävention. Neue Methoden der Verbrechensaufklärung nehmen im Vergleich dazu eine eher untergeordnete Rolle in der öffentlichen Debatte wie in der politikwissenschaftlichen und soziologischen Literatur ein. In gewissem Maße eine Ausnahme bildete der seit 1995 diskutierte und am 26. März 1998 durch eine Grundgesetz-Änderung
 eingeführte sogenannte „Große Lauschangriff“. Er wurde in der politischen Öffentlichkeit äußerst kontrovers diskutiert und bewog die damalige Bundesjustizministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (FDP) aus politischer Überzeugung bereits Ende 1995 zum Rücktritt.
 Allerdings handelt es sich beim „Großen Lauschangriff“ nicht um ein neues Konzept im eigentlichen Sinn; denn abgehört wurde schon immer. Lediglich die Rahmenbedingungen für die akustische Überwachung wurden erweitert. Daher wird der „Große Lauschangriff“ in dieser Arbeit ebensowenig berücksichtig wie andere neue Methoden der Verbrechensaufklärung, die zumeist technischer Natur sind wie zum Beispiel die Gen-Analyse.

In dieser Arbeit werden neue und aktuelle Konzepte aus der Kriminalpolitik behandelt, die alle in den Bereich der Kriminalprävention gehören. In der Theorie werden drei Stufen der Kriminalprävention unterschieden: Die primäre Prävention wendet sich mit Vorbeugungsstrategien an alle Bürger. Mit der sekundären Prävention wird - bezogen auf (potenzielle) Straftäter - eine Verschlechterung von Tatgelegenheitsstrukturen sowie Abschreckung betrieben. Bei der tertiären Prävention geht es um Rückfallverhütung bei Straftätern bzw. (potenziellen) Rückfalltätern.
 

1.1 Aufbau der Arbeit

Im zweiten Kapitel wird versucht, den Begriff „Kriminalität“ fassbar zu machen. Zunächst werden mehrere Definitionen des Begriffs („natürlicher“, „juristischer“ und „soziologischer“ Verbrechensbegriff) vorgestellt, sowie auf die jeweiligen Probleme bei der Anwendung der Begriffe hingewiesen. Anschließend geht es um die statistische Erfassung von Kriminalität (insbesondere um die Polizeiliche Kriminalstatistik - kurz: PKS). Mit Statistiken lässt sich das sogenannte „Hellfeld“ von Kriminalität (also die bekannte bzw. entdeckte Kriminalität) beschreiben. Mit „Dunkelfeld“-Forschung, die ebenfalls im zweiten Kapitel dargestellt wird, wird der Versuch unternommen, den Umfang der nicht vom Staat entdeckten Kriminalität abzuschätzen. Abschließend wird in Kapitel zwei ein auf statistischem Material beruhendes Lagebild der Kriminalität in Deutschland gezeichnet.

Im dritten Kapitel wird der Begriff „Kriminalpolitik“ eingegrenzt. Auch hier gibt es mehrere Definitionen, die das Tätigkeitsfeld von Kriminalpolitik unterschiedlich umfangreich abstecken. An die Definitionen anschließend werden die drei Hauptziele von Kriminalpolitik (Senken der Kriminalität, Senken der Kriminalitätsfurcht, Herstellen der Inneren Sicherheit im Sinne eines „positiv befriedeten Zustandes von Staat und Gesellschaft“
) vorgestellt. Diese Ziele werden im weiteren Verlauf der Arbeit immer wieder herangezogen; auf ihnen beruhen die Bewertungen der einzelnen kriminalpolitischen Konzepte, die im Rahmen dieser Arbeit vorgenommen werden.

In den letzten Jahren (vordringlich in der zweiten Hälfte der 90er Jahre) hat sich die Kriminalpolitik in Deutschland vor allem mit den drei Bereichen Community Policing, Privatisierung und strafrechtliches Sanktionensystem (s.o.) intensiv beschäftigt, die in den Kapiteln vier, fünf und sechs behandelt werden. Kapitel vier ist dem Community Policing - also der kommunalen Kriminalpolitik - gewidmet. Hier wird beschrieben, wie unter Begriffen wie „Ordnungs- und Sicherheitspartnerschaften“, „kriminalpräventive Räte“ u.ä. staatliche Stellen ihre Kräfte bündeln und Ressourcen von Privatpersonen, Firmen sowie Vereinen und Verbänden nutzen. In diesem Kapitel werden auch die aus den USA stammende „Broken-Windows“-Theorie sowie die „Zero-Tolerance“-Politik vorgestellt. Die hinter diesen Begriffen stehenden Ideen haben die deutsche Kriminalpolitik (insbesondere die kommunale Kriminalpolitik) immer wieder geprägt.

Mit der Privatisierung polizeilicher Aufgaben beschäftigt sich Kapitel fünf. In einem zunehmenden Maße sorgen private Firmen für Sicherheit im öffentlichen Raum. Der Staat mit seinen Polizei- und Ordnungsbehörden befriedigt nicht mehr im ausreichenden Maße das Sicherheitsbedürfnis der Bevölkerung, so dass vor allem Firmen private Sicherheitsdienste engagieren, da sie sich vom Staat nicht mehr ausreichend geschützt fühlen. Aber auch der Staat selbst setzt auf private Unterstützung. Mehrere Bundesländer haben die Möglichkeit geschaffen, dass sich Bürger ehrenamtlich für die Sicherheit ihrer Mitmenschen im Rahmen von „Sicherheitswachten“, „Freiwilligem Polizeidienst“ u.ä. engagieren können.

Auf dem Gebiet der Sanktionierung von Straftätern (Kapitel sechs) stehen (seit 1990 immer weiter zunehmend) Reform-Vorhaben auf der Tagesordnung. Im Laufe der 90er Jahre ist der sogenannte „Täter-Opfer-Ausgleich“ zuerst um Jugend - und dann im allgemeinen Strafrecht eingefügt worden. Mit ihm sollen einerseits die Interessen der Opfer einer Straftat besser berücksichtigt werden. Andererseits wird mit diesem mediativen Verfahren die Konflikschlichtung, der soziale Ausgleich und die Wiedergutmachung zwischen Täter und Opfer gefördert. Darüber hinaus werden in jüngster Zeit (teilweise laufen die Gesetzgebungsverfahren noch) Versuche unternommen, die Palette der Strafmöglichkeiten zu erweitern. Bisher kannte das allgemeine Strafrecht nur die beiden Hauptstrafen Geld- und Freiheitsstrafe. Jetzt sollen möglicherweise (hier ist die politische Diskussion noch nicht abgeschlossen) elektronisch überwachter Hausarrest, gemeinnützige Arbeit und Fahrverbot als Hauptstrafen hinzukommen.

Bereits am Ende jedes einzelnen der drei Hauptkapitel steht eine Bewertung, die versucht, das jeweilige Konzept an den drei kriminalpolitischen Hauptzielen (Senken der Kriminalität, Senken der Kriminalitätsfurcht und Herstellen der Inneren Sicherheit) zu messen. In einer Schlussbetrachtung (Kapitel sieben) wird ein Gesamtüberblick über alle in der Arbeit beschriebenen Konzepte gegeben sowie ein Gesamtbewertung vorgenommen.

1.2 Anspruch und Ziel der Arbeit

Ziel der Arbeit ist (wie oben bereits angedeutet), die aktuellen kriminalpolitischen Konzepte und Entwicklungen in Deutschland an den kriminalpolitischen Hauptzielen zu messen. Lässt sich also durch die Implementierung der verschiedenen Ansätze wirklich die Kriminalität sowie die Furcht vor Kriminalität senken? Wird mit der Implementierung auch zur Herstellung der Inneren Sicherheit beigetragen? Oder gehen kriminalpolitische Maßnahmen, die zwar die Kriminalitätsfurcht oder die Kriminalität selbst zu senken vermögen, auf Kosten von Individualfreiheiten und Bürgerrechten?

Die Evaluation der jeweiligen Maßnahmen gestaltet sich teilweise sehr schwierig, weil die empirische Forschung deutliche Lücken ausweist und insbesondere längerfristige Studien fehlen. So liegen beispielsweise mehrere regionale Analysen von Kriminalität und Verbrechensfurcht vor, doch sind diese aufgrund methodischer Unterschiede nur begrenzt miteinander vergleichbar. Außerdem sind diese Analysen meist als Planungsgrundlage für kommunale kriminalpolitische Konzepte angefertigt worden. Wiederholungen der jeweiligen Studien nach der Implementierung zur Evaluation der kriminalpolitischen Maßnahmen liegen aber nicht vor. Aufgrund solcher und ähnlicher Defizite müssen sich die Bewertungen auf einige empirische besser evaluierte Aspekte beschränken.

*

Diese Arbeit wurde nach den Regeln der neuen Rechtschreibung verfasst. In Fällen, in denen die neuen Regeln jetzt Wahlmöglichkeiten lassen, wurde den neuen Schreibungen der Vorzug gegeben.

Ein großer Teil der für diese Arbeit recherchierten Literatur wurde über das Internet bezogen. Das hat zur Folge, dass viele Fußnoten fehlende Seitenangaben ausweisen („o. S.“), da die Seiten von im Internet veröffentlichten Texten in der Regel nicht nummeriert werden können.

Allgemeines zur Kriminalität

1.3 Der Begriff „Kriminalität“ 

Welche menschlichen Handlungen zur Kriminalität gezählt werden, ist unter Kriminologen und Soziologen nicht unumstritten. Grob kann man drei Begriffe und damit drei Definitionen voneinander unterscheiden.

Der „natürliche Verbrechensbegriff“

Die engste Vorstellung von Kriminalität beinhaltet der „natürliche Verbrechensbegriff“, der Delikte umfasst, die ihren Unwertgehalt in sich selbst tragen. Zu diesen klassischen bzw. traditionellen Delikten zählen u.a. Mord, Totschlag, Diebstahl und Raub.
 Mit diesem universellen, vorjuristischen Kriminalitätsbegriff versuchte vor allem Raffaele Garofalo 1885 eine transkulturell-intertemporal gültige Definition zu finden. Sämtliches Verhalten, das grundlegende moralische Empfindungen des Mitleids verletzt, sollte hierunter subsumiert werden. Doch die scheinbare Allgemeingültigkeit einer solchen Definition steht auf wackeligen Füßen, denn „ein vorjuristischer Verbrechensbegriff reproduziert das notwendig subjektive Strafwürdigkeitsempfinden seines Autors“.
 Zwar kennt das Naturrecht „delicta mala per se“ - also Verbrechen, die in sich schlecht sind - doch lässt sich einer physikalischen Handlung nicht ansehen, ob sie „böse“ oder „verboten“ ist. So ist das Töten eines Menschen einerseits als Mord verboten, andererseits als Todesstrafe in einigen Ländern vom Staat oder auch als Sterbehilfe in einigen Kulturen von der Gesellschaft legitimiert. Selbst wenn man also auf das Naturrecht zurückgreift, um Kriminalität im Rahmen eines natürlichen Verbrechensbegriffes zu erfassen, wird man dennoch eine Wertung (die immer auch sozio-kulturell sowie temporal abhängig ist) vornehmen müssen.

Der „juristische Verbrechensbegriff“

Mit dem „juristischen Verbrechensbegriff“ wird Kriminalität legalistisch und formal abgegrenzt. Demnach sind Verbrechen Verstöße gegen staatlich kodifizierte und mit Strafandrohung verbundene Normen (Gesetze). Sortiert man also nach diesem Begriff die Kriminalität in ein drei-dimensionales Normen-Spektrum ein, das die Norm-Verbindlichkeit (Kann-Norm, Soll-Norm, Muss-Norm), die Norm-Instanz (z. B. Gruppe, Gesellschaft, Staat) und die Norm-Form (informell, formell) beinhaltet, so ist die Kriminalität nur in einem Bereich zu finden - und zwar im Bereich der staalichen und formellen Muss-Normen. Da also Kriminalität immer nur die Delikte umfasst, die der Staat als kriminell benennt und sanktioniert, ist der juristische Verbrechensbegriff kulturell und historisch abhängig. Der Staat kann also menschliches Handeln kriminalisieren und entkriminalisieren.

Der „soziologische Verbrechensbegriff“
Mit dem „soziologischen Verbrechensbegriff“ wird der Gegenstandsbereich der Kriminologie noch umfangreicher. Er meint „sozialschädliches oder allgemein sozial abweichendes Verhalten“.
 Dabei muss sich dieser Verbrechensbegriff nicht mit dem juristischen decken. Außerdem ist auch dieser Begriff zeit- und raumabhängig, denn die Sozialschädlichkeit bzw. Dysfunktionalität menschlichen Handelns lässt sich nicht losgelöst von grundlegenden Wertvorstellungen feststellen.

Die Grenzen - vor allem zwischen dem juristischen und dem soziologischen Verbrechensbegriff - sind durch den Wandel von sozialen und Moralvorstellungen sowie von politischen Wertentscheidungen permanent in Bewegung. So gibt es juristisch als Kriminalität eingestufte Delikte, die aus soziologischer Sichtweise bzw. nach Auffassung der Gesellschaft nicht als kriminell gelten. In einem solchen Fall kommt es dann zur Entkriminalisierung bestimmter Tatbestände. Als Beispiel wäre in Deutschland die Liberalisierung der Homosexualität zu nennen, die vor einigen Jahrzehnten als „Unzucht“ unter Strafe gestellt war, nach und nach aber gesellschaftlich geduldet wurde. Umgekehrt gibt es aber auch den Fall der Kriminalisierung, wenn die Gesellschaft der Auffassung ist, ein Tatbestand sei kriminell, dieser aber noch nicht vom juristischen Verbrechensbegriff erfasst wurde.
 Als aktuelles Beispiel können Verstöße gegen das Parteiengesetz angeführt werden. In der öffentlichen Wahrnehmung gilt beispielsweise das nicht ordnungsgemäße Deklarieren von Parteispenden mehr und mehr als kriminell, so dass in der Politik die Diskussion eingesetzt hat, entsprechende Verstöße demnächst strafrechtlich zu ahnden.

In dieser Arbeit wird der juristische Verbrechensbegriff zu Grunde gelegt, da sich auf diese Definition von Kriminalität - so ergibt es im Prinzip schon die Definition selbst - auch der Staat stützt. Damit ist auch die praktische Kriminalpolitik, die im Rahmen der Gesetze Politik bzw. die Gesetze selbst gestaltet, an die legalistische Vorstellung von Kriminalität gebunden.

1.4 Mess-Probleme der Kriminalität

1.4.1 Hellfeld: Statistisch bekannte Kriminalität

Das Gesamt-Phänomen der Kriminalität (hier ist die legalistische Kriminalität gemeint), gliedert sich in verschiedene Arten und sich teilweise überschneidende Dunkel- und Hellfelder. Die bekannt gewordene Kriminalität befindet sich dabei in den Hellfeldern. Das offizielle Hellfeld der Kriminalität wird von der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) gezeichnet. Sie enthält alle Straftaten, die den Behörden bekannt geworden sind, sowie alle ermittelten Tatverdächtigen. Ein weiteres (bei weitem nicht so scharfes) Hellfeld, das auch als relatives Dunkelfeld bezeichnet wird, entsteht durch die empirische Sozialforschung, z.B. durch „crime surveys“.
 Beide Hellfelder bilden selbstverständlich auch eine Schnittmenge. Außerhalb dieser beiden Felder befindet sich das absolute Dunkelfeld. Hier liegen Straftaten, die weder durch offizielle Statistiken, noch durch empirische Forschung erfasst werden können. Die PKS und auch die anderen Statistiken des Kriminaljustizsystems (z.B. Statistik der Staatsanwaltschaft, Rechtspflegestatistik, Bewährungshilfestatistik, usw.) werden nicht im Hinblick auf empirische Forschung geführt. Vielmehr dienen sie als Tätigkeitsnachweis von Behörden, die „in hohem Maße ihren eigenen Gesetzen und Zwängen folgen“.

Da die PKS immer die Straftaten enthält, die den Behörden bekannt werden, verändert sich die Statistik nicht nur durch sich wandelnde Kriminalität, sondern auch dadurch, dass die Behörden umfangreicher oder weniger umfangreich von Delikten Kenntnis erlangen. Dies wiederum hängt maßgeblich vom Anzeigeverhalten der Bevölkerung sowie von sich ändernden Strategien der Ermittlungsbehörden ab.

1.4.1.1 Anzeigeverhalten der Bevölkerung

Allgemein hängt die Entwicklung der PKS maßgeblich vom Anzeigeverhalten der Bevölkerung ab. Rund 90 Prozent aller in der PKS verzeichneten Straftaten wurden den Behörden durch private Anzeigen bekannt.
 Aber nicht jede Straftat, die einem Bürger bekannt wird (z.B. als Zeuge), oder ihm als Opfer widerfährt, bringt er auch zur Anzeige. Kleinere Diebstähle zeigen die Opfer häufig nicht an, weil sie davon ausgehen, dass die Ermittlungen der Polizei irgendwann ohne positives Ergebnis abgeschlossen werden. Ist das Opfer allerdings gegen einen solchen Diebstahl versichert (z.B. Hausratsversicherung gegen Wohnungseinbruch), wird es das Delikt eher zur Anzeige bringen, da sonst der Versicherungsschutz nicht greift.

Es stellt sich auch die Frage der Betroffenheit des Opfers und einem daraus resultierenden Strafe- oder Sühnebedürfnis. Hat sich das Opfer beispielsweise an einer Schlägerei selbst beteiligt, wird es vielleicht von einer Anzeige absehen. Betrachtet sich das Opfer hingegen als schuldlos, so wirkt sich das eher positiv auf das Anzeigeverhalten aus.

Bestimmten Delikten begegnet die Gesellschaft im zeitlichen Verlauf mit unterschiedlicher Sensibilität. Vor allem im Bereich Sexual-Kriminalität, Kindes-Missbrauch und Kinder-Pornographie ist die öffentliche Aufmerksamkeit seit 1997 rasant gestiegen.
 Diese höhere Sensibilität und Aufmerksamkeit führt auch zu einem verstärkten Anzeigeverhalten, während dieselben Fälle wenige Jahre zuvor noch im sozialen/familiären Umfeld „geahndet“ oder gar zu Tabu-Themen erklärt worden wären. Das Schamgefühl im Zusammenhang mit Sittlichkeitsdelikten hat im Zuge einer immer aufgeklärteren Gesellschaft beim Anzeigeverhalten an Bedeutung verloren.

Auch die soziale Nähe des Opfers zum Täter wirkt sich auf das Anzeigeverhalten aus. Besteht ein Abhängigkeitsverhältnis zwischen Täter und Opfer (z.B. bei Delikten innerhalb des Familien-, Freundes- oder Kollegen-Kreises) wird die Polizei eher nicht informiert. Hierunter fallen auch Straftaten, die unter Kriminellen begangen werden (z.B. Milieu-Kriminalität).

1.4.1.2 Auswirkungen von Strategien der Ermittlungsbehörden auf die PKS

Die Polizei erfährt nicht nur durch Anzeigen aus der Bevölkerung von Straftaten, sie erhält auch direkt von Delikten Kenntnis, wenn sie z.B. Streife fährt oder Razzien durchführt. Eine geänderte Polizei-Strategie kann also das offizielle Hellfeld der Kriminalität verändern. Da rund 90 Prozent der registrierten Straftaten auf private Anzeigen zurückgehen,
 sind entsprechende Wirkungen nur bei den Delikt-Arten möglich, bei denen Anzeigen aus der Bevölkerung einen wesentlich kleineren Anteil ausmachen (z.B. Drogen-Kriminalität). Verstärkt die Polizei beispielsweise ihre Kontrollen in der Drogen-„Szene“, so wird die Zahl der entsprechenden Delikte in der PKS deutlich ansteigen, ohne dass sich das Ausmaß der Kriminalität in der Realität verändert haben muss.

1.4.2 Dunkelfeld-Forschung

Formal betrachtet umfasst das ganze Dunkelfeld jene Kriminalität, die den Behörden unbekannt bleibt. Innerhalb dieses Feldes lässt sich unterscheiden zwischen Straftaten, die durch Sozialforschung bekannt werden (relatives Dunkelfeld, vgl. 2.2.1), und jenen, die absolut im Dunkeln verbleiben.
 Diese Definition macht den Begriff „Dunkelfeld“ nicht nur zu einem Kontrast-, sondern auch zu einem Ergänzungsbegriff zum Hellfeld. Darüber hinaus wird mit dieser Definition angenommen, dass es „jenseits des Wahrnehmungshorizontes der Verfolgungsinstanzen so etwas wie eine objektive Realität von Kriminalitätserscheinungen“ gibt.
 Es wird also unterstellt, Kriminalität sei ein „Realphänomen, das mit den Erhebungsmethoden der Dunkelfeldforschung naturalistisch abgebildet werden könne“.
 Somit suggeriert der Begriff „Dunkelfeld“ etwas Abgegrenztes und Festes.
 An dieser Stelle ist es geboten, kritisch anzumerken, dass nie die Realität als solche, sondern „immer nur zu wählende und durch die Modalitäten des Wählens geformte Aspekte der Wirklichkeit“ beobachtbar sind.

Früher versuchte man die Kriminalität im Bereich des Dunkelfeldes mit den Daten des Hellfeldes hochzurechnen. Die offiziell bekannte Kriminalität kann aber keineswegs als repräsentativ angesehen werden.
 Licht in Teile des Dunkelfeldes können jedoch Täter-, Opfer- und Informantenbefragungen sowie Experimente und (teilnehmende) Beobachtungen bringen.
 All diese Methoden sind aber auch mit Nachteilen behaftet. So erfassen Befragungen die Realität nur mittelbar. Dazu kommt, dass die Zuverlässigkeit der Angaben der Befragten praktisch überhaupt nicht überprüft werden kann. Erfahrungen aus der empirischen Sozialforschung zeigen, dass Befragte oft „nicht in der Lage sind, über Tatsachen zutreffend Auskunft zu geben“.
 Dabei spielt auch eine Rolle, dass Befragte nur begrenzt in der Lage sind, Sachverhalte in juristische Kategorien einzuordnen.
 Hier hängt die Qualität der Antworten der Befragten ganz wesentlich von der Art der Fragestellung seitens des Interviewers bzw. im Fragebogen ab.
 Bei den Antworten muss letztlich auch berücksichtigt werden, dass sie Auskunft über Ereignisse in einem ganz sensiblen Bereich geben. Täter, vor allem wenn sie bisher unentdeckt blieben, werden tendenziell eher zurückhaltend antworten oder gar begangene Straftaten ganz bewusst verschweigen. Bei Opfern kommen sehr stark die Mechanismen der selektiven Wahrnehmung, selektiven Erinnerung und des selektiven Reports zum Tragen. Immerhin handelt es sich bei den Ereignissen, über die sie in den Befragungen berichten sollen, um unangenehme Erinnerungen, die ein Opfer gerne verdrängt oder in der eigenen Erinnerung beschönigt.

Bei der Methode der Beobachtung sind mehrere Nachteile zu nennen: Die Wahrnehmung von Realität kann nie objektiv sein. Das, was beobachtet wird, bedarf der Interpretation, d.h. dass der Beobachtende als Außenstehender häufig nicht versteht, was er sieht und hört. Außerdem besteht die Gefahr, dass die Beobachtung an sich die zu beobachtende Realität beeinflusst.

Die Methode des Experiments liefert in der Kriminologie kaum brauchbare Ergebnisse. Die zu untersuchenden sozialen Sachverhalte sind so komplex, dass sich Experimente praktisch nicht durchführen lassen. Versuche, diese Methode anzuwenden, scheiterten oft daran, dass die im Rahmen des Experiments geschaffene Situation nicht real genug war.

Auch bei Nutzung aller empirischen Methoden wird es immer noch Kriminalität geben, die unentdeckt bleibt. Da reichen die Fälle vom „perfekten Mord“, der als natürlicher Todesfall betrachtet wird, über Verbrechen an Verbrechern bis hin zu Ladendiebstählen, die erst während der Inventur auffallen, aber weder zeitlich noch persönlich eingegrenzt werden können. Problematisch zu erfassen und zu messen sind auch opferlose Delikte wie illegale Einreise, Urkundenfälschung oder illegaler Drogenkonsum.

Aller genannten Nachteile zum Trotz bieten die o.g. Methoden ein notwendiges Korrektiv zu offiziellem statistischen Material. Dadurch besteht die Chance eines tiefergehenden Verständnisses. Eine strukturtreue Abbildung der sozialen Realität lässt sich weder mit Statistiken noch mit Dunkelfeldforschung schaffen, „vielmehr müssen beide gemeinsam und sich gegenseitig relativierend, modifizierend und komplettierend einbezogen werden, um zu relativ reliablen und validen Befunden zu gelangen“.

1.4.3 Historisch-kulturelle Abhängigkeit des Kriminalitätsbegriffs

Will man Kriminalität im historischen und kulturellen Vergleich betrachten, muss man sich den engen Grenzen der Vergleichbarkeit bewusst sein. Das Werte- und Normensystem einer Gesellschaft befindet sich im permanenten Wandel, so dass sich auch die juristischen Kategorien für Straftat-Bestände laufend ändern - einige Delikte werden entkriminalisiert, andere wiederum neu unter Strafe gestellt. Ein einfacher Blick auf die Gesamtzahlen der PKS mehrerer Jahre reicht für einen historischen Vergleich daher nicht aus. In jüngerer Zeit sind ganz neue Bereiche von Kriminalität entstanden wie z.B. die Umwelt-Kriminalität oder jetzt verstärkt die Computer- und Internet-Kriminalität. Solche neuen Strafrechtsnormen ziehen zwangsläufig einen gewissen Anstieg der Kriminalitätsraten nach sich.

Während man im innerkulturell-historischen Vergleich sich z.B. damit behelfen kann, die Kriminalitätsraten in konstant gebliebenen Strafrechtskategorien zu untersuchen, stellt sich ein interkultureller Vergleich wesentlich komplexer und komplizierter dar. Hinter den Rechtssystemen anderer Gesellschaften stehen teilweise andere rechtsphilosophische Gedanken, die mit Strafe bedrohten Delikte sind in einer anderen Art und Weise in juristische Kategorien gefasst, die statistische Erfassung von Hellfeld-Kriminalität ist international nicht einheitlich und die Dunkelfeld-Forschung schon längst nicht.
 Besonders deutlich werden diese Diskrepanzen, wenn bestimmte Fälle internationale Aufmerksamkeit erlangen, wie z.B. der Fall „Helmut Hofer“. Der deutsche Geschäftsmann Hofer wurde im Iran wegen einer außerehelichen sexuellen Beziehung zu einer Muslimin zum Tode verurteilt.
 Aber auch der Blick in die der deutschen Kultur näher stehenden USA führt dieseits des Atlantiks immer wieder zu Unverständnis. Markante Beispiele sind die Clinton-Lewinski-Affäre
 oder der Fall des zum „Tat“-Zeitpunkt zehnjährigen Schweizers Raoul, der sich - so die US-amerikanische Staatsanwaltschaft - an seiner kleinen Schwester sexuell vergangen haben soll.

1.4.4 Zerrbilder der Statistiken - Beispiel: Ausländerkriminalität

Neben einer sensiblen Erhebung von Daten zur Kriminalität ist auch ein behutsamer Umgang mit diesem Material unabdingbar. Am Beispiel der vermeintlich hohen Ausländerkriminalität soll verdeutlicht werden, welche dramatischen Verzerrungen und Konsequenzen bei einer oberflächlichen Interpretation von Daten-Material entstehen können. In der öffentlichen Diskussion muss das Argument von der „hohen Ausländerkriminalität“ für vieles herhalten - insbesondere politische Entscheidungen im Bereich der Ausländerpolitik werden nachhaltig von diesem Argument beeinflusst.
 Ausländerkriminalität dient auch als Medium zur Ausgrenzung von „Sündenböcken“ in der Gesellschaft.
 Im wesentlichen basiert das „Gerücht von der hohen Ausländerkriminalität“
 auf in der PKS veröffentlichten Zahlen. In der Statistik werden nicht-deutsche Tatverdächtige gesondert ausgewiesen. Dort zeigt sich dann ein deutlich überproportional hoher Anteil von Ausländern unter den als tatverdächtig ermittelten Personen.
 Diese Quote (27,9 Prozent im Jahr 1997)
 darf aber nicht mit dem Ausländer-Anteil in der Gesamt-Bevölkerung (9,0 Prozent zum 31.12.1997)
 verglichen werden, weil beide Prozent-Zahlen auf unterschiedlichen Grundlagen basieren, sowie weitere Faktoren zu einem schiefen Bild führen. Geißler hat, um einen groben Vergleich der Zahlen zu ermöglichen, ein „achtstufiges Reinigungsverfahren“ entwickelt.
 Dabei wird die von der PKS ausgewiesene Ausländerkriminalität um mehrere Faktoren bereinigt: Ausländerspezifische Delikte (also Taten, die nur Ausländer begehen können) werden ebenso abgezogen wie die Delikte von Touristen, „Illegalen“ und Angehörigen fremder Streitkräfte (diese Personengruppen werden auch nicht von der zum Vergleich herangezogenen Bevölkerungsstatistik erfasst). Außerdem wird berücksichtigt, dass Ausländer stärker als Deutsche einem falschen oder übertriebenen Tatverdacht ausgesetzt sind (Die Verurteilten-Quote
 von Deutschen liegt etwa fünf Prozentpunkte über der der Ausländer). Die Straftaten von Asylbewerbern zieht Geißler ebenfalls ab, da ihre soziale und psychische Situation nicht mit der der ausländischen Wohnbevölkerung vergleichbar ist.
 In weiteren Stufen werden Geschlechtereffekt, Regionaleffekt, Alterseffekt und Schichteffekt
 herausgerechnet. Anschließend kommt Geißler zu dem Schluss, dass die ausländische Wohnbevölkerung deutlich weniger kriminalitätsbelastet ist als die deutsche, und nennt einen rechnerischen Ausländeranteil an der offiziellen Kriminalität von maximal sechs Prozent, während immerhin rund neun Prozent der Gesamtbevölkerung keine deutsche Staatsangehörigkeit haben.

Kriminalität im Spiegel der Statistik

1.4.5 Aktuelles Lagebild und Entwicklung der Kriminalität

Seit Bestehen der Bundesrepublik hat die offiziell in der PKS festfestellte Kriminalität kontinuierlich zugenommen:
 Während in den 1950er und 60er Jahren die Gesamthäufigkeitszahl, die die Straftaten je 100.000 Einwohner angibt, noch zwischen 3000 und 4000 schwankte, hat sie in den 80ern die 7000er-Marke und in den 90ern die 8000er-Marke überschritten. Auf dem Niveau von um die 8000 stagniert die Zahl seit 1992 und liegt 1998 bei 7869.
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Abbildung 2-1. Gesamthäufigkeitszahl statistisch erfasster Straftaten in Deutschland seit 1955. Quelle: PKS 1998.
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1998 wurden knapp 6,5 Millionen Straftaten
 insgesamt polizeilich erfasst. Mehr als die Hälfte davon waren Diebstahlsdelikte. Weitere zehn Prozent fallen in die Kategorie „Betrug“, sowie nochmals zehn Prozent in die Kategorie „Sachbeschädigung“. Alle sonstigen Straftaten machen zusammen 27,7 Prozent aus. Besondere öffentliche Aufmerksamkeit erhält dabei die Gewaltkriminalität.
 Sie schlug [image: image7.bmp]1998 mit einer Häufigkeitszahl von 227
 zu Buche (absolut: 185.472
 Fälle).
 

Abbildung 2-2. Registrierte Straftaten 1998 nach Deliktgruppen. Quelle: PKS 1998.

Auffällig ist bei der Gewaltkriminalität, dass bei diesen Delikten sehr hohe Versuchsanteile zu verzeichnen sind. Nur jede dritte in der Kategorie „Mord und Totschlag“ verzeichnete Straftat wurde auch vollendet. Bei Vergewaltigung und Raub liegt die Versuchsquote immerhin noch bei 25,5 bzw. bei 19,5 Prozent.
 Die statistisch erfasste Gewaltkriminalität ist seit den 1980er Jahren um rund 40 Prozent angestiegen. Ende der 80er Jahre lagen die Häufigkeitszahlen, die wiederum die Straftaten je 100.000 Einwohner angeben, etwas über 160. Im Laufe der 90er Jahre stiegen die Werte kontinuierlich an (1990: 173; 1992: 204; 1996: 219). Für die Jahre 1997 und 1998 ist eine Stagnation bei 227 zu verzeichnen.

Noch deutlicher hat die registrierte Computer-Kriminalität zugenommen (seit Ende der 80er Jahre um rund 1.000 Prozent). Lag die HZ 1987 noch bei 5, weist die Statistik für 1998 56 aus. Darüber hinaus geht das BKA von einem „erheblichen Dunkelfeld“ aus und nennt in diesem Zusammenhang das Stichwort „Raubkopien“ von Software.

1.4.6 Täter und Tatverdächtige

In der PKS werden Tatverdächtige gezählt und getrennt nach Altersgruppe ausgewiesen. An der Tatverdächtigenbelastungszahl (TVBZ) lässt sich der Anteil der Bevölkerung ablesen, der im jeweiligen Berichtsjahr als tatverdächtig galt. Dabei wird die TVBZ einer Altersgruppe mit Hilfe der Größe der jeweiligen Bevölkerungsgruppe ermittelt.
 Allerdings kann die TVBZ nur für Deutsche errechnet werden, da die tatsächliche Anzahl von sich im Bundesgebiet aufhaltenden Ausländern nicht bekannt ist.

An der TVBZ lassen sich mehrere Entwicklungen der letzten Jahre beobachten (siehe auch Abbildung 2-3):

a) Die TVBZ für die gesamte deutsche Bevölkerung
 lag von 1984 bis 1994 bei geringer Volatilität ungefähr bei 2.000. Dann jedoch stieg die TVBZ bis 1998 deutlich an auf genau 2.449, was ein Plus von gut 20 Prozent ausmacht.

b) Der Anstieg der allgemeinen TVBZ wird wesentlich von der Altersgruppe der Erwachsenen (ab 21 Jahren) getragen, weil diese auch den größten Teil der Bevölkerung stellt. Innerhalb dieser Altersgruppe nahm die spezifische TVBZ von 1984 bis 1998 aber nur um knapp 10 Prozent zu.

c) Die spezifischen TVBZ für die vier jungen Altersgruppen (Kinder, Jugendliche, Heranwachsende und Jungerwachsene
) liegen teilweise ein Vielfaches über der der Erwachsenen (ab 21 Jahren). 1998 lag die TVBZ der Erwachsenen bei 1.986, die der Kinder bei 2.417 (Zuwachs seit 1984: ca. 77 Prozent), die der Jugendlichen bei 7.288 (Zuwachs seit 1984: knapp 100 Prozent), die der Heranwachsenden bei 7.271 (Zuwachs seit 1984: ca. 66 Prozent) und die der Jungerwachsenen bei 5.118 (Zuwachs seit 1984: ca. 44 Prozent).
 Auffällig bei den jeweiligen Altersgruppen ist, dass der Anstieg der TVBZ zu unterschiedlichen Zeitpunkten begonnen hat. In der Altersgruppe „Kinder“ begann der Anstieg 1993/94, bei den Jugendlichen schon 1989/90, bei den Heranwachsenden 1991/92, bei den Jungerwachsenen erst 1992/93 und bei allen Erwachsenen sogar erst 1994/95.
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Abbildung 2-3. Entwicklung der TVBZ. Quelle: PKS 1998.
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Tatverdächtige jeder Altersgruppe bezogen auf je 100.000 Einwohner derselben Altersgruppe

(Kinder und insgesamt ohne Kinder unter 8 Jahren; Stichtag: 01.01.1998)

Abbildung 2-4. Tatverdächtigenbelastungszahl der Deutschen nach Alter. Quelle: PKS 1998

1.4.7 Opfer von Kriminalität

Das Risiko, Opfer einer Straftat zu werden, ist innerhalb der Gesellschaft ungleich verteilt. „Bei den Opfern lassen sich deutliche geschlechts- und altersspezifische Unterschiede feststellen.“
 Von Sexual-Delikten abgesehen lässt sich feststellen, dass vor allem Männer (insbesondere im Alter zwischen 14 und 21 Jahren) gefährdet sind, Opfer einer Straftat zu werden. Je nach Deliktgruppe variiert jedoch das Risiko. Besonders deutlich lassen sich die alters- und geschlechtsspezifischen Unterschiede bei „Raub“ (u.ä. Delikte) beobachten. Die Opfergefährdungszahl
 liegt hier bei Frauen ungefähr bei 50 quer durch alle Altersklassen - wobei Schwankungen zuungunsten der Altersgruppe „heranwachsende“ Frauen gehen. Die Opfergefährung bei Männern liegt insgesamt bei etwa 120 und ist damit mehr als doppelt so hoch wie bei den Frauen. Bei den Männern gibt es jedoch noch dramatische Unterschiede je nach Altersgruppe: Für jugendliche Männer (14-18 Jahre) weist die Statistik eine Opfergefährung von rund 470 und für Heranwachsende von fast 300 aus. Ähnlich ist das Bild bei Körperverletzungsdelikten - aber auf wesentlich höherem Niveau. Die Gefährdung von Männern liegt insgesamt bei etwa 660, die von Frauen bei rund 320. Um ein Vielfaches höher gefährdet ist die junge Bevölkerung: Die Opfergefährdung von jungen Männern (14-21 Jahre) liegt zwischen 1.900 und 2.300, bei jungen Frauen „nur“ bei 700 bis 800.

Leitlinien und Ziele von Kriminalpolitik

1.5 Definitionen von Kriminalpolitik

Der Begriff „Kriminalpolitik“ ist rund 200 Jahre alt und wurde wahrscheinlich um 1800 das erste Mal benutzt. In der Literatur finden sich vor allem zwei Arten von Definitionen des Begriffs „Kriminalpolitik“. Einerseits gibt es eng abgegrenzte Definitionen, dabei handelt es sich um die ältere traditionelle Vorstellung von Kriminalpolitik, andererseits treten seit den 1980er Jahren weiter gefasste Vorstellungen des Begriffs in den Vordergrund. Bei den engen Definitionen ist mit Kriminalpolitik jene Politik gemeint, die mit den Mitteln des Strafrechts Verbrechen verhütet und bekämpft.
 Beim weit gefassten Verständnis von „Kriminalpolitik“ werden unter diesem Begriff alle politischen Handlungen und staatlichen Maßnahmen ressortübergreifend zusammengefasst, die direkt oder indirekt repressiv oder präventiv der Bekämpfung und Verhütung von Kriminalität dienen. Vorbeugende Kriminalitätsbekämpfung erhält bei dieser Vorstellung einen ganz besonderen Stellenwert.
 Dabei verdeckt der Begriff „Kriminalpolitik“ den eigentlichen politischen Gestaltungsbereich, denn dieser ist nicht die Kriminalität, sondern deren Kontrolle. Kunz bezeichnet die Kriminalpolitik deshalb auch als „Kontrollpolitik“.

Die Begriffe „Kriminalpolitik“ und „Kriminalität“ bzw. „Verbrechen“ sind nicht nur eng miteinander verknüpft, sie sind auch definitorisch voneinander abhängig und bedingen einander. Einerseits definiert sich „Kriminalpolitik“ darüber, dass sie „Kriminalität“ bekämpft (s.o.); andererseits definiert sich „Kriminalität“ erst durch kriminalpolitische Wertentscheidungen. Es ist Kriminalpolitik, die festlegt, was Kriminalität überhaupt ist.

Bei einer weit gefassten Vorstellung von Kriminalpolitik gibt es - so ergibt es sich zwangsläufig aus der Definition - zahlreiche Überscheidungen mit anderen Politikfeldern wie z.B. der Sozialpolitik, der Jugendpolitik, der Schulpolitik, usw. Wird der Begriff jedoch enger gefasst, so verbleiben im wesentlichen noch Überschneidungen mit der Justiz- und der Rechtspolitik, die nicht deckungsgleich sind mit der Kriminalpolitik sind und von Schwind säuberlich getrennt werden.

1.6 Ziel: Senken der Kriminalitätsbelastung

Zentrales Ziel von Kriminalpolitik ist das Bekämpfen von Kriminalität, was sich auch direkt aus den verschiedenen Definitionen (s.o.) des Begriffs „Kriminalpolitik“ ergibt. Verbrechen sollen verhütet bzw. bekämpft werden, was zu dem Anliegen führt, die Kriminalitätsbelastung in einer Gesellschaft zu senken (oder zumindest den weiteren, seit Jahrzehnten in der Statistik anhaltenden Anstieg
 zu stoppen). Dieses Ziel von Kriminalpolitik wirft in der Praxis ein massives Problem auf: Man wird nie feststellen können, ob man es erreicht hat, da sich Kriminalität nicht wirklich messen lässt.
 Die Innenpolitiker (insbesondere die Innenminister) ignorieren diese Tatsache jedoch und versuchen, in der Öffentlichkeit den Eindruck zu vermitteln, dass durch ihre Politik die Kriminalitätsbelastung tatsächlich gesunken sei. Dazu bemühen sie alljährlich die Zahlen der PKS, nennen bei Veränderungen zum Vorjahr selbst kleinste Prozentzahlen bzw. Prozentzahlen mit Nachkomma-Stellen
 und suggerieren damit, dass es sich um eine objektiv exakt messbare Veränderung handelt,
 wobei die PKS genau dies nicht ermöglicht.
 Darin, wenn über Kriminalität und Bedrohung von Sicherheit als ein System von quantifizierbaren und messbaren Fakten gesprochen wird, sieht Cremer-Schäfer sogar das Entstehen eines Mythos.

Trotz methodischer Schwierigkeiten wird sich Kriminalpolitik langfristig an dem Ziel „Senken der Kriminalitätsbelastung“ messen lassen müssen. Da marginale kurzfristige prozentuale Veränderungen wenig aussagekräftig sind, muss sich der Blick auf große langfristige Veränderungen richten und mehrere Datenquellen (PKS, Befragungen, u.a.) einschließen.

1.7 Ziel: Senken der Kriminalitätsfurcht

Ein weiteres Ziel von Kriminalpolitik ist das Senken der Furcht vor Kriminalität. Nicht nur die objektive Gefährdung, sondern auch die subjektive Angst vor Verbrechen tangiert das menschliche Bedürfnis nach Sicherheit.
 Diesem Bedürfnis der Bürger nach Sicherheit muss der Staat nachkommen, weil er das Gewaltmonopol inne hat. Aus diesem Gewaltmonopol lässt sich die Verpflichtung ableiten, dass der Staat seinen Bürgern ein Leben ohne Angst möglich machen muss.
 Gleichzeitig kann der Staat sein Gewalmonopol leichter sichern, wenn die Verbrechensfurcht in der Bevölkerung auf einem mäßigen Niveau verbleibt. Schließlich neigen Menschen - auch in modernen Staaten - dazu, Selbst- und Prangerjustiz zu verüben, wenn sie das Vertrauen in die staatliche Verbrechensbekämpfung verloren haben.
 Als Folge des Vertrauensverlusts nimmt der freiwillige Rechtsgehorsam in der Bevölkerung ab, der das Fundament von Recht und Rechtsstaat bildet.
 Außerdem kann hohe Verbrechensfurcht in der Bevölkerung auch („objektiv“ unberechtigte) kriminalpolitische Forderungen auslösen, die zu Verschärfungen z.B. im Strafrecht führen können. Ziel von Kriminalpolitik muss es daher sein, das Bedrohtheitsgefühl in der Bevölkerung mit angemessenen Mitteln den tatsächlichen Verhältnissen anzunähern.

1.8 Ziel: Innere Sicherheit - Frieden in der Gesellschaft

Unsicherheit gehört zum menschlichen Dasein. Sie ergibt sich aus der anthropologischen Konstitution des Wesens. Die innere und äußere Sicherheit, nach der der Mensch strebt, muss er erst herstellen.
 Diese Aufgabe, Sicherheit herzustellen, überträgt der einzelne Mensch auf die Gemeinschaft in Form des Staates: Der Staat erhält damit innere und äußere Souveränität. Damit vor allem die innere Souveränität des Staates von keiner anderen Macht in Frage gestellt wird, ist der Staat die einzige Macht, die das „Monopol physischer Gewaltsamkeit“ (Max Weber), also das Gewaltmonopol inne hat. Es ist also der Staat, der „Sicherheit als grundlegendes Menschenrecht“
 herstellen muss.
 Der einzelne Bürger bzw. Einwohner hat damit einen Anspruch auf Sicherheit gegenüber seinem Staat.
 Allgemein wird oft die Aufgabenbewältigung der Inneren Sicherheit unter Verbrechenskontrolle zusammengefasst.
 Diese Perspektive ist etwas einseitig; denn Innere Sicherheit befindet sich in einem politischen Spannungsfeld zwischen einem konservativen Sicherheitsziel (Sicherstellung des Gewalmonopols / Verbrechenskontrolle) und einem liberalen Sicherheitsziel (Beschränkung der öffentlichen Gewalt / individuelle Freiheit).
 Innere Sicherheit soll für einen „positiv befriedeten Zustand von Staat und Gesellschaft“ stehen. „In diesem Zustand soll mehrheitlich zufriedenstellende Balance bestehen zwischen Individualfreiheit und sozialer Gebundenheit, Herrschaft und persönlicher Selbstverwirklichung, Ordnung des Bestehenden und Öffnung für Wandel sowie wirtschaftlich-industrielle Fortentwicklung und Bewahrung der Lebensqualität.“
 Kriminalpolitik wird sich auch daran messen lassen müssen, ob sie das Ziel „Innere Sicherheit“ berücksichtigt bzw. verwirklicht. Dabei wird in dieser Arbeit der letztgenannte weiter gefasste Begriff von „Innerer Sicherheit“ (vgl. Kerner-Definition) verwendet.

Community Policing

Der Begriff „Community Policing“ ist nicht klar definiert. Unter der Bezeichnung sind zahlreiche verschiedene kriminalpolitische Ideen, Strategien und Konzepte zu finden. Allen gemein ist das partnerschaftliche Zusammenwirken von Polizei und Stadt bzw. Gemeinde, um Probleme der Kriminalität auf lokaler Ebene anzugehen. Durch die partnerschaftliche Zusammenarbeit wendet sich Community Policing „gegen das Verständnis der Polizei als einer von der Gesellschaft abgeschotteten Organisation, die ein formales Normenprogramm“ umsetzt.
 Die Polizei sucht die Nähe zum Bürger - es findet eine wechselseitige Kommunikation und Beeinflussung statt, so dass Polizei und Bürger quasi in Ko-Produktion Sicherheit und Ordnung herstellen.

Im Rahmen der Idee des Community Policing beschränkt sich die Polizei nicht nur auf die akute Gefahrenabwehr und die Strafverfolgung, vielmehr werden Kriminalität, Sicherheit und Ordnung im Zusammenhang mit anderen sozialen Problemen in der Gemeinde gesehen. Damit wendet sich Community Policing eindeutig der Kriminalprävention zu. Prävention wird damit zu einer wichtigen polizeilichen Aufgabe.

Bei der Kriminalprävention werden in der Theorie drei Stufen unterschieden - primäre, sekundäre und tertiäre Prävention. Die primäre Kriminalprävention umfasst Vorbeugungsstrategien, wendet sich mit diesen an alle Bürger, um die Ursachen kriminellen Verhaltens zu reduzieren (u.a. auch durch die Stabilisierung des Rechtsbewusstseins). In der zweiten Stufe geht es um die Verschlechterung von Tatgelegenheitsstrukturen und Abschreckung, womit sich die sekundäre Prävention auf (potenzielle) Straftäter bezieht. Mit der tertiären Prävention wird Rückfallverhütung (z.B. Strafvollzug und Entlassenenhilfe) betrieben, womit sie sich Straftätern bzw. (potenziellen) Rückfalltätern hinwendet.
 Die im Rahmen von Community Policing betriebene Kriminalprävention umfasst - wie die konkretere Beschreibung von Community Policing in diesem Kapitel noch zeigen wird - vor allem die ersten beiden Stufen.

1.9 Exkurs: „Broken-Windows“-Theorie und „Zero-Tolerance“-Politik

Prägend für das Community Policing in Deutschland waren besonders die „Broken-Windows“-Theorie sowie die davon abgeleitete „Zero-Tolerance“-Politik. Beide Begriffe stammen aus den USA. Dort haben die hinter den Begriffen stehenden Ideen die Kriminalpolitik nachhaltig beeinflusst (international wurde vor allem die Reform der New Yorker Polizei bekannt), was auch starke Auswirkungen auf die europäische bzw. die deutsche Kriminalpolitik zeigte.

Die Broken-Windows-Theorie stammt von George L. Kelling, J. Q. Wilson und Catherine M. Coles aus den Jahren 1982 (als Zeitschriften-Aufsatz) bzw. 1996 (als Buch).
 Sie gehen in ihrer Theorie davon aus, dass wenn in einer Straße ein Fenster zerbrochen ist und sich niemand um die Reparatur kümmert, weitere Fenster von Passanten eingeworfen würden. Grund dafür ist, dass das Signal - niemand kümmert sich um dieses Haus, um diese Straße - die Hemmschwelle zum Zerstören weiterer Fenster absenke. Nach und nach verkomme das Haus, dann die Straße und schließlich das ganze Viertel. Mit zunehmender Verwahrlosung nehme dann auch die Kriminalität zu. 

Die Theorie stellt also einen Zusammenhang her zwischen „nicht kümmern“ bzw. Verwahrlosung und der Zunahme von Kriminalität.
 Weiter gefasst meint diese Theorie auch, dass wenn nicht rechtzeitig „öffentliche Unordnung“ wie „Vandalismus, bettelnde Obdachlose, öffentlicher Alkoholkonsum, Urinieren im Stadtpark, Graffiti an Hauswänden, etc. bekämpft werden“, dass als Folge der Verwahrlosung eine „Infrastruktur der Kriminalität“ entsteht.

Als Strategie gegen diese Verwahrlosung und Zunahme von Kriminalität nennen Kelling, Wilson und Coles die Philosophie der „Zero Tolerance“. Demnach soll jede Straftat (bzw. Ordnungswidrigkeit) - ob groß oder klein - verfolgt werden.
 Bildlich übertragen auf die Broken-Windows-Theorie bedeutet das, bereits das erste zerbrochene Fenster muss umgehend repariert werden. In der Praxis wird also auch „öffentliche Unordnung“ (s.o.) bekämpft, „(...) verrufene oder lärmende oder schwer einschätzbare Leute, Bettler, Betrunkene, Süchtige, rüpelhafte Jugendliche, Prostituierte, Bummelanten und mental Gestörte werden konsequent aus den zu säubernden oder sauberen Vierteln, vom Bahnhof oder der Einkaufsmeile verwiesen, an den Stadtrand verbracht oder auch festgenommen“,
 um der Kriminalität quasi den Nährboden zu entziehen. Kleine Delikte (die ggf. nicht einmal strafbewährt sind) werden nicht mehr toleriert (Null Toleranz), um so das „Nachrücken“ schwererer Delikte zu verhindern.

1.10 Die Ansätze des Community Policing

Dadurch dass Community Policing auf die Gemeinde als örtlicher Bezugspunkt gerichtet ist, sich jeweils vor Ort die Bürger in die konkrete Arbeit einbringen sollen und so ihre Sorgen und Wünsche berücksichtigt werden, gestaltet sich die Praxis von Community Policing von Ort zu Ort sehr unterschiedlich. In Deutschland lassen sich die vielen konkret entstandenen Formen von Community Policing grob in vier Kategorien zusammenfassen:

· Ordnungspartnerschaften. In ihnen schließen sich Polizei, lokale Ordnungsbehörden (z. B. das Ordnungsamt oder das Ausländeramt), das Sozialamt, Einzelhandelsverband und Wohlfahrtsverbände (bzw. nur einige dieser Gruppen) zusammen. Ziele der gemeinsamen Arbeit sind meist: Ordnung und Sauberkeit in Innenstädten, weniger Kriminalität sowie Strukturen, die das Sicherheitsgefühl verbessern.

· Sicherheitsnetze. Polizei, Ordnungs-, Sozial- und Ausländerbehörden, Bundesgrenzschutz, private Sicherheitsfirmen sowie freiwillige Polizeihelfer (bzw. nur einige dieser Gruppen) kooperieren in diesen Sicherheitsnetzen. Mit dieser Kooperationsform soll mehr Präsenz von Sicherheitspersonal gezeigt werden. Mit mehr Druck soll Störern und (potenziellen) Straftätern repressiv begegnet werden.

· Kriminalpräventive Räte. In diesen Räten schließen sich unterschiedliche Gruppen und Organisationen in einer Kommune zusammen. Meist ist das Spektrum sehr breit gefächert und reicht von der Polizei über weitere Ordnungsbehörden, Sozial- und Jugendverwaltung bis hin zu Vereinen, Verbänden, Schulen und Medien. Im Fokus der Arbeit befinden sich präventive Konzepte, mit denen Kleinkriminalität, Gewalt und Vandalismus vor allem von Jugendlichen begegnet werden soll.

· Kriminalpräventive Stadtplanung. Polizei, Baubehörden, Wohnungsbaugesellschaften sowie soziale Dienste entwicklen Stadtteil- und Wohnkonzepte, bei denen die Förderung von Sicherheit bzw. Sicherheitsgefühl berücksichtigt wird.

Darüber hinaus gibt es in einigen Bundesländern Versuche und Konzepte, Bürger lokal als ehrenamtliche „Polizisten“ einzusetzen. Je nach Land sind diese Mitarbeiter mit unterschiedlichen Kompetenzen ausgestattet. Diese Konzepte werden unter dem Gesichtspunkt „Privatisierung von polizeilichen Aufgaben“ in Kapitel fünf abgehandelt.

In den folgenden Abschnitten werden die kriminalpolitischen Konzepte, die im Rahmen der o.g. vier Kategorien bereits angesprochen wurden, sowie deren Umsetzung beschrieben. Dabei werden Sicherheitsnetze und Ordnungspartnerschaften in einem Abschnitt zusammengefasst (Abschnitt 4.2.1), da die unter diesen Begriffen praktizierte Kriminalpolitik sich zunehmend einander annähert (insbesondere seit dem Regierungswechsel im Herbst 1998)
 und teilweise kaum noch voneinander unterscheidbar ist. Oft bestehen die Unterschiede sogar nur noch in parteipolitischer Semantik.

1.10.1 Sicherheitsnetze und Ordnungpartnerschaften

Im September 1997 schlug der damalige Bundesinnenminister Manfred Kanther (CDU) seinen Länderkollegen die „Aktion Sicherheitsnetz“ vor.
 Inspiriert von der aus den USA stammenden Philosophie der „Zero Tolerance“ sowie der „Broken-Windows“-Theorie wollte Kanther Bagatellkriminalität wie Ladendiebstahl oder Graffiti konsequent verfolgen lassen; auch die öffentliche Ordnung sollte entschlossener verteidigt werden gegen Rüpelszenen, öffentlichen Alkoholgenuss, aggressives Betteln oder Rauschgift-Missbrauch. Ziel des Sicherheitsnetzes war (und ist) es, regional wie lokal die staatlichen Kräfte zu bündeln, um dieses gewünschte Mehr an Sicherheit und Ordnung auch durchsetzen zu können. Daher bot der Bundesinnenminister den Ländern Unterstützung seitens des Bundesgrenzschutzes (BGS) an. In Berlin (eine der Modellstädte, die sich an der Aktion Sicherheitsnetz beteiligt hat) arbeiten Landespolizei und BGS in Ermittlungs- und Fahndungsgruppen zusammen, entwickeln gemeinsame Sicherheitsstrategien und gehen gemeinsam auf Streife,
 insbesondere in Bahnhofsbereichen.
 Über die Zusammenarbeit von Polizei und BGS hinaus gehören oft auch Ordnungs- und Ausländerbehörden sowie private Sicherheitsdienste zu den Kooperationen im Rahmen der Sicherheitsnetze.
 Auch die Justiz (im Wesentlichen die Staatsanwaltschaft) wird eingebunden. Ziel ist es hier, nach einer festgestellten Straftat schnell auch zum Abschluss des entsprechenden Strafverfahrens zu kommen.
 

Insgesamt soll dem Bürger ein erhöhtes Sicherheitsgefühl geboten werden u.a. durch eine verstärkte Präsenz von Polizei- und Ordnungskräften.
 Neben einem konsequenteren Vorgehen gegen leichtere Straftaten und Ordnungsverstöße sollen auch Rowdytum, Pöbeleien und ungehöriges Verhalten unterbunden sowie Verunreinigungen verhindert oder beseitigt werden.

Der Begriff „Ordnungspartnerschaft“ stammt aus dem SPD-geführten Nordrhein-Westfalen. Dort geht man - so die Auffassung des NRW-Innenministeriums - über das Konzept des Sicherheitsnetzes hinaus. Die Liste der vom Ministerium genannten möglichen Ordnungspartner für lokale Projekte ist lang. Genannt werden Polizei- und Ordnungsbehörden, Sozial-, Jugend- und Gesundheitsämter, BGS, Verkehrsbetriebe, Justiz, Schulen und Drogenberatungsstellen. Die Zielrichtung ist im Prinzip dieselbe wie bei den Sicherheitsnetzen: Es soll eine verstärkte Präsenz von Polizei- und sonstigen Ordnungskräften und damit eine höhere Kontrolldichte geben, Polizei und BGS sollen ihre Einsatzkonzepte miteinander abstimmen (und dabei Informationen von bzw. Interessen der anderen Ordnungspartner berücksichtigen), und kleinere Rechtsverstöße sollen nicht mehr toleriert werden.

In beiden Konzepten spielt die Polizei die zentrale Rolle. Durch die Zusammenarbeit mit den anderen beteiligten Behörden und Organisationen kann sie ihre Arbeit effektiver gestalten, da ihr mehr Informationen zufließen, sie aber auch praktisch unterstützt wird. Ebenfalls in beiden Konzepten ist ein Absenken der Eingriffsschwelle enthalten. Der „Zero-Tolerance“-Idee folgend soll kein noch so kleiner Rechtsverstoß mehr hingenommen werden. 

Zwar kam der Anstoß für Sicherheitsnetze wie für Ordnungspartnerschaften jeweils „von oben“, wurde also von Ministern angeregt, die konkrete Ausgestaltung vor Ort hängt jedoch vom Engagement der lokalen Akteure ab. So ist beispielsweise in Dortmund seit Ende 1997 nach und nach eine umfangreiche Kooperation (unter dem Titel „Ordnungspartnerschaft“) zwischen der Polizei, zahlreichen städtischen Ämtern, dem BGS, der Bahn AG, den Stadtwerken (die den ÖPNV betreiben), Schulen, dem Stadtsportbund, der Staatsanwaltschaft, der Drogenberatungsstelle und dem Diakonischen Werk entstanden. Mit dem Ziel, die Sicherheit bzw. das Sichereitsgefühl der Bürger zu erhöhen, hat die Polizei gemeinsam mit den Ordnungspartnern Konzepte für die Bereiche Drogen-Missbrauch/Sucht​prävention, ausländerrechtliche Verstöße, Jugendschutz, Schwarzhandel mit Eintrittskarten und Überwachung des ruhenden Verkehrs bei Großveranstaltungen sowie Verfolgung von Umweltdelikten entwickelt. Konkret wurde u.a. eine zentrale Anlaufstelle in der Innenstadt geschaffen, von der aus Polizei und Ordnungsamt gemeinsam agieren „zur Minimierung der von der offenen Drogenszene und sonstigen Randgruppen ausgehenden Störungen, Belästigungen und Gefährdungen“.
 Darüber hinaus gehen Polizisten und uniformierte Mitarbeiter des Ordnungsamtes in der Innenstadt während der Ladenöffnungszeiten gemeinsam auf Streife. Dieser gemeinsame Streifendienst soll auf weitere Stadtteile ausgedehnt werden. Außerdem strebt die Polizei mehr Bürgernähe an. Dazu veranstaltet sie in verschiedenen Stadtteilen Sicherheitsbesprechungen, in denen sie die Bürger „über aktuelle polizeiliche Entwicklungen in ihrem Ortsteil, ihrem Wohnblock oder ihrer Straße informiert“. Zusätzlich sollen die Bezirksbeamten - so sieht es das Ordnungspartnerschaft-Konzept vor - jede Möglichkeit „zu anlassunabhängigen Gesprächen“ nutzen, so bei Veranstaltungen von Vereinen, Kirchengemeinden oder Schulen. Spezielle Jugend-Kontaktbeamte sollen „Kontakte zu gefährdeten Minderjährigen“ aufbauen, womit die Polizei - laut Konzept - „deliktische Aktivitäten“ frühzeitig erkennen und „kriminelle Karrieren“ verhindern möchte.

1.10.2 Kriminalpräventive Räte

In den 90er Jahren sind in fast allen Teilen Deutschlands auf kommunaler Ebene (als lokale Initiativen) und auf Landesebene (als zentrale Beratungsgremien) sogenannte „Kriminalpräventive Räte“
 entstanden.
 In ihnen schließen sich lokale Akteure (aus Polizei, Behörden, Stadt- bzw. Gemeinderäten, Verbänden, Vereinen und sonstigen gesellschaftlichen Gruppen) zusammen, um kriminalpräventive Konzepte für ihre Kommune zu beraten und gemeinsam umzusetzen.
 Mit den dort entwickelten Präventionsstrategien will man „bei den sozialen Ursachen der Kriminalität ansetzen“.
 So wird im Rahmen der Präventionsräte oft vor allem Sozialpolitik betrieben,
 was an den bereits 1905 veröffentlichten Ausspruch des Rechtsprofessors Franz von Liszt „Die beste Kriminalpolitik ist eine gute Sozialpolitik“ erinnert.
 Neben dem Ziel, die Kriminalität zu senken, steht mindestens gleichwertig das Ziel, die Kriminalitätsfurcht zu senken. Der Thüringer Gemeinde- und Städtebund stellte letzteres 1997 sogar eindeutig in den Vordergrund.
 Auch eine Verbesserung des sozialen Klimas in einer Gemeinde wird durch die Arbeit der Präventionsräte erwartet.

Hintergrund der Entstehung der „Kriminalpräventiven Räte“ ist die Einschätzung „professioneller Bearbeiter der Kriminalität“, dass „die traditionellen repressiven Ansätze der Kriminalitätsbekämpfung nicht das Ziel erreichen können, die Kriminalität auf ein gesellschaftlich vertretbares Maß zu reduzieren“.
 Diese Krisenwahrnehmung führte zu der Folgerung, dass Kriminalprävention eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe sein muss,
 die auf kommunaler Ebene quasi an einem „runden Tisch“ anzugehen ist.
 „Kriminalprävention ist eine Querschnittsaufgabe.“

In der Praxis behandeln die Präventionsräte „eine nicht übersehbare Vielfalt an Themen“.
 Sie beschäftigen sich (manchmal in zusätzlich eingerichteten Arbeitsgruppen) mit Laden- oder Fahrrad-Diebstahl, Drogen-Missbrauch oder Fahrerflucht, mit Graffiti, aggressivem Betteln oder Gewaltdelikten. Es ist kaum möglich, eine vollständige Auflistung zusammenzutragen. Alle Themen, die die lokalen Akteure für relevant halten, können sie auf ihre Tagesordnung setzen und damit bestimmen, welche (politischen) Fragen sie im Zusammenhang mit der Kriminalitäts(furcht)entwick​lung sehen. So entstehen Präventionsmaßnahmen unterschiedlichster Art (z.B. Jugendarbeit, Wohnumfeldverbesserungen,
 Beratungsprojekte, Betreuung älterer Menschen, etc.),
 umgesetzt durch die Vernetzung von Akteuren aus dem städteplanerischen, wirtschaftlichen, sicherheits- und sozialpolitischen Bereich sowie durch Öffentlichkeitsarbeit.

Die Arbeit, die im Rahmen der Präventionsräte geleistet wird, ist nicht unbedingt neu. So wurden beispielsweise in Lübeck und Neumünster Fahrrad-Datenbanken aufgebaut, in denen die Besitzer ihre Fahrräder registrieren lassen können. Dadurch können sichergestellte bzw. gefundene Räder leichter dem Eigentümer zurückgegeben werden. Außerdem wurden die Fahrradfahrer über Diebstahl-Sicherungen informiert. Diese Art Präventionsarbeit wird von der Polizei fast überall in Deutschland schon seit Jahren geleistet. Neu ist, dass sich (über den Präventionsrat) auch Fahrrad-Händler, ‑Clubs und auch Versicherungsvertreter an der Arbeit beteiligen. Es kommt durch die Präventionsräte also zu einer „Mobilisierung privater und kommerzieller Ressourcen für die bis dato allein von der Polizei betriebenen Form von Präventionsbemühungen“.

Im Zentrum der Diskussion in den kriminalpräventiven Räten steht häufig die Kriminalität von Jugendlichen.
 Die von ihnen verübten Delikte (Diebstähle, Gewalt, Graffiti oder auch nur das mit Pöbeleien, Alkoholgenuss und Drogen-Missbrauch verbundene öffentliche „Herumlungern“) bewegen die Teilnehmer der Präventionsräte, so dass verstärkt Maßnahmen für Jugendliche beschlossen werden, die in der Regel an die sonst übliche Jugend- und Sozialarbeit erinnern. Neben Aufklärungsarbeit über legale wie illegale Drogen (z. B. in Kooperation mit Schulen) gibt es Sport-Veranstaltungen (auch zu eher ungewöhnlichen Zeiten wie z.B. „Mitternachtssport“ 
), Discos etc. Bei der Umsetzung dieser Aktivitäten wirken dann viele verschiedene Organisationen mit, die sich im Rahmen des Präventionsrates auf eine Zusammenarbeit geeinigt haben. So unterstützen dann beispielsweise Geschäftsleute (etwa über den lokalen Einzelhandelsverband) verschiedene Aktionen, weil sie sich eine Abnahme „herumlungernder“ und „pöbelnder“ Jugendlicher vor ihren Geschäften versprechen.

1.10.3 Stadtplanung unter kriminalpolitischen Gesichtspunkten

Zwischen Gewalt (insbesondere gegen Frauen) und räumlicher Gestaltung besteht ein Zusammenhang. „Mangelhaft beleuchtete Straßen und Plätze, (...) verwinkelte Eingänge, (...) Durchgänge, die meisten Tiefgaragen“ lassen Angst-Gefühle entstehen.
 „Man kann nicht erst (...) riesige, finstere Parkhäuser bauen, um anschließend bei entsprechend vielen Fällen von Autodiebstählen und Überfällen nach der Polizei zu rufen.“
 Räumliche Gestaltung kann Tatgelegenheitsstrukturen verbessern oder verschlechtern. Darum wird (auch im Rahmen von kriminalpräventiven Räten) in vielen Städten bei der Planung von Wohnanlagen, Haltestellen des ÖPNV, Parkhäusern etc. darauf geachtet, Sicherheitsaspekte einzubeziehen. Um diese Arbeit effektiver leisten zu können, kooperieren Behörden (z.B. Bau- oder Stadtplanungsämter), Wohnungsbaugesellschaften, Polizei
 und auch Betreiber des öffentlichen Personen-Nahverkehrs
 miteinander. Dabei erhoffen sich vor allem die städtischen Planer frühzeitige Hinweise von der Polizei auf „sicherheitsrelevante Aspekte“.
 So sollen durch technische wie organisatorische Maßnahmen (z.B. Umbau städtischer Angsträume wie etwa Beleuchtung von Unterführungen oder Video-Überwachung von Parkhäusern, etc.) oder durch Angebote an sozialen Dienstleistungen (z.B. Hausmeister-Dienste in Hochhaus-Siedlungen)
 Gelegenheitsstrukturen abgebaut werden.
 Dazu gehört auch eine Revitalisierung städtischen Lebens („ausgestorbene“ Straßen und Plätze wirken angst-fördernd), was man u.a. mit der Vermeidung von Mono-Strukturen sowie der Ausweitung öffentlicher und privater Spiel- und Freizeit-Flächen erreichen will.

1.11 Entwicklungstendenzen und Kritik

Absenkung der Eingriffsschwellen - Ausweitung der sozialen Kontrolle. Der Zero-Tolerance-Philosophie folgend erlassen immer mehr Städte und Gemeinden Verordnungen (teilweise eingebunden in Konzepte für Sicherheitsnetze oder Ordnungspartnerschaften bzw. als Arbeitsergebnis von kriminalpräventiven Räten) zur Reglementierung des Lebens auf öffentlichen Straßen und Plätzen. Solche sogenannten Gefahrenabwehrverordnungen
 senken die Eingriffsschwelle der Behörden gegenüber sich auf öffentlichen Straßen aufhaltenden Personen herab, so dass juristisch Kontrollgelegenheiten geschaffen werden. Durch solche Verordnungen wird beispielsweise „aggressives Betteln“, Übernachtung in Kraftfahrzeugen oder das „Lagern alkoholisierter oder rauschgiftsüchtiger Gruppen an zentralen Orten der Innenstadt“ verboten.
 Die Verordnungen setzen teilweise wichtige Persönlichkeitsrechte außer Kraft, ermöglichen Personalien-Überprü​fungen sowie Leibes-Visitationen ohne Begründung und erleichtern das Aussprechen von Platzverweisen.
 Mit solchen Instrumenten soll versucht werden, bestimmte Personen- bzw. Randgruppen aus bestimmten Stadtbezirken fernzuhalten.
 In Dortmund beispielsweise sprechen Polizei und Ordnungsbehörden inzwischen darüber hinaus sogar (rechtlich umstrittene) Aufenthaltsverbote (z. B. für einen bestimmten öffentlichen Platz bzw. einen bestimmten Bereich einer öffentlichen Straße) aus.
 Aber auch ohne konkrete gesetzliche Bestimmung wird über kommunale Kriminalpräventionskonzepte die soziale Kontrolle ausgeweitet. So erklärte etwa der NRW-Innenminister, dass der Bürger auch unterhalb der Grenze zur Straftat einen Anspruch habe, vor Belästigungen sicher zu sein.
 Damit werden menschliche Handlungen (Rauchen oder Trinken in der Öffentlichkeit, Wegwerfen von Papierresten, etc.) oder auch Aussehen (schlechte/ungewa​schene Kleidung), was vorher Fragen von Höflichkeit, Benehmen oder Ästhetik waren, plötzlich relevant für die Kriminalitätsbekämpfung.

Einseitigkeit bei der Kriminalitätsbekämpfung. Schaut man sich die Aufgaben-Spektren an, die sich die lokalen Akteure im Rahmen von Ordnungspartnerschaften, Sicherheitsnetzen, kriminalpräventiver Stadtplanung und kriminalpräventiven Räten selbst zusammengestellt haben, sieht man zuerst eine ungeheure Vielfalt an aufgelisteten Problemen und Lösungsansätzen. Auf den zweiten Blick kommt aber eine klare Einseitigkeit zu Tage. Die kommunale Kriminalpolitik dreht sich immer wieder um Diebstahlsdelikte (vom Taschen-Diebstahl bis zum Wohnnungseinbruch), Gewaltdelikte (insbesondere um Jugendgewalt), Drogendelikte und Graffiti. Es liegt auf der Hand, dass sich das Spektrum einengt, wenn man sich auf lokaler Ebene mit Kriminalität beschäftigt. Organisierte Kriminalität oder gar internationale Kriminalität lassen sich auf lokaler Ebene sicherlich nicht lösen. Dennoch bleibt ein großer Bereich von Kriminalität, den man auf kommunaler Ebene anpacken könnte, bei dem ein kommunaler Bezug gegeben ist, der in den vielen Konzepten des Community Policing aber nicht zu finden ist. Beispielhaft seien hier genannt: Korruption in der öffentlichen Verwaltung, illegale Arbeitnehmerüberlassung, ärztlicher Abrechnungsschwindel, Verstöße gegen das Lebensmittelrecht, Verbraucherschutz und Schwarzarbeit.

Systematische Ausgrenzung. Die kommunale Kriminalpolitik hat vorranging ein bestimmtes Ziel und eine bestimmte Zielgruppe: Ziel ist es, einem übersteigerten Unsicherheitsgefühl der Bevölkerung Rechnung zu tragen.
 Da dieses Unsicherheitsgefühl nicht durch korrupte Beamte oder betrügende Ärzte ausgelöst wird, sondern durch „herumlungernde“ Jugendliche, Junkies und bettelnde Obdachlose, richtet sich kommunale Kriminalpolitik in erster Linie gegen soziale Randgruppen.
 Menschen, die zwar schon am Rand unserer Gesellschaft stehen, aber noch in der Mitte unserer Städte anzutreffen sind, sollen jetzt systematisch von dort vertrieben werden.
 Mit den u.a. durch Gefahrenabwehrverordnungen abgesenkten Eingriffsschwellen können diese Personen-Gruppen auch juristisch erfasst werden. Mit Bezeichnungen wie z. B. „rauschgiftsüchtige Gruppe“ werden „Persönlichkeitsmerkmale definiert und Menschen etikettiert, nicht etwa Handlungen oder Situationen“, denn schließlich kann man im Zweifel auch dann als „rauschgiftsüchtig“ erkannt werden, wenn man gerade kein Rauschmittel konsumiert.
 Auch die technische Aufrüstung in Form von Video-Überwachung unterstützt den sozialen Ausschluss. Dort, wo öffentlicher Raum von Kameras überwacht wird, werden „Bettler, Obdachlose und Jugendliche und sonstige ohnehin sozial ausgegrenzte Minderheiten, unabhängig davon, ob sie mit dem Gesetz in Konflikt geraten oder nicht“ verdrängt.
 In Großbritannien, wo die Video-Überwachung von öffentlichem Raum sehr viel umfassender ist als in Deutschland, werden vordringlich jene Gruppen observiert, „die am ehesten für abweichend gehalten werden. (...) Männer, vor allem wenn sie jung sind und schwarze Hautfarbe haben, sind bei dieser Beobachtung überrepräsentiert. 90 Prozent der gezielt Observierten sind männlich, 40 Prozent sind Jugendliche. Schwarze werden anderthalb bis zweieinhalb mal so häufig observiert, wie es ihrem Bevölkerungsanteil entsprechen würde.“

Zwar gibt es im Rahmen kriminalpräventiver Konzepte auch soziale Angebote für Jugendliche, Obdachlose und Drogen-Süchtige, doch sind diese Angebote grundsätzlich nicht neu. Meist wird die bisher geleistete soziale Arbeit in die neu enstandenen kriminalpolitischen Konzepte eingebunden. Neu ist, dass durch das Community Policing der letzten Jahre vor allem arme Menschen zunehmend kriminalisiert werden bzw. ihre pure Anwesenheit als Begründung für das Entstehen von Kriminalität herhalten muss (vgl. Broken Windows und Zero Tolerance).
 Wobei mit Kriminalität - so ist es fast in der ganzen Literatur zur kommunalen Kriminalpolitik nachzulesen - nur die oben beschriebenen Bereiche von Diebstahl über Graffiti bis Gewalt gemeint sind. Man kann also durchaus den Eindruck gewinnen, dass es nicht nur bzw. nur teilweise um Kriminalität, sondern vielmehr oder zumindest auch um einen Konflikt zwischen Arm und Reich geht. Cremer-Schäfer formuliert das so: „In Klagen über Kriminalität können sich auch weniger freundlich die Unwilligkeit von ,Leistungsträgern‘ oder ,Konsumenten‘ ausdrücken, öffentlich mit Armut und Verelendung konfrontiert zu werden.“

Einschränkung der Rechtsstaatlichkeit. Mit der Umsetzung der kommunalen kriminalpolitischen Konzepte, bei denen Privatpersonen bzw. Firmen und Verbände eingebunden sind, geht auch ein gewisser Abbau von Rechtsstaatlichkeit einher. Mit der Einbindung privater Akteure greift der Staat auf private Ressourcen zurück, die aber in einem anderen Umfang als die staatlichen genutzt werden können. Staatliche Akteure sind an rechtliche Prinzipien gebunden wie beispielsweise die Verhältnismäßigkeit. Außerdem müssen Beamte in der Regel ihr Eingreifen (also ihr Tätigwerden) von einem konkreten Anlass abhängig machen. Wirkt aber eine Privatperson bzw. eine Firma zum Beispiel im Rahmen eines kriminalpräventiven Rates an kommunalen Konzepten mit und arbeitet der Polizei und den Ordnungsbehörden zu, so sind diese privaten Akteure an solche Prinzipien (die den Bürger vor ungerechtfertigtem staatlichen Handeln schützen sollen) nicht gebunden. Private Akteure können Informationen sammeln (z.B. Händler über ihre Kunden), um diese den Behörden zur Verfügung stellen.

1.12 Bewertung

Entsprechend den drei kriminalpolitischen Hauptzielen (vgl. Kapitel 3) richtet sich nun der Blick auf die Auswirkungen von Community Policing hinsichtlich des Kriminalitätsniveaus, der Kriminalitätsfurcht sowie der Inneren Sicherheit (gemäß der Definition in Abschnitt 3.4). Dabei stößt man auf ein größeres Hindernis: Es liegen keine eindeutigen empirischen Erkenntnisse darüber vor, wie sich Kriminalität und Kriminalitätsfurcht durch die Umsetzung kommunaler kriminalpolitischer Konzepte verändert haben. Die meisten in Deutschland durchgeführten kriminologischen Regionalanalysen, die Aufschluss über die regionale Struktur von Kriminalität und Verbrechensfurcht sowie über die Wünsche der Bevölkerung geben, waren Planungsgrundlage für kommunale Kriminalpolitik. Es liegen (noch) keine notwendigen Fortführungen dieser Analysen nach Implementierung der neuen Community-Policing-Politik vor, die einen Vergleich, eine komlexere Evaluation erlauben, als es mit einzelnen Daten aus der PKS möglich ist.

Erfolgsmeldungen kommen vor allem aus der Politik. Für München, wo eine „Sicherheitspartnerschaft“ (vergleichbar mit einem „Sicherheitsnetz“) eingeführt worden war, vermeldet der Innenminister einen Rückgang der registrierten Straftaten um 17,1 Prozent im von dieser „Sicherheitspartnerschaft“ erfassten Bereich Hauptbahnhof/Ostbahnhof/S-Bahn für die ersten neun Monate des Jahres 1999. Im selben Zeitraum war die Kriminalitätsrate „im gesamten Münchner Schutzbereich um 3,2 Prozent rückläufig“. Vor allem der Rückgang von Diebstählen (Abnahme um etwa die Hälfte) und Drogendelikten (minus 44 Prozent) haben zum deutlichen Rückgang der Kriminalitätsrate in den genannten Bahn-Bereichen beigetragen. Gleichzeitig habe die Polizei aber 73 Prozent mehr ausländerrechtliche Verstöße (insbesondere illegale Einreise) aufgedeckt.
 Diese Zahlen eröffnen zwei Interpretationsmöglichkeiten: Erstens - die Kriminalität ist tatsächlich gesunken, es wurden insgesamt weniger Straftaten begangen, die Kriminalität konnte also insgesamt effektiv erfolgreich bekämpft werden. Zweitens - die Kriminalität wurde lediglich in andere Bereiche der Stadt vedrängt. Diebe, Drogen-Dealer und ‑Konsumenten halten sich seit Einführung der „Sicherheitspartnerschaft“ nun in Gegenden auf, in denen weniger Polizei präsent ist und verüben dort weiter (evt. sogar unentdeckt, also nicht von der Statistik erfasst) „ihre“ Delikte. Eine Antwort darauf, welche der beiden Interpretationsmöglichkeiten (weitgehend) zutreffend ist, kann nur eine o.g. (noch nicht vorliegende) komplexe Evaluation liefern. Sollte allerdings (für einige Politiker) die Intention von Community Policing in erster Linie sein, bestimmte „verwahrloste“ Bereiche der Städte (z.B. Innenstadt) „für das Recht“ zurückzuerobern
 (und erst in zweiter Linie ein effektives Absenken der Kriminalität verfolgt werden), so ließe sich natürlich schon das Verdrängen von Kriminalität als Erfolg bezeichnen.

Ähnlich schwierig gestaltet sich die Beantwortung der Frage, ob sich das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung aufgrund konkreter kommunaler Kriminalpolitik verbessert hat. Auch hier fehlen eindeutige empirische Erkenntnisse. Anhaltspunkte bieten einige Studien, die zur Vorbereitung kriminalpolitischer Maßnahmen durchgeführt wurden. So äußerten 1997 zwei Drittel der befragten Leverkusener Bürger den Wunsch nach mehr Polizei-Fußstreifen, fast die Hälfte aller Befragten regten zudem den verstärkten Einsatz von motorisierten und Fahrrad-Streifen an.
 Aus dieser Umfrage ließe sich der Schluss ziehen, verstärkte Polizei-Präsenz (z.B. im Rahmen von Ordnungspartnerschaften und Sicherheitsnetzen) wirke sich positiv auf das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung aus. Es ist allerdings ein vorsichtiger Umgang mit einer solchen Schlussfolgerung geboten: Erstens - der Fragebogen dieser Studie ließ keine offenen Antworten zu, so dass die erhobenen Daten vielleicht gar nicht die wirklichen Wünsche der Bürger widerspiegeln. Zweitens - das Umsetzen der Wünsche der Bevölkerung muss nicht unbedingt sinnvoll sein, bzw. muss nicht unbedingt das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung verbessern. Der genaue Entstehungszusammenhang von Kriminalitätsfurcht ist bisher nicht bekannt; lediglich verschiedene Einflüsse auf das Sicherheitsgefühl bzw. Einzelzusammenhänge können nachvollzogen werden.
 Das subjektive Sicherheitsgefühl und das statistische Viktimisierungsrisiko variieren unabhängig voneinander.
 Eine Strategie, die die Kriminalität bzw. das Viktimisierungsrisiko senkt, muss nicht unbeding zu einem Senken der Kriminalitätsfurcht führen. Kritiker des Community Policing sehen sogar die Gefahr, dass die ständige, intensive öffentliche Thematisierung des Problems Kriminalität die Kriminalitätsfurcht steigen lässt.
 Auch eine verstärkte Präsenz von Sicherheitskräften kann eine solche Wirkung entfalten. So mag sich der Bürger vielleicht sagen: „Wenn hier so viele Polizisten sind, dann ist das bestimmt eine ganz unsichere Gegend.“

Tendenziell eher negative Auswirkungen haben die Methoden des Community Policing auf die „Innere Sicherheit“, wenn man von der Angsträume abbauenden Stadtplanung einmal absieht. Einen Beitrag zu einem „positiv befriedeten Zustand der Gesellschaft“
 leisten die meisten kommunalen kriminalpolitischen Konzepte sicherlich nicht. Denn entweder ergreift der Staat (zusammen mit seinen „Partnern“) jugend- und sozialpolitische Maßnahmen, die er auch ohne jeglichen kriminalpolitischen Zusammenhang und damit ohne Stigmatisierung der Zielgruppe (Vorurteil: Die Jugend ist kriminell.) hätte durchführen können, oder er geht repressiv (im Rahmen kriminalpräventiver Konzepte) gegen Randgruppen (Arme, Obdachlose, Süchtige, etc.) vor, verdrängt diese aus der Mitte unserer Städte und damit auch aus den Augen der „Normalbürger“, die zunehmend nicht mehr direkt mit dem steigenden Leid immer größerer Bevölkerungsteile konfrontiert werden möchten.

Insgesamt ist es geboten, die weitere Entwicklung (und empirische Evaluation) von Community Policing mit einem wachsamen und kritischen Auge zu begleiten. Immerhin können die gesellschaftlichen Auswirkungen gravierend sein, wenn arme, Randgruppen zugehörige Menschen nicht mehr als Bedürftige die Solidarität von der Gesellschaft erfahren, sondern von selbiger kriminalisiert und noch weiter ausgestoßen werden. Bleibt abzuwarten, ob die noch fehlenden empirischen Untersuchungen wenigstens zu den Wirkungen hinsichtlich Kriminalitätsniveau und Kirminalitätsfurcht Positives vermelden.

Privatisierung von polizeilichen Aufgaben

An der Bewältigung von Aufgaben der öffentlichen Sicherheit partizipieren verstärkt private Firmen. Mitarbeiter privater Sicherheitsdienste gehen in Bahnhöfen und Einkaufszentren auf Streife, sorgen in U- und S-Bahnen für Sicherheit, arbeiten als Warenhausdetektive, schützen Wertgut-Transporte sowie gefährdete Objekte und Personen. Die private Sicherheitsbranche zählte 1998 118.000 Vollzeitmitarbeiter und hatte einen Umsatz von 16 Milliarden D-Mark, wovon 5,2 Milliarden auf Sicherheitsdienstleistungen wie Revier- und Streifendienst, Werksschutz, Ordnungsdienste, etc. entfielen.
 Personell sind die staatliche Polizei sowie die privaten Dienste in Deutschland insgesamt etwa gleich stark. In den USA sieht das Verhältnis ganz anders aus: Dort standen 1990 rund 650.000 staatliche Polizisten etwa zwei Millionen „private security agents“ gegenüber.

Deutsche Behörden lagern mehr und mehr Aufgaben aus. So beauftragen kommunale Ordnungsämter private Firmen mit der Überwachung des ruhenden aber auch des fließenden Verkehrs; dabei geht es hauptsächlich um die Ahndung von Halte-, Park- und Geschwindigkeitsverstößen. Einige Bundesländer wie zum Beispiel Baden-Württemberg oder Berlin gehen noch einen Schritt weiter. Dort können Bürger sich als ehrenamtliche Hilfspolizisten engagieren, was in Abschnitt 5.3.2 noch genauer dargestellt werden wird. Die zivile Flugsicherung hat der Staat komplett einer privatwirtschaftlichen Firma übertragen, die nun diese hoheitlichen Aufgaben wahrnimmt.

Die Privatisierung von Sicherheit hat selbst vor dem Militär keinen Halt gemacht. Rund 100 Firmen bzw. etwa 8.000 Beschäftigte führen bei der Bundeswehr militärische Wachaufgaben aus, „wobei dem zivilen Wachpersonal Befugnisse bis zum Schusswaffen-Gebrauch zustehen“.

Hier sollen zwei Bereiche der Privatisierung polizeilicher Aufgaben behandelt werden: Private Sicherheitsdienste im öffentlichen Raum (vgl. 5.3.1) sowie ehrenamtliche Unterstützung polizeilicher Behörden (vgl. 5.3.2). Die Auswahl dieser beiden Bereiche ergibt sich aus den Zielen der Privatisierung (vgl. 5.1), rechtlichen Aspekten (vgl. 5.2) sowie der Orientierung an den allgemeinen kriminalpolitischen Zielvorstellungen (vgl. 5.3 sowie 3.2 bis 3.4).

1.13 Ziele der Privatisierung

Welche Ziele werden mit der Privatisierung polizeilicher Aufgaben und staatlicher Kontrolle verfolgt? Wie zu beobachten war und ist, ziehen sich Polizei sowie andere Ordnungsbehörden aus vielen Tätigkeitsfeldern mehr und mehr zurück - private Firmen füllen nun diese Lücken. Diese Entwicklung erfüllt eine politische Leitlinie: „Die Entlastung der Polizei von Aufgaben, die private Unternehmen mindestens ebenso gut und mit geringeren Kosten ohne notwendige hoheitliche Befugnisse wahrnehmen können, entspricht dem Subsidiaritätsprinzip und dem Gedanken des schlanken Staates“, schreibt ein Ministerialdirektor des Bundesinnenministeriums 1996 in einer Publikation des BKA.
 Dabei würden einfache Sicherheitsfunktionen von privaten Sicherheitsunternehmen effektiver wahrgenommen als von überqualifizierten Polizei-Beamten, die aufgrund der Unterforderung schlechter motiviert seien. 

Neben einer möglichen höheren Effizienz spielen noch verschiedene andere ordnungs- und wirtschaftspolitische Gründe eine Rolle bei der Befürwortung der Privatisierungen:
 Zum einen geht es um staatliche Haushaltsentlastung und einen Abbau von Bürokratie. Ein schlanker Staat entspricht modernen ordnungspolitischen Vorstellungen, die nicht zuletzt aufgrund der immer angespannteren Haushaltslage der öffentlichen Hand entwickelt wurden. Über den Sektor der Inneren Sicherheit hinaus soll der Staat insgesamt effizienter und kostengünstiger arbeiten, was zu Reformbemühungen in fast allen Bereiche der öffentlichen Verwaltungen in den letzten Jahren geführt hat. Ebenfalls für eine Privatisierung spricht der Gewinn von privatem Kapital zur Erhöhung der Privatkapital-Quote in der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, was sich wiederum positiv auf auf das Wirtschaftswachstum auswirken kann.

1.14 Rechtliche Aspekte

Die Herstellung der Inneren Sicherheit (bestehend aus Gefahrenabwehr und Strafverfolgung) ist grundsätzlich eine staatliche Aufgabe. Sie ergibt sich aus der Konstitution des staatlichen Gewaltmonopols.
 Aus dem Aufgaben-Komplex Gefahrenabwehr und Strafverfolgung sind lediglich Teile aus dem Gebiet Gefahrenabwehr privatisierungsfähig.

Hierbei ist sogar davon auszugehen, dass der Bürger ein Recht auf eigene private Gefahrenabwehr hat. Dies ist insbesondere damit zu rechtfertigen, dass der Staat nicht alle Aufgaben der Gefahrenabwehr zu 100 Prozent erfüllen kann. So ist es beispielsweise nicht denkbar, dass die Polizei vor allen Häusern, in die eventuell eingebrochen werden könnte, einen Polizisten postiert - demnach muss es den Bewohnern erlaubt sein, selbst Maßnahmen der Gefahrenabwehr zu treffen, wie zum Beispiel eine Alarmanlage zu installieren, die mit einem privaten Sicherheitsdienst verbunden ist, oder einen privaten Streifen-Dienst zu engagieren.

Bei einer möglichen Teil-Privatisierung des Gebietes „Gefahrenabwehr“ sind grundsätzlich zwei Fallgruppen zu unterscheiden:

1. Der Staat lässt private Gefahrenabwehr zu. Die Bürger (also auch Unternehmen) können (in einem noch zu diskutierenden Maße) eigene Maßnahmen zur Gefahrenabwehr treffen.

2. Der Staat lässt Teile seiner Aufgaben von Privatpersonen bzw. privaten Firmen im Auftragsverhältnis erledigen.

Die Einteilung in diese beiden Fallgruppen findet sich auch in der Praxis wieder (s. u., Kapitel 5.3).

Insbesondere im ersten Bereich (private Gefahrenabwehr) ist der rechtliche Rahmen noch dünn. Vor allem für private Sicherheitsdienste gibt es kaum Vorgaben für deren Arbeit. Sie unterliegen lediglich den allgemeinen Bestimmungen für Gewerbetreibende (z.B. Gewerbeordnung sowie Bewachungsverordnung).
 Die Ausübung ihrer Tätigkeit (Patrouillen, Objektsicherung, etc.) beruht im wesentlichen auf den sogenannten Jedermann-Rechten;
 damit können sie sich auf Notwehr, Nothilfe und Notstand berufen,
 dadurch entfällt die Rechtswidrigkeit einer ansonsten strafbewährten bzw. ordnungswidrigen Handlung, wenn durch diese Handlung eine Gefahr für z.B. Leib, Leben, Ehre oder auch Eigentum abgewehrt werden kann.
 Bei der alltäglichen Objektsicherung üben die privaten Sicherheitsdienste in aller Regel das Hausrecht stellvertretend für den Hausherrn aus.
 Da es für Sicherheitspersonal keine Ausbildung im Sinne eines Ausbildungsberufes gibt, fehlen die in anderen Branchen üblichen formalen Vorgaben für die Qualifikation der Mitarbeiter.

1.15 Privatisierungen in der Praxis

Ausgehend von den beiden rechtlichen Fallgruppen (private Gefahrenabwehr und Aufgaben-Übertragung) werden auch die in der Praxis umsetzbaren Modelle von Privatisierung unter diesen beiden Gesichtspunkten zusammengefasst:

1. Private Gefahrenabwehr. Entsprechend der obigen Einteilung trifft der Bürger eigene Maßnahmen (vgl. Abschnitt 5.2).

2. Der Staat - also im wesentlichen Polizei und Ordnungsbehörden - überträgt Teile seiner Aufgaben der Gefahrenabwehr auf private Firmen/Organisatio​nen. Dabei werden auch teilweise hoheitliche Rechte übertragen.

In den nachfolgenden beiden Abschnitten (5.3.1 - 5.3.2) sollen die Privatisierungen der beiden o.g. Fall-Gruppen besprochen werden. Dabei wird eine Auswahl zu treffen sein. Es werden nur die Konzepte und Modelle näher beleuchtet, die (a) in der kriminalpolitischen Diskusion der letzten Jahre im Vordergrund standen und (b) bei der Erfüllung der Ziele „Senken der Kriminalität“ und „Senken der Kriminalitätsfurcht“ von Bedeutung sind. So wird beispielswiese unter 5.3.2 darauf verzichtet werden, die Privatisierung der deutschen Flugsicherung näher zu beleuchten, da hier ganz offensichtlich kein Zusammenhang mit „Senken der Kriminalität“ und „Senken der Kriminalitätsfurcht“ gesehen werden kann.

1.15.1 Private Gefahrenabwehr - Private Sicherheitsdienste im öffentlichen Raum

Immer mehr Bürger und Unternehmen sind in den letzten Jahren auf dem Gebiet der privaten Gefahrenabwehr aktiv geworden und geben Geld für Sicherheit 
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Abbildung 5-1. Umsatzentwicklung der Wach- und Sicherheitsunternehmen. Quelle: BDWS.
aus.
 Die Sicherheitsbranche „boomt“.
 1992 lag der Umsatz der Branche bei rund 3,8 Milliarden Mark, 1998 bei 5,2 Milliarden, für 2000 werden 5,4 und für 2002 5,65 Milliarden D-Mark Umsatz erwartet. Die Zahl der Firmen hat sich im selben Zeitraum etwa verdoppelt. 1992 zählte man 1.290 und 1998 2.200 Firmen. Für 2002 rechnet man mit 2.800 Unternehmen.
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Abbildung 5-2. Anzahl der Wach- und Sicherheitsunternehmen. Quelle: BDWS.

Öffentlicher Raum wird zunehmend privatisiert. Immer größere zusammenhängende Flächen kommen in Privatbesitz und entwickeln sich zu öffentlich zugänglichen Einkaufszentren, kleinen Stadtvierteln mit Parks und Freizeiteinrichtungen usw. (Beispiel: „Neue Mitte“ in Oberhausen, wo unter dem Namen „CentrO.“ eine neue „Stadt“ mit Einkaufszentrum, Spielplätzen, Parks und Freizeiteinrichtungen entstanden ist).
 Unter anderem durch diese Entwicklung treten immer mehr private Wachleute an die Stelle von Staatsbediensteten.
 Die privaten Eigentümer wollen (sich auf das Recht der privaten Gefahrenabwehr berufend) ihr Eigentum schützen. Dabei gilt es für sie nicht nur, Diebstahl und Sachbeschädigung zu verhindern, sie wollen auch ihre Vorstellungen von Sicherheit und Ordnung umsetzen, die sich an den Betriebszielen (Kunden gewinnen, Umsatz steigern, etc.) orientieren.
 Daher werden (z.B. in Ausübung des Hausrechts) Personen der Gebäude/des Grundstücks verwiesen, die entweder nicht zum gewünschten Kundenkreis gehören oder vom gewünschten Kundenkreis als lästig empfunden werden können (z.B. Obdachlose, Jugendgruppen, alkoholisierte Personen, etc.).

Dieser allgemeine Trend kann anhand der Veränderungen bei der Bundesbahn bzw. heute Deutsche Bahn AG exemplarisch aufgezeigt werden: Im April 1992 wurde die Bahnpolizei in den Bundesgrenzschutz (BGS) übergeleitet. Während die Bahnpolizei bisher auch Aufgaben im Bereich Werkschutz und Service wahrgenommen hatte (mit 3.000 hauptamtlichen Bahn-Polizisten und über 100.000 nebenamtlichen Polizisten), beschränkte sich der BGS nun auf den polizeilichen Kernbereich. Die öffentliche Präsenz von uniformiertem Sicherheitspersonal nahm daher ab, und die Deutsche Bahn AG entschied sich deshalb dafür, einen eigenen Werksschutz unter dem Namen „BSG Bahnschutz GmbH“ als Teil des Deutsche-Bahn-Konzerns zu gründen. Entscheidend für das Unternehmen war dafür u.a. das abgesunkene subjektive Sicherheitsempfinden der Kunden.
 In der Zeit von Anfang 1995 bis Ende 1996 stockte die BSG ihr Personal von rund 80 Mitarbeitern auf etwa 2.000 auf. Allein im Januar 1997 sprach die Bahn dann in den drei Berliner Bahnhöfen Zoo, Hauptbahnhof und Lichtenberg 181 Hausverbote und 7.400 Platzverweise aus.
 Außerdem ist die Bahn bemüht, ihr Image zu verbessern - dabei insbesondere das Image der Bahnhöfe und Bahnhofsviertel. Das sogenannte 3-S-Konzenpt (Service, Sicherheit, Sauberkeit) soll u.a. dem Bahn-Kunden einen Aufenthalt im Bahnhof ermöglichen, ohne dass er mit Bettlern, Drogen-Konsumenten oder Obdachlosen konfrontiert wird, was zu gezielten Vertreibungsaktionen führt. Darüber hinaus wurde zum Beispiel im Hauptbahnhof in Frankfurt am Main eine Lounge für Reisende eingerichtet, zu der man nur mit Fahrkarte oder BahnCard bzw. gegen Bezahlung Zutritt hat. So soll sichergestellt werden, dass unerwünschte Personen-Kreise diesen Wartesaal erst gar nicht betreten können. Da das Sicherheitsgefühl der Bahn-Reisenden zu großen Teilen auch von Sauberkeit abhängt (Unsauberkeitstendenzen assoziieren Verwahrlosung, vgl. Broken-Windows-Theorie in Abschhnitt 4.1), werden gesteuert über sogenannte 3-S-Zentralen Verunreinigungen wie Müll, Graffiti oder Urin umgehend entfernt. Gleichzeitig strebt die Bahn an, für die Umfeld-Verbesserung ihrer Bahnhöfe mit den Kommunen, den Ländern, Verkehrsverbünden oder lokalen Präventionsräten zusammenzuarbeiten.

Die (bunte) Vielfalt von Sicherheitsdiensten in Innenstädten, die sich auf der Basis der privaten Gefahrenabwehr und des Hausrechts entwickelt hat, beschreibt Behr
 am Beispiel der Stadt Frankfurt am Main. In der Innenstadt der Main-Metropole finden sich „Doorguards“ vor großen Kaufhäusern, ähnlich wie man sie schon als Türsteher vor Diskotheken kennt. Dazu kommen blau uniformierte Mitarbeiter vom Kontrolldienst der Verkehrsbetriebe, die das Hausrecht im Bereich der Verkehrsanlagen schützen. In roten Uniformen patrouillieren Sicherheitsleute im Auftrag der Stadt - sie kümmern sich auch um die Sauberkeit in den unterirdischen Anlagen der Stadtwerke. Im Auftrag der Bahn gehen blau uniformierte Mitarbeiter (im Bereich des Bahnhofs) auf Streife - neben der Wahrnehmung des Hausrechts obliegt ihnen auch die Fahrkarten-Kontrolle. Grün uniformiert sind die Sicherheitsleute der Dresdner Bank. Das Kreditinstitut besitzt in Bahnhofsnähe einige Immobilien, weshalb sie Doppel-Streifen mit Hund im entsprechenden Viertel patrouillieren lässt. Außerdem sind noch Mitarbeiter von Straßenverkehrs- und Ordnungsamt (ebenfalls uniformiert) im Einsatz, ebenso wie Hilfspolizisten, die auch zum Ordnungsamt gehören.
 (Die verstärkte öffentliche Präsenz von staatlichen Sicherheitskräften wurde in Kapitel vier unter dem Begriff „Community Policing“ behandelt.)

Es bleibt also festzustellen, dass

a) mehr zusammenhängender öffentlicher Raum in Privatbesitz gelangt (es entstehen Einkaufszentren, Freizeitanlagen, neue „Stadtviertel“),

b) auf diesem Privatgrund professionell organisierte private Gefahrenabwehr stattfindet und zwar in einem Umfang, den eine einzelne an einer öffentlichen/staatli​chen Straße gelegene Firma nicht betreiben könnte.

1.15.2 Teil-Privatisierung durch Aufgaben-Übertragung

Ordnungsbehörden gliedern teilweise ihre Aufgaben aus und lassen sie von Privat-Firmen erledigen. So gehen in einigen Städten
 private Sicherheitsdienste auf Streife, um Falschparker zu notieren. Auch die Überwachung fließenden Verkehrs wird schon ausgelagert, so dass Sicherheitsfirmen im Auftrag einer Behörde Radar-Anlagen bedienen. Die Verwaltungen erhoffen sich, durch die dann schlankere Organisation Kosten einsparen zu können. Diese Art der Privatisierung soll hier nicht näher beleuchtet werden, da es offensichtlich keine Auswirkungen auf Kriminalität und Kriminalitätsfurcht hat, wenn zum Beispiel die Mitarbeiter der städtischen Verkehrsüberwachung nicht von der Stadt angestellt sind, sondern als Angestellte einer Privat-Firma im Auftrag der Stadt arbeiten.

Im Fokus des Interesses soll hier die Entwicklung stehen, dass Polizei und Ordnungsbehörden Privatpersonen mit Aufgaben der Gefahrenabwehr betrauen. Vor allem ehrenamtliches Engagement von Bürgern im Bereich Sicherheit und Ordnung wird in mehreren Bundesländern durch staatlich initiierte Projekte und Organisationen gefördert.

So haben mehrere Bundesländer (Berlin, Bayern, Sachsen, Baden-Württemberg, Brandenburg und Hessen) einen freiwilligen Polizeidienst eingerichtet bzw. bereiten die Einrichtung gerade vor. In Berlin besteht seit Jahren eine „Freiwillige Polizeireserve“ (seit April 1999: „Freiwilliger Polizeidienst“), Brandenburg hat „Sicherheitspartnerschaften“ eingerichtet, Sachsen und Bayern nennen ihre Polizei-Verstärkung „Sicherheitswacht“, in Hessen stehen ein „Freiwilliger Polizeidienst“ und eine „Wachpolizei“ auf der politischen Tagesordnung und Baden-Württemberg hat einen „Freiwilligen Polizeidienst“.

Während die Polizeireserve in Berlin noch aus den Zeiten der deutschen Teilung und der damit verbundenen Sonderstellung West-Berlins stammt,
 sind fast alle anderen Hilfspolizei-Gruppen jüngeren Datums und meist erst nach der Wiedervereinigung entstanden oder noch im Entstehen begriffen.
 In allen Diensten können sich Bürger freiwillig, ehrenamtlich engagieren. Ihre Aufgaben bestehen im wesentlichen darin, auf Streife zu gehen, den Bürgern als Ansprechpartner zur Verfügung zu stehen und ggf. die Kollegen von der „richtigen“ Polizei über Vorfälle zu informieren. Aufgrund des Tätigkeitsfeldes werden sie immer wieder als „wandelnde Notruf-Säulen“
 bezeichnet. Gemeinsames Ziel aller freiwilligen Dienste soll ein verbessertes subjektives Sicherheitsgefühl der Bevölkerung sein. In Bayern erhofft man sich darüber hinaus, durch die geschaffene Sicherheitswacht den unkontrollierten Zusammenschluss von Bürgern zu Bürgerwehren verhindern zu können.
 Vielmehr möchte die Staatsregierung in Bayern eine „Kultur des Hinsehens und der Hilfe“ fördern, in dem Bürger im Rahmen der Sicherheitswacht soziales Engagement üben.
 Die Konzepte in allen entsprechenden Ländern haben präventiven Charakter, meist werden die ehrenamtlichen Polizisten direkt in die kommunale kriminalpräventive Arbeit eingebunden.

Je nach Bundesland sind die freiwilligen Ordnungshüter sehr unterschiedlich ausgestattet. In Baden-Württemberg beispielsweise sollen die Freiwilligen „den Polizeivollzugsdienst verstärken“ und haben deshalb auch „die Stellung von Polizeibeamten im Sinne des Polizeigesetzes“.
 Sie sind mit einer Pistole bewaffnet und tragen eine Uniform, die sich von der der hauptamtlichen Polizisten nur marginal unterscheidet.
 So können die Hilfspolizisten die Ein-Mann-Funkstreife (hauptberuflicher Polizist) verstärken.
 Im Nachbarland Bayern sieht das ganz anders aus: Dort erkennt man die Sicherheitswächter lediglich an einem Brust-Abzeichen sowie einer Armbinde. Eine Bewaffnung ist ausgeschlossen; nur ein Reizgas-Spray zur Eigensicherung ist vorgesehen.
 Die Rechte der Freiwilligen differieren sehr weit. In Baden-Württemberg sind sie quasi Polizisten. Ähnlich sieht das in Berlin aus, wo sie - ebenfalls bewaffnet - den polizeilichen Streifendienst unterstützen. In Brandenburg hingegen müssen die Sicherheitspartner mit den Jedermann-Rechten auskommen. Sie arbeiten als eine Art Nachbarschaftswache, die in die kommunale Präventionsarbeit eingebunden ist, gehen auf Streife, informieren die Behörden über Beobachtungen, beraten die Bürger in Sicherheitsfragen und bringen ihre Erfahrungen in die Diskussion der lokalen Sicherheitsversammlungen der Kommune ein.
 Dazwischen liegen beispielsweise Bayern und Sachsen. Dort dürfen die Sicherheitswächter Personalien überprüfen, Personen befragen und Platzverweise aussprechen.
 Der Freiwillige Polizeidienst in Hessen, der bis Ende 2001 in Wiesbaden und Offenbach sowie den Landkreisen Fulda und Marburg-Biedenkopf erprobt wird, orientiert sich an den bayerischen und sächsischen Modellen. Allerdings ist vorgesehen, dass die freiwilligen Helfer auch den Straßenverkehr überwachen sowie die allgemeinen polizeilichen Ermittlungen und Fahndungen unterstützen.

1.16 Kritische Stimmen

Die Polizei zieht sich aus Bereichen der Gefahrenabwehr zurück - Privatleute und Firmen finanzieren daher das Engagement von Sicherheitsdiensten, die in diese Lücke stoßen; dazu kommen in mehreren Bundesländern noch ehrenamtliche, vom Staat eingesetzte Sicherheitshelfer. Auf den ersten Blick mag der Unterschied nicht allzu groß sein: An Stelle des Polizisten patrouilliert jetzt ein privater Wachmann durch die Einkaufspassagen, oder ein ehrenamtlicher Hilfspolizist geht in der Stadt auf Streife. Beim genaueren Hinsehen kommt es aber zu vielerlei Verschiebungen: An die Stelle von staatlichen Sicherheitsinteressen treten private Interessen, wenn Sicherheit privat finanziert wird;
 zusätzliches Sicherheitspersonal steht nur denjenigen zur Verfügung, die dafür bezahlen können; der öffentliche Raum in einer Stadt wird teil-privatisiert, ist nicht mehr allgemein zugänglich und nur noch eingeschränkt nutzbar.
 Der bürgerliche Anspruch auf Innere Sicherheit gegenüber dem Staat wird nicht mehr voll erfüllt, da der Staat selbst ehrenamtlich engagierte Bürger an die Stelle von seinen Polizisten setzt. Die Ausbildung der Ehrenamtlichen oder der Privaten ist in keiner Weise mit der der Profi-Polizisten zu vergleichen. Kritisch beäugt werden muss auch, aus welchen gesellschaftlichen Kreisen das Personal für die ehrenamtlichen Dienste stammt. Auch muss die Frage gestellt werden, ob mit den Privatisierungen das staatliche Gewaltmonopol angetastet wird.

Die Kritikpunkte im einzelnen:

Menschenrecht Sicherheit. Sicherheit wird zunehmend kommerzialisiert. In vielen Bereichen gilt schon heute: Nur wer bezahlt, erhält Schutz, was dazu führt, dass Sicherheit ein Gut für Reiche wird. So investieren Wohlhabende in Sicherheitssysteme wie Kameras und Alarmanlagen (ggf. mit angeschlossenem Wachdienst) für ihre Wohnung bzw. ihr Haus. Kritisierbar ist das aus zweierlei Perspektiven: Einerseits sind weniger wohlhabende bzw. ärmere Menschen benachteiligt, weil sie sich ein so hohes Maß an Sicherheit nicht leisten können. Andererseits kann man argumentieren, dass es ebenfalls ungerecht ist, dass man überhaupt für Sicherheit extra bezahlen muss, auch wenn man die finanziellen Mittel dazu hat. Es ist schließlich Aufgabe des Staates, das Menschenrecht „Sicherheit“ zu verwirklichen.
 Für die Erfüllung seiner allgemeinen Aufgaben (und dazu zählt die Innere Sicherheit, vgl. 5.2) zieht der Staat daher auch Steuern ein. Dem widerspricht es auch, dass zum Beispiel der Fahrgast über den Kauf der Fahrkarte für die privaten Sicherheitsdienste in Bahnhöfen sowie U- und S-Bahnen bezahlt. „Da die Wahrung des öffentlichen Friedens Staatsaufgabe ist“
, so das Argument, hätte die Allgemeinheit in Form des Staates (über allgemeine Steuern finanziert) für die Innere Sicherheit aufzukommen. Demnach hätte der Staat die vielen Sicherheitslücken, in die die privaten Dienste nachrücken, erst gar nicht entstehen lassen dürfen, so dass sich die Frage der Privatisierung in diesem Umfang gar nicht erst gestellt hätte.

Interessenverschiebung. Mit dem Austausch des Sicherheitspersonals in den Innenstädten (Polizisten gegen private Sicherheitsleute) wird auch das der Sicherheit zugrunde liegende Interesse ausgetauscht.
 Der staatliche Polizist vertritt öffentliche Interessen. Denn: „Die Polizei ist an universelle rechtliche Normen und rechtliche Interventionsvoraussetzungen gebunden. Ihr Handeln dient per Gesetz oder per exekutivistischer Weisung fixierten wechselnden staatlichen Steuerungsbedürfnissen instrumenteller oder symbolischer Art.“
 Das Handeln von privaten Sicherheitsdiensten orientiert sich hingegen an den Partikular-Interessen der Auftraggeber.
 Durch diese Interessen werden „neue, situativ und zeitlich hoch variable Devianzformen“
 geschaffen. So werden - eben je nach Interesse des jeweiligen Auftraggebers - lärmende Kinder, Alkoholiker, Jugend-Cliquen, Rauschgift-Süchtige oder Personen, die nur so aussehen,
 von den Sicherheitsdiensten ausgesondert. Dabei wird der Devianzbegriff in den privaten Sicherheitskonzepten in devianzbegünstigendes Handeln vorverlegt, so dass sich die Bekämpfung schon auf Gelegenheitsstrukturen und Risikolagen richtet. Grundlage für das Handeln der Sicherheitsdienste ist im wesentlichen das Hausrecht.
 „Für die Öffentlichkeit und die darin sich bewegenden Menschen hat die Privatisierung der öffentlichen Räume und die damit einhergehende private Überwachung und Kontrolle in erster Linie selektive Ausgrenzungsstrategien zur Folge. Orientiert an der Funktionstüchtigkeit ökonomischer gesellschaftlicher Subsysteme, bildet sich ein Zweig sozialer Disziplinierung aus, der den Bürger als Produktivfaktor erfasst und einer optimalen profitablen Verwertung zuführt. Wer den systemspezifischen Normalitätsvorstellungen nicht entspricht, wird sanktioniert.“
 Das heißt also, wer einfach nur schlecht gekleidet, ungewaschen oder alkoholisiert ist und auf einer Bank in einer Einkaufspassage sitzt, mag zwar weder eine Straftat noch eine Ordnungswidrigkeit begehen, doch nach dem aus den Partikular-Interessen des Eigentümers abgeleiteten Devianzbegriff mag dadurch schon die Sicherheit und Ordnung in der Einkaufspassage berührt sein, was zur Ausweisung der betreffenden Person durch den Sicherheitsdienst führen kann.

Stadtkultur. Aus der oben beschriebenen Interessenverschiebung folgen Veränderungen für das öffentliche Leben in den Städten. Erstens: Immer größere (zusammenhängende) Anteile öffentlichen Raumes gelangen in Privatbesitz in Form von Einkaufszentren, Shopping Malls, etc. Das öffentliche Leben spielt sich immer weniger auf öffentlichen, rein staatlich kontrollierten Straßen, Wegen und Plätzen ab; es verlagert sich mehr und mehr auf großflächige private Grundstücke, die sich vom öffentlichen Raum aber kaum unterscheiden.
 Dadurch - zweitens - erweitert sich der öffentlich zugängliche Raum, in dem allerdings - weil er sich in Privatbesitz befindet - der Eigentümer das Hausrecht durch Sicherheitsdienste ausüben lässt. Das hat zur Folge, dass in diesen neuen „Städten“ der Inhaber definiert, was unter Sicherheit zu verstehen ist, und wann demnach der Sicherheitsdienst einzugreifen hat. Die Messlatte für deviantes Verhalten wird deutlich tiefer gelegt. Die bloße Anwesenheit von Personen, die nicht dem gewünschten, konsum-orientierten Kundenkreis angehören (Bettler, alkoholisierte Personen, Jugend-Cliquen, etc.), können in Ausübung des Hausrechts aus dem Einkaufszentrum gewiesen werden (s.o., neuer Devianzbegriff). Eine Stadt spaltet sich dadurch in Bereiche für konsumierende, zahlungskräftige, norm-konforme
 Kunden (neue Einkaufs- und Freizeitzentren) und in Bereiche für die ärmeren Mitglieder der Gesellschaft, die (teilweise nur optisch) nicht in das Konzept der Händler passen (klassische Innenstadt, ärmere Stadtviertel). Acht Oberbürgemeister deutscher Großstädte fürchten sogar (sie veröffentlichten ein Manifest) eine noch weitergehende Spaltung der Städte in der Hinsicht, dass Wohnviertel für Arme sich wie ein Gürtel um die Innenstadt legen, während die Wohnviertel für Reiche abgeriegelt und von Privatpolizei bewacht werden.
 In Großstädten wie São Paulo, Johannesburg, Manila oder Lagos ist diese Entwicklung schon sehr weit fortgeschritten. Dort sind diese Viertel für Reiche bereits wahre Festungen abgeschottet von der übrigen Bevölkerung, aber auch von der Staatsmacht; so haben die Kommunalverwaltungen nur noch eingeschränkten Einfluss auf das öffentliche Leben in diesen Stadtvierteln.

Qualifikation des privaten bzw. ehrenamtlichen Personals. Die Ausbildung des Personals von privaten Sicherheitsdiensten wie bei ehrenamtlichen Polizei-Gruppen ist gering. Private Sicherheitsdienste bilden ihr Personal oft in Kursen aus, die nur wenige Unterrichtsstunden umfassen (z.B. dreitägige Kurse bei Industrie- und Handelskammern), bevor die Mitarbeiter auf Streife gehen.
 Auch auf Vorqualifikationen wird wenig Wert gelegt - nicht einmal ein Schulabschluss ist generell üblich. Fehlende soziale Kompetenzen können im Arbeitsalltag, der vom Umgang mit Menschen geprägt ist, zu Problemen führen. „Im privaten Sicherheitsgewerbe sind vorwiegend Personen beschäftigt, die auf dem Arbeitsmarkt als ,schwer vermittelbar‘ gelten (Berufsinvalide, Aussteiger, in jüngster Zeit auch verstärkt jüngere Leute mit mangelnder beruflicher Ausbildung, auch Personen mit Alkohol- oder Schuldenproblemen etc.)“
 Darüber hinaus hält sich der Vorwurf hartnäckig, dass private Sicherheitsdienste und ehrenamtliche Polizei-Einheiten Personen anziehen, die einmal „Polizist spielen“ wollen, Waffenfanatiker sind oder einfach nur Minderwertigkeitskomplexe durch Machtausübung gegenüber ihren Mitmenschen kompensieren wollen. Es sind „diffuse Motivationen“, die für die „Hilfswächterprogramme“ genutzt werden.
 Bestätigt wurde diese Kritik durch aufgedeckte Missstände bei der Berliner Polizeireserve Anfang der 90er Jahre, was sogar zu einem Untersuchungsausschuss im Abgeordnetenhaus (im Juni 1993 eingerichtet) geführt hat. In diesem Rahmen wurde u.a. festgestellt, dass etwa fünf Prozent der freiwilligen Polizisten rechtskräftig verurteilte Straftäter waren; bei weiteren 17 Prozent der Mitglieder der Polizeireserve bestand einmal ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren, das jedoch eingestellt wurde. Besondere öffentliche Aufmerksamkeit erlangte eine Gruppe von zwölf Rechtsextremisten, die im Raum Berlin illegalen Waffenhandel betrieben - fünf Personen dieser Gruppe waren Angehörige der Freiwilligen Polizeireserve.

Gewaltmonopol. In die Kritik gerät die Privatisierung von polizeilichen Aufgaben auch dahin gehend, dass das staatliche Gewaltmonopol angekratzt wird.
 Private Sicherheitsdienste üben professionell organisierte Gewalt in einer Form aus, die traditionell den Polizei- und Ordnungsbehörden zugewiesen war.
 Dabei berufen sich die Dienste auf die Jedermann-Rechte, die im „Verhältnis zum rechtsstaatlichen Gewaltmonopol Ausnahmerechte“ sind und davon ausgehen, dass generell „rechtsstaatlich geordneten Verfahren“ wie „polizeilichem Handeln“ der Vorrang einzuräumen ist.
 In der Praxis der privaten Sicherheitsdienste bilden diese Ausnahmerechte die wesentlichste Grundlage alltäglichen Handelns.
 Bernhardt beschreibt dies mit dem absichtlich in sich widersprüchlichen Begriff „professionelle Nothilfe“.
 Auf das Fehlen adäquater Rechtsvorschriften für private Sicherheitsdienste wurde bereits in Abschnitt 5.2 hingewiesen. Mit dem staatlich unterstützten Ausweiten ehrenamtlichen Engagements für Sicherheit wird den Bürgern signalisiert, dass Teile der Gefahrenabwehr quasi dem Subsidiaritätsprinzip folgend vom Staat dem Bürger zurückgegeben werden. Mit der verstärkten Privatisierungsentwicklung könnte ein Paradigmen-Wechsel eingeläutet werden. Beste stellt sogar einen „Strukturwandel“ des staatlichen Gewaltmonopols fest: „Auf der einen Seite werden die Eingriffsbefugnisse und Interventionsrechte staatlicher Kontrollorgane beständig ausgeweitet, auf der anderen Seite ist der innerstaatliche Kontrollapparat in verstärktem Maße gezwungen (Überlastung, Deregulierung, ,schlanker Staat‘, Finanzkrise etc.), Aufgabengebiete auszulagern, abzutreten und privatistischen Kontrollformen zu überantworten.“

1.17 Bewertung

Auf der Vorteilsseite aller Konzepte sind finanzielle Gesichtspunkte zugunsten der öffentlichen Hand zu verbuchen. Nicht ohne Grund nennen die jeweiligen Befürworter von Privatisierungen höhere Effizienz auf dem Gebiet der Inneren Sicherheit sowie die Entspannung der öffentlichen Haushaltslage immer wieder als einige ihrer Ziele. Sieht man insgesamt das Subsidiaritätsprinzip sowie das Modell des „schlanken Staates“ als wichtige, hochrangige ordnungspolitische Grundsätze an, so sind Privatisierungen auch auf dem Gebiet der Inneren Sicherheit sicherlich folgerichtig.

Blickt man jedoch auf die leitenden kriminalpolitischen Ziele „Senken der Kriminalität“ sowie „Senken der Kriminalitätsfurcht“ bei Erhalt eines ausgewogen befriedeten Zustandes der Gesellschaft (vgl. Begriff „Innere Sicherheit“ in Kapitel 3.4), so werden Erfolge auf Grund von Privatisierungen nur unter der Annahme zu verbuchen sein, dass das hauptberufliche, staatliche Sicherheitspersonal (also vor allem die Polizei) um mindestens die Kapazitäten reduziert wird, die auf dem Sektor der Privaten und Freiwilligen entstehen. Ein Absinken von Kriminalität bzw. Kriminalitätsfurcht wird sich logischerweise nicht dadurch einstellen, wenn zum Beispiel an Stelle eines hauptberuflichen Polizisten ein privater Wachmann oder ein freiwilliger Polizei-Helfer denselben Streifen-Dienst übernimmt (Grundannahme: Der Private bzw. Freiwillige hat gegenüber potenziellen Kriminellen dieselbe abschreckende Wirkung wie ein Polizist). Ob durch die Privatisierung, die bereits stattgefundet hat, das Kriminalitätsniveau positiv beeinflusst wurde, lässt sich nicht beantworten. Schließlich kann nur spekulativ angenommen werden, wie sich die Kriminalität ohne diese Privatisierung entwickelt hätte.

Auf das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung wirken sich private Fußstreifen kaum positiv, teilweise sogar negativ aus, wie eine vom BKA im März 1999 abgeschlossene noch unveröffentlichte Studie zeigt:
 Auf die Frage „Wer sollte in Ihrer Gegend Fußstreifen durchführen: Polizisten, Wachleute einer Privatfirma oder Nachbarn?“
 antworteten 1998 80 Prozent der Ost- und 65 Prozent der Westdeutschen mit „Polizisten“. Damit lag die Präferenz für Polizei-Streifen ähnlich hoch wie schon 1994 (Ost: 76 Prozent; West: 69 Prozent). Den Einsatz privater Wachleute wünscht sich nur eine Minderheit von zwölf bis 13 Prozent in Ost und West, 1994 wie 1998. Das Engagement von Nachbarn wird überhaupt nicht geschätzt: Nur zwei Prozent der Ostdeutschen (1994 und 1998) halten es für sinnvoll; im Westen sind es immerhin vier (1994) bis fünf Prozent (1998). Nach ihrem Sicherheitsgefühl befragt, wie es sich gegenüber dem Ist-Stand in der eigenen Gegend verändern würde, wenn (a) mehr Polizei oder (b) mehr private Wachdienste auf Streife gehen würden, so fühlen sich alle Deutschen mit „mehr Polizei“ sicherer - im Osten auch etwas sicherer bei „privaten Wachdiensten“. In Westdeutschland steigt die Gruppe mit der Antwort „fühle mich in der eigenen Gegend sehr unsicher“ von einem Prozent (Ist-Stand) auf fünf Prozent, wenn ein privater Wachdienst auf Streife gehen würde.

Während die Studie eindeutig ergibt, dass die Deutschen private Sicherheitsdienste im eigenen Wohnviertel nicht gerne sehen, bleibt offen, ob sie den Einsatz dieser Wachleute in Fußgängerzonen, Freizeitanlagen oder Einkaufszentren für sinnvoll erachten. Auf jeden Fall wird deutlich, dass die Menschen ein um ein Vielfaches höheres Vertrauen in die staatliche Polizei haben, denn in ein privates Sicherheitsunternehmen.

Die unter den Stichworten „Interessenverschiebung“ und „Stadtkultur“ (Kapitel 5.4) beschriebenen Ausgrenzungsstrategien bestimmter Bevölkerungsgruppen aus dem urbanen Leben müssen auf ihre längerfristige Gesellschaftsverträglichkeit überprüft werden. Die hier in den letzten Jahren eingetretene Entwicklung und wohl erst recht die sich an den USA sowie weiteren außereuropäischen Metropolen orientierenden Szenarien
 lassen sich eher nicht mit dem kriminalpolitischen Ziel eines „positiv befriedeten Zustandes von Staat und Gesellschaft“
 in Einklang bringen. Eine Antwort auf die Frage, in welchem Ausmaß die erwähnten Ausgrenzungen noch sozial verträglich sind, kann diese Arbeit nicht geben. Es handelt sich um eine so umfassende wie grundlegende und wichtige Frage, dass eine breite soziologische und gesellschaftspolitische Debatte nötig ist, insbesondere um Lösungen zu finden, die eine Entwicklung in Deutschland verhindern, die den o.g. internationalen Beispielen nachkommt.

Sanktionierung von Straftätern

Als letztes Glied in der Kette der Kriminalitätsverhütung und ‑bekämpfung steht die Sanktionierung des Delinquenten.
 Die Ahndung der Tat durch seine Bestrafung soll den Rechtsfrieden wieder herstellen, zum sozialen Frieden beitragen sowie dem Strafbedürfnis der Bevölkerung Rechnung tragen.
 Gleichzeitig sollen Strafandrohung und Strafverhängung eine generelle kriminalpräventive (Generalprävention) als auch eine spezialpräventive Wirkung (Spezialprävention) haben, d.h. die per Gesetz allgemein angedrohten Strafen sollen potenzielle Täter abschrecken, die individuell verhängte Strafe soll den Delinquenten „verwarnen“ und von weiteren Taten abhalten. Generalprävention und Spezialprävention sind die beiden Strafzwecke, auf denen das strafrechtliche Sanktionensystem fußt.

Dieser Zielkatalog der Sanktionierung von Straftätern ordnet sich den allgemeinen kriminalpolitischen Zielen (vgl. Kapitel 3) unter. General- und Spezialprävention sollen die Kriminalität senken (vgl. 3.2), und Ziele wie Rechtsfrieden, sozialer Friede und Strafbedürfnis der Bevölkerung gehören zum allgemeinen Ziel der Inneren Sicherheit (vgl. 3.4). Nicht empirisch untersucht wurde bisher, ob bestimmte Strafformen oder ‑höhen sowie Konzepte der Wiedergutmachung (Täter-Opfer-Ausgleich) Auswirkungen auf das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung haben bzw. die Kriminalitätsfurcht senken (vgl. 3.3). Diese Frage muss daher im Rahmen dieser Arbeit unbeantwortet bleiben.

In der Kriminal- sowie der Justizpolitik finden seit einigen Jahren Debatten statt, ob sich mit dem derzeitigen Handlungsspektrum der Justiz die oben aufgelisteten Ziele optimal verwirklichen lassen. Dabei stehen vor allem folgende Fragen im Vordergrund:

· Wird das Strafrecht in ausreichendem Maße auch den Opfern gerecht? Dienen die verhängten Strafen auch der individuellen Wiederherstellung des Rechtsfriedens gegenüber den Opfern?

· Erreichen die verhängten Strafen die erwartete spezialpräventive Wirkung? Oder begünstigen gar einige Strafen sogar die Rückfälligkeit von Straftätern?

Als Antwort auf die Fragen sind in den letzten Jahren mehrere Konzepte entwi-

ckelt worden, die hier behandelt werden sollen. Unter dem Titel Täter-Opfer-Ausgleich ist ein Modell entstanden, das der Wiederherstellung des Rechtsfriedens unter besonderer Berücksichtigung der Opfer-Interessen dienen soll. Dabei wird in dieser Arbeit das Hauptaugenmerk auf den TOA im Erwachsenenbereich gelegt, da der TOA auf diesem Gebiet noch recht jung ist und in den Anfängen steckt. Im Jugendbereich kennt das Strafrecht schon etwas länger den TOA (vgl. 6.1). Vorschläge für neue Strafformen wie gemeinnützige Arbeit, Fahrverbot und elektronisch überwachter Hausarrest (elektronische Fußfessel) verfolgen das Ziel, die spezialpräventive Wirkung der Strafen zu verbessern (vgl. 6.2).

1.18 Täter-Opfer-Ausgleich und Wiedergutmachung im Rahmen allgemeiner strafrechtlicher Sanktionierung

Michael Walter, Mitglied der „Kommission zur Reform des strafrechtlichen Sanktionensystems“,
 definiert den Begriff „Täter-Opfer-Ausgleich“ wie folgt: „Täter-Opfer-Ausgleich wird als tatbezogener Ausgleich zwischen einem Beschuldigten und ,seinem‘ Opfer definiert, der als vertraglich-freiwillige Absprache zwischen beiden durch die Vermittlung eines neutralen Dritten/Mediators herbeigeführt wird, um entweder bereits ein (weiteres) förmliches Strafverfahren zu vermeiden (Diversion) oder zumindest - im Falle eines Fortgangs des Strafverfahrens und einer Verurteilung - die übrigen sanktionsrechtlichen Folgen einzuschränken.“

1.18.1 Historischer Überblick und Ausgangslage

Mit der „Legitmationskrise des Sanktionensystems“ Ende der 70er Jahre - die kriminologische Sanktionsforschung musste feststellen, dass spezial- wie generalpräventive Wirkungen der verhängten Strafen überschätzt wurden - setzte neben einer „Diskussion um die rechtsstaatlichen Verteidigungsrechte des Beschuldigten“ auch eine „Diskussion um die Stellung des Opfers im Strafverfahren“ ein.
 Kritiker äußerten, das Opfer sei eher Objekt denn Subjekt im Strafverfahren, es legitimiere lediglich den Strafanspruch des Staates, es erleide eine sekundäre Viktimisierung durch das Strafverfahren, und es habe mit seinen Schadensersatz-Ansprüchen gegenüber dem Täter oft das Nachsehen, weil der Staat mit dem Eintreiben einer Geldstrafe den Verurteilten häufig zahlungsunfähig macht. Aufgrund der Diskussion kam es Mitte der 80er Jahre zu Gesetzesnovellierungen im Bereich der Opferentschädigung.
 Als Folge der aus den USA stammenden Gedanken der Diversion und Mediation rückten Wiedergutmachung sowie der Täter-Opfer-Ausgleich (TOA) in den Mittelpunkt der bundesdeutschen kriminalpolitischen Diskussion
 (wie auch international eine Bewegung hin zu Konfliktausgleich, Mediation und Verringerung von Leid zu beobachten war)
 und führten letztlich im Dezember 1990 zur Aufnahme des TOA in das Jugendgerichtsgesetz (JGG).
 Zuvor waren in den 80er Jahren zahlreiche Modellprojekte zum professionell begleiteten TOA im Jugendbereich gegründet worden. 

Im allgemeinen Strafrecht sind schon seit Jahrzehnten an mehreren Stellen An​knüpfungspunkte für Wiedergutmachung (nicht jedoch für einen professionell begleiteten TOA, vgl. Def. unter 6.1) zu finden. So ermöglicht die Strafprozess​ordnung (StPO) unter bestimmten Bedingungen beispielsweise eine Verfahrens​einstellung, wenn der Täter den von ihm verursachten Schaden beglichen hat. Zur praktischen Anwendung allerdings kamen diese Möglichkeiten im Erwachsenen-Strafrecht kaum bis gar nicht.
 Erst seit 1994 findet der Täter-Opfer-Ausgleich ausdrückliche Erwähnung im Strafgesetzbuch
 (§ 46a StGB);
 dennoch blieb die Anwendung des TOA hinter den Erwartungen zurück, was beispielsweise den Generalstaatsanwalt des Landes Brandenburg Ende 1997 veranlasste, in einem Rundschreiben an alle Staatsanwaltschaften des Landes die zu diesem Zeitpunkt seit drei Jahren im StGB verankerte Möglichkeit des TOA nochmals in Erinnerung zu rufen.
 Noch jüngeren Datums ist die Aufnahme des TOA in die StPO: Seit 1999 enthält die StPO einen Appell an Staatsanwaltschaften und Gerichte, „in jedem Stadium des Verfahrens die Möglichkeit eines Ausgleichs zwischen dem Beschuldigten und dem Opfer einer Straftat auszuloten“.

Während Mitte der 80er Jahre eine ganze Reihe von TOA-Projekten für jugendliche Straftäter gegründet wurden - Dölling und Henninger listen 13 Projekte auf
 - nahm nur ein Modellprojekt für Täter-Opfer-Ausgleich im Erwachsenen-Bereich seine Arbeit auf (1984 in Tübingen).
 1993 zählte Bannenberg deutschland weit fünf Modellprojekte im Erwachsenenbereich in den Städten Tübingen, Nürnberg, Hamburg, Düsseldorf und Detmold. Etwa zur selben Zeit lief ein weiteres in Hannover an (offizieller Start: 1. Juli 1992).
 Je nach Umfrage und Erhebung machen rein auf Jugendliche und Heranwachsende ausgerichtete Projekte 1995 einen Anteil von zwischen 73 und 81 Prozent aus. Gemischte Projekte hatten einen Anteil von zwischen sechs und 14 Prozent; reine Erwachsenen-Projekte hatten einen Anteil von zwischen elf und 14 Prozent.

Anhand der Daten aus den o.g. Erhebungen und Zählungen sowie den verschiedenen o.g. Gesetzänderungen lässt sich feststellen, dass der Täter-Opfer-Ausgleich als professionell begleitetes mediatives Verfahren zuerst im Jugendbereich erprobt (in den 80er Jahren) und dann formal installiert wurde (1990 Aufnahme in das JGG). Im Erwachsenenbereich hat diese Entwicklung um etwa ein Jahrzehnt später stattgefunden (Erprobung im wesentlichen in den 90er Jahren; formale Einführung 1994 [StGB] und zuletzt 1999 [StPO]). Blickt man auf die Anzahl der verschiedenen TOA-Projekte in Jugend- und Erwachsenenbereich sowie auf die Fälle, so kann man sehen, dass heute grob drei Viertel der Projekte bzw. Fälle im Jugendbereich liegen (weitere Zahlen in Abschnitt 6.1.4).

1.18.2 Ziele des TOA

Mit dem Täter-Opfer-Ausgleich wird eine ganze Reihe von Zielen bzw. Ziel-Komplexen angestrebt. Als übergeordnete abstrakte Ziele sind die Wiederherstellung von sozialem Frieden
 bzw. des Rechtsfriedens
 zu nennen, was durch eine Aussöhnung zwischen Täter und Opfer erreicht werden soll.
 Auf der Ebene der Beziehung zwischen Täter und Opfer soll der Konflikt geschlichtet werden (siehe Aussöhnung), um so auch Konfliktpotenzial für die Zukunft insbesondere im sozialen Nahbereich auszuräumen.
 Schäden (materielle wie immaterielle) sollen im Rahmen des TOA wieder gutgemacht werden; beim Beschuldigten soll durch den TOA ein Lernprozess eingeleitet werden.
 Im allgemeinen Strafrecht (im Gegensatz zum Jugendstrafrecht) liegt dem TOA aber kein Erziehungsgedanke zu Grunde, da dies mit der Vorstellung eines mündigen Bürgers nicht zu vereinbaren sei, so Hartmann.
 Verbunden mit dem Lernprozess erwarten Befürworter des TOA eine spezialpräventive Wirkung
 und damit ein Absinken von Kriminalität (allgemeines kriminalpolitisches Ziel).

Täter-Opfer-Ausgleich und Wiedergutmachung haben die Diskussion um die Strafzwecke in der Fachwelt neu entfacht. Dabei konnte sich Wiedergutmachung allerdings nicht als eigenständiger Strafzweck neben Generalprävention und Spezialprävention etablieren.

1.18.3 TOA in der Praxis

Ausgangspunkt für einen Täter-Opfer-Ausgleich ist in der Regel die Entscheidung des zuständigen Staatsanwaltes bzw. Gerichts, dass der vorliegende Fall für ein TOA-Verfahren für geeignet gehalten wird.
 Diese Entscheidung kann schon im Vorverfahren (der Staatsanwalt gibt den Fall zum TOA ab, bevor er eine Anklage formuliert) oder erst im Hauptverfahren (der Richter, dem eine Anklage vorliegt, gibt den Fall zum TOA ab) getroffen werden. Allerdings steht es Täter wie Opfer frei, sich selbst bei einem TOA-Projekt zu melden, um in einem strafrechtlich relevanten Konflikt vermitteln zu lassen. Bei Strafverfahren gegen Erwachsene regen in 80 Prozent der Fälle die Amts- und Staatsanwaltschaften einen TOA an. So beginnen die TOA-Verfahren auch in 87 Prozent der Fälle bereits im Vorverfahren.

TOA heißt, dass die Betroffenen ihren Konflikt weitgehend autonom regeln. Ein Konfliktberater hat in diesem Prozess einen vermittelnden Charakter. Dieser Konfliktberater (ein erfahrener bzw. geschulter Sozialarbeiter/-pädagoge) gehört zu einer Konfliktschlichtungsstelle (TOA-Projekt).
 Obwohl der TOA in die Strafrechtspflege integriert ist, findet der Prozess außerhalb der Strafjustiz statt.
 Die TOA-Projekte sind regional recht unterschiedlich organisiert: als freie Träger (Vereine) oder als Teil der Gerichtshilfe bzw. Jugendgerichtshilfe.
 Auf diesem Gebiet gibt es in der Fachwelt eine sehr ausgeprägte Debatte: Diskutiert wird, welche Organisationsformen der Einrichtungen und welche Qualifikationen der Mitarbeiter sinnvoll bzw. erstrebenswert sind. Außerdem steht zur Debatte, ob - und wenn ja, wie weit - Aufgaben der Gerichts- bzw. Bewährungshilfe sowie therapeutische Aufgaben in die TOA-Projekte integriert werden sollen, was in vielen Einrichtungen heute schon in unterschiedlicher Ausprägung der Fall ist.

Zu Beginn der Vermittlung klärt der Konfliktberater in getrennten Gesprächen (oder auch schriftlich) mit Opfer und Täter ab, ob ein TOA auf beiden Seiten gewünscht ist. Im Idealfall kommt es anschließend zu einem gemeinsamen Gespräch mit Opfer, Täter und Vermittler. Im Rahmen dieses Gesprächs wird die begangene Straftat aufgearbeitet. Das Opfer erhält die Möglichkeit, seine persönliche Erfahrung mit der Opferwerdung, aber eben auch seine auf die Zukunft gerichteten Interessen zur Konfliktschlichtung (was in einem Strafverfahren sonst nicht zur Sprache kommt, dort wird nur - in die Vergangenheit blickend - eine Tat in juristische Kategorien eingepasst und dann das Strafbedürfnis des Staates befriedigt)
 zu artikulieren. Dem Täter ergibt sich die Möglichkeit, sich den Konsequenzen seiner Tat zu stellen und - soweit möglich - zu ihrer Bereinigung beizutragen. Täter und Opfer einigen sich auf Wiedergutmachungsleistungen, die meist materieller Art sind. Diese Einigung wird schriftlich festgehalten und die Erfüllung vom TOA-Projekt überwacht.

Sollte es nicht zu einem gemeinsamen Gespräch kommen, bedeutet das nicht zwangsläufig ein Scheitern des TOA. Eine Ausgleichsverhandlung kann auch über den Konfliktberater als Vermittler stattfinden, ohne dass sich Täter und Opfer im Rahmen des TOA persönlich begegnen müssen.

Zum Abschluss des Ausgleichs erhalten die Staatsanwaltschaft bzw. das Gericht einen Bericht, in dem „die einzelnen Stationen des Ausgleichs, die Wiedergutmachungsleistung und deren Einhaltung sowie die Position des Geschädigten bezüglich einer Verfahrenseinstellung“
 enthalten sind. Die Staatsanwaltschaft bzw. das Gericht können daraufhin entscheiden, ob sie das Verfahren mit oder ohne Auflagen einstellen bzw. eine niedrigere Strafe als sonst üblich verhängen.

Grundlage für eine Verfahrenseinstellung oder Strafmilderung ist nicht allein ein geglückter Täter-Opfer-Ausgleich. § 46a StGB ermöglicht beides auch dann, wenn der Täter eine Wiedergutmachung „ernsthaft erstrebt“
 hat. Somit besteht die Möglichkeit, dass der Täter auch dann Vorteile im Rahmen des gegen ihn laufenden Strafverfahrens eingeräumt bekommt, wenn sich beispielsweise das Opfer einem TOA verschließt.

1.18.4 Empirische Daten zum TOA

Eine allumfassende Statistik, die lückenlos alle TOA-Einrichtungen sowie all ihre Fälle erfasst, gibt es nicht. Amtliche Statistiken weisen TOA noch gar nicht aus.
 Um aber das weite Feld des TOA statistisch zu erfassen, wurde erstmals 1993 durch die Institute und Lehrstühle von vier Universitäten sowie des TOA-Servicebüros
 eine bundesweite TOA-Statistik - die aber keine Vollerhebung ist - ins Leben gerufen. Die Erhebung der Daten für diese Statistik erfolgte mittels Fragebögen, die an die den Initiatoren bekannten TOA-Projekte verschickt wurden.
 1993 beteiligten sich 51 Projekte an der Datenerhebung, 1995 waren es nur noch 42, 1996 stieg die Zahl auf 64. Ein weiterer Anstieg bei der Beteiligung ist für 1997 zu verzeichnen: Bis zum 31.07.1998 hatten 66 TOA-Projekte ihre Datenbögen für 1997 eingereicht.

Nach dieser „Bundesweiten TOA-Statistik“ gab es 1993 bei 51 Projekten insgesamt 1.238 Fälle, 1995 waren es bei 42 erhobenen Projekten 1.813 Fälle (Das ergibt eine Steigerung von ca. 46 Prozent). „Durch die 1.813 Fälle waren 2.296 Opfer und 2.620 Täter betroffen.“
 Für 1996 nennt Kerner Zahlen:
 3.392 Fälle (plus 87 Prozent gegenüber 1995) mit 4.166 Opfern und 4.654 Tätern. Da es sich bei der TOA-Statistik nicht um eine Vollerhebung handelt, lässt sich der tatsächliche Umfang durchgeführter TOA-Verfahren nur abschätzen. Kerner nennt dazu für 1997 Zahlen: 15.000 Täter und 14.000 Opfer.

Täter-Opfer-Ausgleich wird bei einer Vielzahl verschiedener Delikte praktiziert. Die 1995 registrierten TOA-Fälle deckten 53 verschiedene Delikte bzw. 53 verschiedene Paragraphen im Strafgesetzbuch ab. Dabei machten die TOA-Fälle, in denen nur materieller Schaden entstanden war (Diebstahl/Betrug/Sachbeschädi​gung), lediglich nur rund ein Viertel aus. Etwas mehr als 70 Prozent der TOA-Fälle gehörten 1995 in die Kategorie „Gewaltdelikte“. Diese prozentuale Aufteilung verschiebt sich bei der Betrachtung der Altersgruppen (Jugendliche/Heran​wachsende sowie Erwachsene) nur marginal. Allerdings sind in TOA-Verfahren so gut wie keine „schweren Fälle“ zu finden. Bei den Erwachsenen gab es 1995 lediglich fünf Fälle (ein Prozent), die als Verbrechen
 eingestuft wurden. Bei den Jugendlichen und Heranwachsenden waren es immerhin 179 Fälle (9,6 Prozent).

1.18.5 Perspektiven des TOA

Bezogen auf die Fallzahlen hat der Täter-Opfer-Ausgleich in Deutschland noch ein gewaltiges Potenzial. Bei mehrstufigen Berechnungen und Schätzungen für das Jahr 1995 kommen Wandrey und Weitekamp
 auf etwas mehr als 600.000 Fälle (Straftaten), die für einen TOA geeignet seien.
 Aber bei nur 9.000 Fällen wurde im selben Jahr ein TOA durchgeführt, so dass man sich - rechnerisch - noch eine Steigerung um das 65-fache vorstellen könnte. Die Zahl von 9.000 zeige aber immerhin, dass der TOA „sich in dem ihm vom Strafrecht zugestandenen Rahmen durchaus etabliert hat und zu einer gesellschaftlich relevanten und notwendigen Größe geworden ist“.

Als entscheidende Grundlage für den weiteren Ausbau des TOA in Deutschland nennt die jüngste größere TOA-Studie
 eine entsprechende Verankerung des TOA in die StPO. Ende 1999 wurde die StPO in diesem Punkt inzwischen ergänzt.
 Jetzt bleibt abzuwarten, ob diese Ergänzung die erhofften Wirkungen auch entfalten wird.

Weitere einschneidende Veränderungen seitens des Gesetzgebers sind in naher Zukunft nicht zu erwarten. Im März 2000 legte die von Bundesjustizminister Edzard Schmidt-Jortzig (FDP) im Januar 1998 eingesetzte „Kommission zur Reform des strafrechtlichen Sanktionensystems“
 ihren Abschlussbericht vor. Fast alle diskutierten Vorschläge, die zu einer Verbesserung und Ausweitung des TOA hätten führen sollen, wurden letztlich von der Kommission abgelehnt. Abgelehnt wurden u.a.

· die gesetzliche Verankerung des Subsidiaritätsgrundsatzes mit einer verbindlichen Vorrangstellung der Schadenswiedergutmachung im materiellen Strafrecht,

· die Anerkennung der symbolischen Wiedergutmachung als Variante des TOA,

· die mögliche Verurteilung zur Schadenswiedergutmachung als strafrechtliche Hauptsanktion,

· das Zeugnisverweigerungsrecht für Mediatoren.

1.18.6 Kritik

In den 90er Jahren kam es beim TOA zu einem „Gründungsboom“ entsprechender Projekte, TOA gilt als modern
 und wird in Theorie und Praxis überwiegend als willkommene Neuerung des strafrechtlichen Sanktionensystems gesehen.
 Dennoch gibt es auch kritische Stimmen. Vor allem aus den Reihen der Amts- und Staatsanwälte sowie von Opfer-Vertretern kommt diese Kritik.

Mehrbelastung für die Justiz. „TOA gilt nun gemeinhin in Praktiker-Kreisen nicht als erledigungsfreundlich.“
 Dieses Problem beschreibt Kerner anhand von Darstellungen des Arbeitsalltages der Amts- und Staatsanwälte. Vor allem bei leichterer bis mittlerer Kriminalität schätzt Kerner die Bearbeitungszeit eines Falles - unter optimalen Bürobedingungen - auf etwa eine Stunde. In dieser Zeit ließe sich der Fall studieren, eine Entscheidung treffen sowie die Anklage diktieren - womit der Vorgang für den Amts- oder Staatsanwalt als erledigt gilt. Wird aber der Fall einem TOA zugeführt, bleibt er offen - für durchschnittlich zwei bis drei Monate
 - und taucht in der hausinternen Statistik („Resteliste“), mit der der Amts- oder Staatsanwalt gegenüber seinem Vorgesetzten formal seine (nicht erbrachte) Arbeitsleistung nachweist, als „unerledigt“ auf. Dass sich der Fall in einem TOA-Verfahren befindet, lässt sich aus dieser „Resteliste“ nicht ablesen. Nach Abschluss des TOA-Verfahrens kommt der Fall zurück, der Amts- oder Staatsanwalt muss sich erneut mit der Akte befassen, und - falls der TOA gescheitert ist - eine Anklage verfassen, die er (wenn er auf den TOA-Versuch verzichtet hätte) schon vor Wochen hätte schreiben können.

Außerdem befürchten Kritiker aus der Justiz-Praxis ein sogenanntes „net-widening“. Demnach werden - so die Überlegung der Kritiker - kleinere Fälle, die sonst folgenlos eingestellt worden wären, nun einer aufwendigen Maßnahme (nämlich dem TOA) zugeführt. Ein weiterer „net-widening“-Effekt sei durch eine erhöhte Anzeige-Bereitschaft der Geschädigten zu befürchten. Opfer könnten sich durch ein TOA-Verfahren im Anschluss an eine Strafanzeige größere Chancen ausmalen, Schadensausgleich zu erhalten, den sie sonst nur unter erhöhtem Aufwand auf dem Zivilrechtsweg hätten erstreiten können.

Schaden für die Opfer. Vertreter von Opfern (z.B. vom Opferverband „Weißer Ring“) taten sich lange Zeit schwer mit dem TOA. Sorgen vor Übervorteilung, einseitiger Täter-Orientierung sowie Versöhnungsdruck auf die Opfer prägten die Diskussion auf Seiten der Opfer-Verbände. Die ablehnende Position des Weißen Rings lockerte sich erst 1994; eine positive Hinwendung unter Einschluss mehrerer Empfehlungen zum TOA erfolgte erst 1997.
 Nach wie vor kritisieren Vertreter von Opfer-Verbänden den TOA, auch wenn sie ihn nicht vollständig ablehnen:
 Der TOA stelle nicht sicher, dass im Rahmen der Wiedergutmachungsvereinbarung der gesamte entstandene materielle Schaden ausgeglichen werde. Außerdem gebe es Fälle, in denen Opfer im Rahmen des TOA (insbesondere durch das Gespräch mit dem Täter) weitere psychische Schäden erleiden. Das sei vor allem dann der Fall, wenn persönliche oder gar intime Aspekte der Täter-Opfer-Beziehung aufgearbeitet werden sollen, dies aber aufgrund weit divergierender Ansichten von Täter und Opfer scheitert. Kritisch wird in diesem Zusammenhang auch die uneinheitliche und teilweise nicht ausreichende Qualifikation der TOA-Mitarbeiter gesehen. Dort seien die Ursachen für gescheiterte und mit negativen Nebenwirkungen behaftete TOA-Versuche zu suchen.

Neue Formen strafrechtlicher Sanktionierung

1.18.7 Ausgangslage

Politisch kritisch gesehen wird die Entwicklung, dass verstärkt Straftäter, die zu einer Geldstrafe verurteilt wurden, diese nicht zahlen können und deshalb eine Ersatz-Freiheitsstrafe antreten müssen.
 Das hat u.a. die Bundesjustizminsterin Herta Däubler-Gmelin,
 die schleswig-holsteinische Justizministerin Anne Lütkes
 sowie den Deutschen Anwaltverein (DAW)
 dazu bewogen, Änderungen am Sanktionensystem zu fordern. Das Bundesjustizministerium stellte in einem Informationspapier im Februar 1999 fest, dass sich die „Sanktionsmöglichkeiten des Strafrechts insbesondere im Bereich der kleineren und mittleren Kriminalität (...) als unzureichend“ erwiesen hätten.
 Begründet wird das mit dem hohen Anteil kurzer Freiheitsstrafen, die auch vollzogen werden. Der Vollzug kurzer Haftstrafen ist aber nur bei „Unerlässlichkeit“ (d.h. bei fehlender sinnvoller und ausreichender Sanktionsalternative) vorgesehen. Das Bundesjustizministerium will auf dieses Problem mit einer neuen eigenständigen strafrechtlichen Sanktion der gemeinnützigen Arbeit antworten (vgl. 6.2.2), so dass eine Sanktionsalternative zur Verfügung steht. Darüber hinaus sind ein Fahrverbot als Hauptstrafe (vgl. 6.2.3) sowie ein elektronisch überwachter Hausarrest (vgl. 6.2.4) in der Diskussion.

Eines der Hauptziele aller diskutierten Erweiterungen des Sanktionensystems ist das Zurückdrängen kurzer Freiheitsstrafen. Es ist weitgehend Konsens in der kriminalpolitischen wie kriminologischen Diskussion, dass Haft negative Nebenwirkungen hat, so zum Beispiel der Straftäter stigmatisiert wird, seine Wiedereingliederung in die Gesellschaft Probleme aufwirft und die Haft evt. auch eine Strafrückfälligkeit begünstigt.
 Daher werden grundsätzlich Sanktionsformen mit besserer spezialpräventiver Wirkung gesucht, die an die Stelle von Haft treten können. Somit lässt sich das Ziel (Zurückdrängen kurzer Freiheitsstrafen) dem kriminalpolitischen Hauptziel „Senken der Kriminalität“
 unterordnen.

Auch spielt das Verbrechensopfer eine Rolle bei der Erweiterung des Sanktionenspektrums. Die Geldstrafe gerät als alleinige Sanktion bei leichterer bis mittlerer Kriminalität in die Kritik - ähnlich wie bei der befürwortenden Argumentation für den Täter-Opfer-Ausgleich.
 Da der Verurteilte in der Regel zuerst die Strafe bezahlt (der Staat zwingt ihn dazu), muss das Opfer auf sein Geld zum Schadensausgleich warten.
 Mit der besseren Berücksichtigung bzw. Befriedigung der Opfer-Interessen wird insgesamt dem kriminalpolitischen Hauptziel „Innere Sicherheit“
 entsprochen.

1.18.8 Gemeinnützige Arbeit als eigenständige Sanktionsform

Im März 1998 startete der Bundesrat eine Gesetzesinitiative zur Einführung gemeinnütziger Arbeit als eigenständiger Hauptsanktion in das Strafrecht.
 Nach diesem Entwurf ist vorgesehen, kleinere und mittlere Vergehen mit dieser neuen Sanktion zu ahnden. Als Maßstab für die Schwere der Tat bzw. der Strafe wird die ansonsten üblicherweise verhängte Geldstrafe herangezogen: „Anstelle einer Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen kann das Gericht unter Berücksichtigung der Persönlichkeit des Täters und seiner persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse die Ableistung gemeinnütziger Arbeit anordnen. Zugleich bestimmt das Gericht die Geldstrafe, die an die Stelle der gemeinnützigen Arbeit tritt, wenn diese nicht in angemessener Zeit oder nicht nicht in ordnungsgemäßer Weise erbracht wird.“
 Die vorgesehene automatische Ersetzung einer nicht geleisteten gemeinnützigen Arbeit durch eine Geldstrafe hat vor allem zwei Gründe. Erstens soll „es der Verfahrenserleichterung dienen, wenn im Versagensfall das Gericht nicht noch einmal mit der Sache befasst werden muss“.
 Zweitens muss das verfassungsmäßige Verbot der Zwangsarbeit
 berücksichtigt werden. Es bleibt also dem Verurteilten überlassen, ob er die gemeinnützige Arbeit leistet oder die Ersatz-Geldstrafe zahlt.
 

Die Initiatoren des Gesetzentwurfs erwarten eine spezialpräventive Wirkung durch diese Sanktion sowie mittel- bis langfristig auch sinkende Kosten für die öffentliche Hand. Die Kostensenkung soll sich einerseits aus der spezialpräventiven Wirkung ergeben (Der Täter werde künftig straffrei leben, was die gesellschaftlichen Kosten von Delinquenz senke), andererseits werden geringere Haftkosten erwartet, weil die Anzahl von Ersatzfreiheitsstrafen für nicht bezahlte Geldstrafen sinken solle.

Die Regierung Schröder hat sich 1999 die Position des Bundesrates aus dem Jahr 1998 im Wesentlichen zu eigen gemacht. In einem Positionspapier des Bundesjustizministeriums wird die Einführung gemeinnütziger Arbeit neben den „bisherigen Hauptsanktionen Geld- und Freiheitsstrafe“ angekündigt.
 Die vom Ministerium genannten Vorteile dieser neuen Sanktion lassen sich zusammenfassen als: Ausgleich der Tatschuld, spezialpräventiver „Denkzettel“, positive Spezialprävention, Leistung des Täters zur Aussöhnung mit der Gesellschaft, Kontakt des Straftäters mit positiven Rollenvorbildern.

Inzwischen zeichnet sich ab, dass die Neuerung nicht in ihrer Reinform Wirklichkeit wird. Der SPD-Rechtspolitiker Jürgen Meyer kündigte im April 2000 an, dass in einem ministeriellen Referenten-Entwurf das „Ersetzungsmodell“ Kernpunkt sein werde.
 Dieses Modell geht auf einen Vorschlag der vom Justizministerium 1998
 eingesetzten Kommission „Reform des strafrechtlichen Sanktionensystems“ zurück: „Das Gericht kann (oder soll) dem Verurteilten (...) gestatten, auch eine kurze Freiheitsstrafe durch gemeinnützige Arbeit zu ,verbüßen‘.“
 Somit soll an die Stelle der Haft, wenn die Aussetzung zur Bewährung einer Freiheitsstrafe unter sechs Monaten nicht mehr vertretbar ist, die gemeinnützige Arbeit treten. 

Grundsätzlich erkennen die Mitglieder der Kommission die „kriminalpädagogische Sinnhaftigkeit“ sowie die o.g. Vorteile an. Allerdings befürchten sie zahlreiche Nachteile, die vor allem im Zusammenhang mit der praktischen Umsetzung zu sehen sind: Problematisch sei die Bestimmung der erreichbaren Zielgruppe (Wer eine Geldstrafe „aus der Westentasche“ zahlen könne, werde mit der Sanktion der gemeinnützigen Arbeit zwar stärker getroffen, könne sich jedoch für die Geldstrafe entscheiden),
 die Vollstreckungsbehörde werde zu einer Art Arbeitsamt, das Erfordernis der Zumutbarkeit der gemeinnützigen Arbeit
 werde eine Vielzahl von gerichtlichen Überprüfungen nach sich ziehen, derzeit unproblematisch vollstreckte Geldstrafen würden zukünftig als gemeinnützige Arbeit einem aufwändigen Vollstreckungsverfahren zugeführt.
 Das Ersetzungsmodell hingegen verwirkliche weitgehend die Vorteile der Sanktion „gemeinnützige Arbeit“, die Nachteile könnten hingegen im wesentlichen vermieden werden.

Aus zahlreichen öffentlichen Äußerungen der Justizministerin sowie SPD-Politikern lässt sich schließen, dass noch im Jahr 2000 ein Gesetz auf den Weg gebracht wird, mit dem die gemeinnützige Arbeit als Strafform in Form des Ersetzungsmodells eingeführt werden soll.

1.18.9 Fahrverbot als Strafe

Seit dem 59. Deutschen Juristentag 1992 wird die Erweiterung des Fahrverbots in der Kriminal- und Justizpolitik intensiver diskutiert. Zahlreiche Gesetzentwürfe wurden entwickelt, von denen sich aber keiner bisher durchsetzen konnte. Die Reformvorschläge sehen zeitliche Erweiterungen des Fahrverbotes auf bis zu sechs Monate sowie die Weiterentwicklung des Fahrverbots zur selbstständigen Hauptstrafe vor.

Mit dem Fahrverbot soll das Sanktionen-Spektrum erweitert werden, damit individueller auf den Täter eingegangen werden kann. So soll den Gerichten die Verhängung eines Fahrverbots zum Beispiel dann sinnvollerweise als Sanktionsmöglichkeit zur Verfügung stehen, wenn eine Geldstrafe vom Strafmaß grundsätzlich zwar angebracht ist, den Täter aber individuell besonders hart (z.B. bei Zahlungsunfähigkeit) oder besonders weich (z.B. bei sehr wohlhabenden Tätern) treffen würde.
 Außerdem haben die Befürworter eines weiter gefassten Fahrverbots die vollen Gefängnisse im Blick. Sie gehen davon aus, dass sich mit einem Fahrverbot als selbstständiger Hauptstrafe kurze Freiheitsstrafen weiter zurückdrängen lassen.

Um den spezial- wie generalpräventiven Charakter dieser neuen erweiterten Strafe nicht von vornherein zu gefährden, soll das Fahrverbot nur bei Straftaten ausgesprochen werden, die mit „dem Führen eines Kraftfahrzeugs“ in einem „zeitlichen und inneren Zusammenhang“ stehen. Erforderlich ist, „dass der Täter das Kraftfahrzeug in seinen Tatplan einbezogen und die Benutzung des Kraftfahrzeuges die Tat ermöglicht oder erleichtert hat“.
 Mit dieser Einschränkung hat zuletzt die „Kommission zur Reform des strafrechtlichen Sanktionensystems“ die Aufstufung des Fahrverbots zur Hauptstrafe, „die anstelle oder neben einer Geld- oder Freiheitsstrafe verhängt werden kann“, empfohlen.

Welche genaue Richtung die Bundesregierung bei einem Fahrverbot als Hauptsanktion derzeit
 verfolgt, ist nicht offensichtlich. Die Bundesjustizministerin hat jedoch bereits mehrfach in der Presse angekündigt, das Fahrverbot zur Hauptsanktion aufwerten zu wollen.

1.18.10 Elektronisch überwachter Hausarrest (Fußfessel)

Seit Anfang der 80er Jahre wird in den USA sowie in Großbritannien der elektronisch überwachte Hausarrest als strafrechtliche Sanktion eingesetzt. Nachdem weitere Länder diese Sanktionsmöglichkeit erprobt bzw. eingeführt haben (z. B. Israel, Singapur, Schweden, die Niederlande und Australien), findet seit Anfang der 90er Jahre eine intensivere Diskussion über dieses Sanktionsmittel auch in Deutschland statt.
 1997 startete das Land Berlin eine Bundesratsinitiative zur Änderung des Strafvollzugsgesetzes, um den Ländern die Möglichkeit zu geben, durch eine auf vier Jahre befristete Rechtsverordnung den elektronisch überwachten Hausarrest in Modellversuchen einzuführen. Inzwischen hat der Entwurf den Bundesrat passiert (Juli 1999) und liegt jetzt (mit einer befürwortenden Stellungnahme der Bundesregierung) dem Bundestag zur Beratung vor.
 Ohne eine mögliche Ergänzung des Strafvollzugsgesetzes abzuwarten, startete das Land Hessen „am 2. Mai 2000 einen zweijährigen Modellversuch, in dessen Rahmen die ,elektronische Fußfessel‘ an Straftätern erprobt wird“.
 Rechtliche Grundlage ist, dass die Fußfessel nicht als Strafform, sondern als Bewährungsauflage mit richterlicher Anordnung im Einzelfall und nur mit ausdrücklicher Genehmigung des künftigen Trägers zum Einsatz kommt.

In der Praxis in Hessen (aber auch in theoretischen Überlegungen, die über den hessischen Versuch hinausgehen)
 wird dem Straftäter ein elektronischer Peil-Sender am Fußgelenk befestigt. Dazu wird in seiner Wohnung eine mit dem Telefonnetz verbundene „Databox“ (Empfänger) installiert, die die Anwesenheit des Trägers feststellt. Über das Telefonnetz meldet der Empfänger an einen Zentral-Computer, ob der Straftäter sich innerhalb des zugelassenen Radius‘ bewegt. Dort wird ständig überprüft, ob die An- bzw. Abwesenheit des Straftäters mit einem vorher gespeicherten persönlichen Wochenprofil übereinstimmt. Der angeordnete Hausarrest bezieht sich nämlich nur auf die Freizeit; ansonsten muss der Sträfling einer geregelten Beschäftigung nachgehen. Darüber hinaus ist es dem Verurteilten an vorher persönlich abgestimmten Tagen in verschiedenen Zeitabschnitten gestattet, das Haus zu verlassen, um beispielsweise Besorgungen machen zu können. Über die elektronische Überwachung hinaus nehmen Sozialarbeiter und Bewährungshelfer regelmäßig Kontakt zum Fessel-Träger auf.

[image: image8.bmp][image: image9.bmp]Der elektronisch überwachte Hausarrest soll jeweils an Stellen treten, an denen sonst Haft
 gestanden hätte. Es ist nicht daran gedacht (weder im Bundesratsentwurf, noch beim hessischen Modell), in Fällen, in denen üblicherweise Geldstrafen verhängt werden, nun den elektronischen Hausarrest anzuwenden. Befürworter des Arrests erhoffen sich „Haftvermeidung und Reduzierung von Stigmatisierung der Straftäter, das Vermeiden der ,schädlichen‘ Nebenwirkungen von Inhaftierung, Kosteneinsparungen, Entlastung des Strafvollzugs sowie eine Stabilisierung der Selbstkontrolle des Verurteilten“.
 Der Arrest soll eine humane Sanktionsmöglichkeit schaffen, die es erlaubt, gleichzeitig einer Arbeit nachzugehen, was die Resozialisierung fördere und soziale Schäden vermeide.
 Gerade kurze Freiheitsstrafen sollen durch die neue Arrest-Form ersetzt werden. Im Bundesratsentwurf wird eine maximale Freiheits- bzw. Restfreiheitsstrafe von sechs Monaten genannt.
 In das hessische Projekt werden zur Bewährung entlassene Straftäter aufgenommen.

Nicht jeder Straftäter, der eine entsprechend lange Freiheitsstrafe zu verbüßen hat, kommt für die elektronische Fußfessel in Frage. In der Literatur werden vor allem folgende Kriterien genannt, die der Straftäter erfüllen muss bzw. sollte:

· fester Wohnsitz

· Besitz eines Telefonanschlusses

· familiäre und soziale Bindungen

· Zustimmung zu der Maßnahme des Verurteilten und seiner (volljährigen) Mitbewohner

· keine Drogen- bzw. Alkoholabhängigkeit

· geringe Rückfall-Wahrscheinlichkeit

· eigenes Verantwortungsgefühl des Verurteilten

· Arbeits- oder Ausbildungsplatz (bzw. ähnliches Beschäftigungsverhältnis wie z.B. eine gemeinnützige Tätigkeit)

1.18.11 Kritik

Net-widening-Effekt. Kritiker befürchten beim elektronisch überwachten Hausarrest einen Net-widening-Effekt. Anstatt dass es mittel- bis langfristig zu einem Zurückdrängen repressiver Sanktionen kommt (die Befürworter nennen u.a. Haftvermeidung und ‑reduzierung als ihre Ziele), wird eine Zunahme von Repression erwartet. Vor allem Straftäter, deren kurze (Rest-) Freiheitsstrafen zur Bewährung ausgesetzt werden, müssten in Zukunft den elektronischen Hausarrest als zusätzliche Bewährungsauflage hinnehmen. Begründet wird diese Kritik vor allem mit den Kriterien, die ein Straftäter erfüllen muss, um überhaupt für die elektronische Fußfessel infrage zu kommen. Erfüllt ein zu einer kurzen Freiheitstrafe verurteilter Straftäter diese Kriterien, wird er heute in der Regel ohne besondere Auflagen zur Bewährung auf freien Fuß gesetzt. Ähnlich sieht es bei Untersuchungshaft aus: „Ein wegen Fluchtgefahr erlassener Haftbefehl wird in der Regel schon heute außer Vollzug gesetzt, wenn der Beschuldigte die für einen elektronisch überwachten Hausarrest erforderlichen persönlichen Voraussetzungen erfüllt, und er keine hohe Freiheitsstrafe zu erwarten hat.“

Zwei-Klassen-Strafrecht. Kritiker befürchten durch die Neuerungen (insbesondere durch die elektronische Fußfessel und das Fahrverbot als Hauptstrafe) eine Entwicklung hin zu einer Ungleichbehandlung von Armen
 - hin zu einem „Zwei-Klassen-Strafrecht“.
 Die Sanktion des Fahrverbots kommt lediglich für Führerscheinbesitzer infrage.
 Der Kriterien-Katalog für die elektronische Fußfessel legt die Hürde noch höher: Wer kein Telefon und keinen festen Wohnsitz hat, wessen Mitbewohner die Sanktion ablehnen, wem eine feste Beschäftigung fehlt, für den kommt der elektronisch überwachte Hausarrest nicht infrage. In all diesen Fällen fallen die Sanktionsalternativen (Fußfessel und Fahrverbot) zur Geldstrafe weg. Da es sich bei dem beschriebene Personenkreis eher um ärmere Personen handelt, darf auch die Zahlungsfähigkeit bezüglich einer Geldstrafe angezweifelt werden. Zwangsläufig kommt damit wieder die Ersatzfreiheitsstrafe zum Zuge. Nach diesem Szenario würde eine wesentliche von den Befürwortern der beiden Sanktionsalternativen angestrebte Wirkung wegfallen: das Zurückdrängen von kurzen Freiheitsstrafen.

Grundrechte. Kritiker führen an, dass die neuen Sanktionsformen Konflikte mit Grundrechten auslösen. Das Verbot der Zwangsarbeit hat Verfassungsrang. Die gemeinnützige Arbeit als Strafe kann mit diesem Verbot in Konflikt geraten. Da auch die Befürworter dieser Strafform das Problem so sehen, wollen sie den Verurteilten eine Wahlmöglichkeit (Arbeit oder Geldstrafe) offen halten, um so das Verfassungsproblem zu umschiffen.
 Schärfer ist die Auseinandersetzung bei der elektronischen Fußfessel. „Auch der Straftäter im Hausarrest hat das Recht auf informelle Selbstbestimmung und darf nicht zum bloßen Objekt technischer Überwachung oder seiner in seiner Intimsphäre berührt werden“, kritisieren Datenschützer.
 Tangiert würden vor allem das Grundrecht der freien Entfaltung der Persönlichkeit (Art. 2.1 GG) sowie die Menschenwürde (Art. 1.1 GG). Kawamura und Reindl führen als Praxis-Beispiel an, dass der Fußfessel-Träger im Sommer gezwungen sei, auf das Tragen kurzer Hosen zu verzichten, wenn er vermeiden will, in der Öffentlichkeit sofort als Straftäter erkannt zu werden. Die umfassende Information der Öffentlichkeit über vergangene Straftaten des Verurteilten wirke stigmatisierend und der Resozialisierung entgegen. „Daher stellen nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts solche Vorgänge einen Eingriff in die durch das allgemeine Persönlichkeitsrecht geschützte Privatsphäre dar.“

Zusammenfassende Bewertung

Nachdem der Täter-Opfer-Ausgleich sich zuerst im Jugendbereich etabliert hat, ist nun eine ähnliche Entwicklung im Erwachsenen-Strafrecht zu beobachten. 1995 beteiligten sich erst rund 5.000 Personen (Täter und Opfer) am TOA, 1997 berichten die Schätzungen schon von rund 30.000 Personen.
 Bisher liegen nur magere Erkenntnisse darüber vor, wie Täter und Opfer das Verfahren bewerten, bzw. wie sich das Verfahren auf sie auswirkt. Untersuchungen über die Rückfälligkeit von Tätern nach einem TOA gibt es bisher nicht, so dass sich auch keine Aussage dazu machen lässt, ob als Folge von TOA-Verfahren letztlich die Kriminalität sinkt (vgl. Ziel: Senken der Kriminalität, Kapitel 3.2). Auch gibt es noch keine Vergleichsuntersuchungen zwischen TOA-Fällen sowie Fällen, die in anderer Form erledigt wurden.
 Erste Erkenntnisse über die Wirkung von TOA-Verfahren wecken jedoch Hoffnungen, vor allem was das kriminalpolitische Hauptziel „Innere Sicherheit“ betrifft. Täter- und Opfer-Interviews in Brandenburg und Sachsen-Anhalt 1997 und 1998 ergaben, dass nach fast allen untersuchten TOA-Verfahren der soziale Friede wiederhergestellt war.
 Dies deckt sich mit Ergebnissen verschiedener Untersuchungen von TOA-Projekten, wonach sich jeweils eine Mehrheit von Tätern und Opfern positiv über das Verfahren geäußert hat.

Schwieriger gestaltet sich eine Bewertung der Erweiterung des Sanktionensystems, da die Neuerungen noch nicht eingeführt worden sind. Vergleichsweise umfangreiche Erfahrungen gibt es bei der Sanktionsform „gemeinnützige Arbeit“, die bereits aus dem Jugendstrafrecht bekannt ist und in mehreren europäischen Ländern Anwendung findet. Den elektronischen Hausarrest gibt es erst seit Mai 2000 als Modellversuch im Land Hessen, ansonsten bleibt nur der Blick ins Ausland - vor allem nach Schweden, in die USA und in die Niederlande. Welche Wirkungen ein erweitertes Fahrverbot entfalten wird, bleibt vorerst noch im Bereich der Spekulation.

Mit der eigenständigen Sanktionsform „gemeinnützige Arbeit“ soll einerseits eine spezialpräventive Wirkung (also indirekt ein Absenken der Kriminalität) erreicht werden, andererseits soll die Arbeitsleistung des Täters zur Aussöhnung mit der Gesellschaft (zur Inneren Sicherheit) beitragen.
 Ob diese spezialpräventive Wirkung in Deutschland eintreten wird, bleibt abzuwarten. Rückfallstudien aus Dänemark, Belgien, England, Schottland und Israel zeigen, dass im ungünstigsten Fall die Rückfallquote ununterscheidbar von anderen Sanktionen ist. Besonders positive Erfahrungen hat Dänemark gemacht. Dort ist die Rückfälligkeit bei zu gemeinnütziger Arbeit Verurteilten um die Hälfte niedriger als bei aus der Haft Entlassenen.
 In den Niederlanden hat sich die gemeinnützige Arbeit zu einer quantitativ großen Alternative zur Freiheitsstrafe entwickelt: Während 1997/98 ungefähr 25.000 Verurteilungen zu Freiheitsstrafen jährlich erfolgten, so sind zur gleichen Zeit 17.000 bis 18.000 Verurteilungen zu gemeinnütziger Arbeit jährlich zu zählen.

Positive Erfahrungen mit dem elektronisch überwachten Hausarrest vermeldet in Europa u.a. Schweden. In Schweden hat man seit 1994 schrittweise in mehreren Versuchsperioden den elektronisch überwachten Hausarrest zuletzt landesweit eingeführt. Dadurch konnten in Schweden in den Jahren 1995 bis 1997 deutliche Rückgänge bei den Neuzugängen in den Strafanstalten festgestellt werden. Gleichzeitig ließen sich Kosten senken. Während ein Haftplatz im offenen Vollzug pro Tag mit 1.598 SEK
 (etwa 390 DM) zu Buche schlägt, ist der Tag elektronisch überwachter Hausarrest für 600 SEK (etwa 145 DM) zu haben.
 Es ist jedoch zu bezweifeln, dass sich das schwedische Modell (und damit auch der Erfolg) auf Deutschland übertragen lässt. In Schweden wurden nämlich im wesentlichen Freiheitsstrafen zurückgedrängt, die in Deutschland gar nicht erst verhängt werden, bzw. an deren Stelle in Deutschland eine Geldstrafe oder eine zur Bewährung ausgesetzte Freiheitsstrafe stehen würde.
 So machte das Delikt „Trunkenheit im Straßenverkehr“ in den verschiedenen Perioden des schwedischen Versuchs Anteile von 46 bis 60 Prozent aus. Bei diesem Delikt wird in Schweden sonst überlicherweise ein kurze Gefängnisstrafe verhängt, was in Deutschland nicht der Fall ist.
 Auch das Kostenargument lässt sich nicht so einfach auf Deutschland übertragen. In Schweden wurden die Straftäter nicht nur elektronisch überwacht, sondern auch intensiv von Sozialarbeitern bzw. Bewährungshelfern betreut. Dabei wurde ein Personalschlüssel von zehn Straftätern pro Betreuer angewandt (sonst ist in Schweden ein Personalschlüssel von 25 zu eins üblich).
 Die Personalstruktur der deutschen Bewährungshilfe ist von solchen Personalschlüsseln weit entfernt. In Nordrhein-Westfalen beispielsweise liegt der normale Personalschlüssel der Bewährungshilfe bei 67 zu eins - angestrebt wird im Idealfall 45 zu eins.

Langfristig darf man sich also vom Täter-Opfer-Ausgleich sowie von der selbstständigen Hauptsanktion „gemeinnützige Arbeit“ positive Auswirkungen auf das Kriminalitätsniveau sowie auf die Innere Sicherheit in Deutschland erhoffen. Ob der elektronisch überwachte Hausarrest sich ebenfalls positiv im Sinne der kriminalpolitischen Ziele auswirkt, mag man an dieser Stelle vorsichtig anzweifeln. Sinnvollerweise ist aber der hessische Modellversuch abzuwarten (Laufzeit bis Mitte 2002), der von wissenschaftlicher Forschung durch das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht (Freiburg) begleitet wird.
 Offen bleiben muss hier, ob die Aufwertung des Fahrverbotes zur Hauptsanktion sich auf die kriminalpolitischen Hauptziele positiv auswirkt, da für Deutschland noch keine empirischen Daten vorliegen, aber auch keine vergleichbaren Erfahrungen aus dem Ausland herangezogen werden können.

2 Schlussbetrachtung

In der deutschen Kriminalpolitik der 90er Jahre lassen sich vor allem zwei Entwicklungstendenzen feststellen. Eine Zunahme an Kontrolle (und damit an Repression) ist für die primäre und sekundäre Kriminalprävention zu konstatieren. Bei der primären Kriminalprävention geht es um an alle Bürger gerichteten Vorbeugungsstrategien. Die sekundäre Kriminalprävention wendet sich mit Verschlechterung von Tatgelegenheitsstrukturen sowie Abschreckung an (potenzielle) Straftäter. Auf dem Gebiet der tertiären Prävention, die sich um Rückfallverhütung bemüht und sich somit an Straftäter bzw. (potenzielle) Rückfalltäter richtet, bemüht sich die Kriminalpolitik um einen Abbau von Repression. Damit findet gewissermassen eine Gegenläufigkeit von primärer und sekundärer Prävention auf der einen Seite sowie tertiärer Prävention auf der anderen Seite statt.

Die in den Kapiteln vier und fünf beschriebenen Bereiche des „Community Policing“ sowie der „Privatisierung von polizeilichen Aufgaben“ sind der primären und sekundären Prävention zuzuordnen. In den beiden Kapiteln hat sich gezeigt, dass die Eingriffsschwellen für Polizei- und Ordnungsbehörden sowie private Sicherheitsdienste, die alle ihre Präsenz in der Öffentlichkeit in den letzten Jahren verstärkt haben, abgesenkt wurden. Nicht mehr das konkret festgestellte abweichende Verhalten einer Person im öffentlichen Raum (in der Innenstadt, im Bahnhof, in privat betriebenen Einkaufszentren, etc.) ist für das Eingreifen der Sicherheitskräfte notwendig. Bereits die Zugehörigkeit zu einer sozialen Randgruppe wird zum Ausschluss-Grund. Schlechte und/oder ungewaschene Kleidung bzw. ein ungepflegtes Äußeres reichen oft aus, damit Sicherheitskräfte (private wie staatliche) eingreifen. 

Die Grundlagen für das Eingreifen sind bei privat bestellten Sicherheitsdiensten sowie den staatlichen Ordnungskräften unterschiedlich. Damit staatliche Kräfte leichter eingreifen können, haben viele Kommunen Verordnungen erlassen, die den Aufenthalt in bestimmten Bereichen der Stadt (vorwiegend Innenstadt/Fuß​gängerzone) einschränken. Die bloße Zugehörigkeit zu einer Randgruppe reicht dann beispielsweise für einen Platzverweis aus. Ein Drogensüchtiger muss also nicht mehr zwingend auch Drogen konsumieren; es reicht, wenn eine Person aussieht, als sei sie drogensüchtig, damit die juristische Grundlage für ein Eingreifen von staatlichen Ordnungskräften erfüllt ist. Im privat kontrollierten öffentlichen Raum (Einkaufszentren, Freizeitparks, etc.) bildet das Hausrecht des Eigentümers die wesentliche Grundlage für das Eingreifen. Somit kann die Entscheidung auch willkürlich getroffen werden, wer des Gebäudes/des Geländes verwiesen wird. Letztlich lassen sich die Unternehmer von geschäftlichen Interessen leiten, was zum Ausschluss von Personen führt, die einerseits als Kunden nicht infrage kommen, sowie andererseits von Kunden als lästig empfunden werden können (z. B. aus ästhetischen Gründen).

Es findet also unter der Überschrift von Kriminalpolitik bzw. von primärer und sekundärer Kriminalprävention eine systematische Ausgrenzung von bestimmten gesellschaftlichen Gruppen statt. Menschen, die zwar schon am Rand unserer Gesellschaft stehen, aber noch in der Mitte unserer Städte anzutreffen sind, werden systematisch von dort vertrieben. Mit dieser einerseits staatlich, andererseits privat betriebenen Vertreibung geht eine Spaltung des öffentlichen Raumes einher. Der Broken-Windows-Theorie sowie der Zero-Tolerance-Philosophie folgend will kommunale Kriminalpolitik verwahrloste Bereiche der Stadt „zurückerobern“ und die öffentliche Ordnung wieder herstellen. In der Praxis bedeutet das jedoch, dass sich dieses Vorhaben nur auf einen Teil der Stadt - vornehmlich die Innenstadt - beschränkt, was diese Vertreibungseffekte zur Folge hat. Der öffentliche Raum in den Innenstädten bleibt damit den „Normalbürgern“ vorbehalten. Ein zweiter Faktor für die Spaltung des öffentlichen Raumes ist die zunehmende Privatisierung von öffentlichem Raum. Immer mehr und immer größere zusammenhängende Flächen werden in Form von Einkaufszentren und Freizeitparks quasi wie kleine Stadtviertel privat kontrolliert. Diese Gebiete bleiben zahlungskräftigen und konsumfreudigen Kunden vorbehalten. Randgruppen haben keinen Zutritt. Mit dieser Entwicklung wird die Spaltung der Gesellschaft in Arm und Reich im öffentlichen Raum nachvollzogen. Die Wohlhabenden wollen in der Öffentlichkeit nicht mit Armut konfrontiert werden.

Betrachtet man diese Entwicklung unter dem kriminalpolitischen Hauptziel „Innere Sicherheit“, so kommt man zwangsläufig zu einem negativen Urteil. Für diese Arbeit wurde der weiter gefasste Begriff der Inneren Sicherheit, der für einen „positiv befriedeten Zustand von Staat und Gesellschaft“ steht, verwendet. „In diesem Zustand soll mehrheitlich zufriedenstellende Balance bestehen zwischen Individualfreiheit und sozialer Gebundenheit, Herrschaft und persönlicher Selbstverwirklichung, Ordnung des Bestehenden und Öffnung für Wandel sowie wirtschaftlich-industrielle Fortentwicklung und Bewahrung der Lebensqualität.“
 Eine Annäherung an einen solchen Zustand ist sicherlich nicht erkennbar, wenn eine soziale Spaltung der Gesellschaft in Arm und Reich durch kommunale Kriminalpolitik im öffentlichen Raum nachvollzogen und die Spaltung damit verfestigt wird.

Die Frage, ob sich Community Policing und die Privatisierung von polizeilichen Aufgaben - also die in den letzten Jahren vordringlich betriebene primäre und sekundäre Kriminalprävention - positiv hinsichtlich der beiden anderen kriminalpolitischen Hauptziele (Senken der Kriminalität und Senken der Kriminalitätsfurcht) auswirken, lässt sich hier nicht abschließend beantworten. Grund dafür ist, dass bisher kaum evaluierende empirische Forschung betrieben wurde. Lediglich einzelne Zahlen aus der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) geben Hinweise. So weisen vor allem die jeweils verantwortlichen Politiker und Behördenleiter auf deutlich gesunkene Kriminalitätswerte in den von den neuen Maßnahmen erfassten Bereichen hin. Offen bleibt allerdings, ob die Kriminalität effektiv gesunken oder nur in andere Bereiche einer Stadt verdrängt (und dort ggf. noch nicht entdeckt und somit nicht von der Statistik erfasst) worden ist. Zumindest in jenen Teilen des öffentlichen Raumes, in denen eine verstärkte (staatliche wie private) Kontrolle stattfindet, sind sinkende Kriminalitätswerte nachweisbar.

Die im Rahmen von Community Policing geleistete Jugend- und Sozialarbeit wurde hier bei der Bewertung absichtlich weiter hinten angestellt. Grund dafür ist, dass es eigentlich keiner kriminalpolitischen Konzepte bedarf, um sinnvolle Jugend- und Sozialarbeit zu leisten. Außerdem ist Jugend- und Sozialarbeit nichts Neues, sie wird jetzt lediglich mit kriminalpolitischen Argumenten begründet. Dieser Paradigmen-Wechsel bedarf einer kritischen Betrachtung: Es besteht schließlich die Gefahr, dass beispielsweise Jugendarbeit nicht mehr um der Jugend willen, sondern nur zum Absenken von Kriminalität betrieben wird. Bleibt die Frage, was aus Jugendarbeit wird, wenn die kriminalpolitischen Gründe zum Beispiel auf Grund sinkender Kriminalitätsraten wegfallen.

Auf dem Gebiet der tertiären Kriminalprävention findet ein Abbau von Repression statt, wie Kapitel sechs „Sanktionierung von Straftätern“ gezeigt hat. Mit der Aufnahme des Täter-Opfer-Ausgleichs (TOA) in das Strafgesetzbuch (1994) sowie in die Strafprozessordnung (1999) rückten Aspekte der Wiedergutmachung und des sozialen Ausgleichs zwischen Täter und Opfer weiter in den Vordergrund, auch wenn sich Wiedergutmachung noch nicht als eigenständiger Strafzweck neben den Strafzwecken Generalprävention und Spezialprävention, auf denen das strafrechtliche Sanktionensystem fußt, etablieren konnte. Außerdem zeichnet sich eine deutliche Erweiterung des Sanktionen-Spektrums ab. Die Bundesregierung beabsichtig, gemeinnützige Arbeit und Fahrverbot zu eigenständigen Hauptstrafen heraufzustufen. In der Diskussion (und in Hessen bereits in der praktischen Erprobung) befindet sich der elektronisch überwachte Hausarrest (bekannter unter dem Begriff „elektronische Fußfessel“). Ziel all dieser Neuerungen ist es, bei leichter bis mittlerer Kriminalität mit einer individueller auf den Delinquenten abgestimmten Sanktion, vor allem die spezialpräventive Wirkung der Strafe zu erhöhen bei einem gleichzeitigen Abbau von Repression, nämlich einem Abbau kurzer Freiheitstrafen.

Auch auf diesem Gebiet liegen nur spärliche Erkenntnisse aus evaluierender empirischer Forschung vor. Erste Erkenntnisse über die Wirkung von TOA-Verfahren wecken Hoffnungen, vor allem was das kriminalpolitische Hauptziel „Innere Sicherheit“ betrifft. Täter- und Opfer-Interviews ergaben, dass nach fast allen untersuchten TOA-Verfahren der soziale Friede wiederhergestellt war. Ob TOA-Verfahren die Rückfallquoten und damit auch die Kriminalität senken, ist noch nicht bekannt. Ein solcher Effekt darf mit der Einführung der gemeinnützigen Arbeit als Hauptstrafe erwartet werden. Rückfallstudien aus Dänemark, England, Belgien, Schottland und Israel, wo es die gemeinnützige Arbeit als reguläre Sanktion gibt, zeigen sinkende Rückfallquoten. Gleichzeitig soll die gemeinnützige Arbeitsleistung des Straftäters zur Aussöhnung mit der Gesellschaft beitragen, was man als positiv hinsichtlich des kriminalpolitischen Hauptziels „Innere Sicherheit“ werten darf. Welche Auswirkungen ein elektronisch überwachter Hausarrest sowie ein zur Hauptstrafe heraufgestuftes Fahrverbot haben werden, ist heute kaum zu prognostizieren. Hinsichtlich des Fahrverbots lassen sich keine Erkenntnisse aus dem Ausland zum Vergleich heranziehen. Die Erfahrungen, die einige europäische Nachbarn mit dem elektronisch überwachten Hausarrest gemacht haben, bieten auch kaum Anhaltspunkte für eine Prognose, da die Ausgangssituationen bzw. die strafrechtlichen Sanktionensysteme der Nachbarländer sich deutlich von Deutschland unterscheiden. Neue Erkenntnisse werden im Jahr 2002 erwartet, wenn der im Mai 2000 gestartete und auf zwei Jahre angelegte hessische Modellversuch ausläuft.

Trotz der eher positiven Bewertung der (anstehenden) Reformen des strafrechtlichen Sanktionensystems bleibt ein Wermutstropfen: Durch die Neuerungen bezüglich gemeinnütziger Arbeit als Hauptstrafe sowie eines elektronisch überwachten Hausarrests erwarten Kritiker - wahrscheinlich nicht ganz unbegründet - eine Benachteiligung von materiell ärmeren Straftätern (vgl. Kritikpunkt „Zwei-Klassen-Strafrecht“ in Abschnitt 6.2.5). Eine solche Entwicklung stünde dem Ziel „Innere Sicherheit“ entgegen. Da sich die Regierungskoalition bei der Einführung der gemeinnützigen Arbeit als Hauptstrafe offensichtlich am sogenannten „Ersetzungsmodell“ orientieren wird (wie in Abschnitt 6.2.2 geschildert), bleibt der Verdrängungseffekt kurzer Ersatz-Freiheitsstrafen (wegen Zahlungsunfähigkeit einer Geldstrafe) aller Voraussicht nach aus. Der elektronisch überwachte Hausarrest kommt nur für Straftäter mit einem gewissen materiellen wie sozialen Wohlstand infrage, da Kriterien wie fester Wohnsitz, Telefon-Anschluss, Einverständnis der Mitbewohner, feste Beschäftigung, etc. als Voraussetzung erfüllt sein müssen.

So bleibt als Gesamt-Fazit festzuhalten, dass sich die neuen kriminalpolitischen Konzepte überwiegend negativ für soziale bzw. materiell arme Randgruppen darstellen. Insgesamt sind - wie oben beschrieben - eine Zunahme von Repression auf dem Gebiet der primären und sekundären Kriminalprävention sowie eine Abnahme von Repression auf dem Gebiet der tertiären Kriminalprävention zu verzeichnen. Betrachtet man diese Entwicklung bezüglich von Randgruppen (wie Obdachlosen, Drogensüchtigen, etc.), so ist festzustellen, dass sich a) die beschriebene Zunahme von Repression bei sozialen Randgruppen besonders stark auswirkt, während b) die ebenfalls zu verzeichnende Abnahme von Repression bei sozialen Randgruppen besonders wenig Wirkung entfaltet.
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� vgl. Frevel (1999), S. 59


� vgl. Schwind (1995), S. 315


� Spranger (1988), S. 11


� Mit der Instrumentalisierung von Ausländern, Asylbewerbern und Asylanten als „Sündenböcke“ in der Kriminalpolitik beschäftigen sich Geißler und Kubink. Vgl. Kubink (1993) und Geißler (1995).


� In Artikel 13 GG wurden die Absätze 3 bis 6 eingefügt.


� vgl. Die Welt vom 15.12.1995


� vgl. Schwind (1995), S. 12/13


� Wie in Kapitel 3.4 beschrieben verwendet diese Arbeit einen weit gefassten Begriff der Inneren Sicherheit. Vgl. Kerner (1980), S. 375


� vgl. Frevel (1999), S. 18


� Kunz (1994), S. 21


� vgl. Kürzinger (1996), S. 17 ff.


� vgl. Frevel (1999), S. 16-18


� Bock (1995), S. 23


� vgl. Kürzinger (1996), S. 18-19


� vgl. Bock (1995), S. 23-24 und Frevel (1999), S. 17-19


� Das Saarland hat im Februar 2000 hierzu einen entsprechenden Gesetzesentwurf in den Bundesrat eingebracht, der u.a. Freiheitsstrafen zwischen sechs Monaten und fünf Jahren als Sanktionsmaßnahmen vorsieht. Vgl. Süddeutsche Zeitung vom 16. Februar 2000, S. 5.


� Bei „crime surveys“ handelt es sich in der Regel um repräsentative Umfragen, bei denen die Interviewten nach der eigenen Straffälligkeit befragt werden. Es gibt auch sogenannte „victim surveys“, die in ähnlicher Form Opferwerdung erfassen.


� Bock (1995), S. 104


� vgl. Frevel (1999), S. 49


� vgl. Weitekamp/Meier, S. 85


� vgl. Lamnek, S. 385


� vgl. Frevel (1999), S. 48


� Nach den Kinderschänder-Skandalen in Belgien sind in Deutschland zwei Fälle von Kindes-Missbrauch in den Medien intensiv behandelt worden.


� vgl. Weitekamp/Meier, S. 86


� vgl. Weitekamp/Meier, S. 85


� vgl. Frevel (1999), S. 49


� vgl. Frevel (1999), S. 47


� Kunz (1994), S. 240


� Kunz (1994), S. 241


� vgl. Leder, S. 10


� Kunz (1994), S. 242


� vgl. Kunz (1994), S. 194, 245


� vgl. Lamnek (1998), S.385


� vgl. Kürzinger (1996), S. 57 ff.


� vgl. Lamnek (1998), S. 385


� vgl. Kürzinger (1996), S. 58


� vgl. Lamnek (1998), S. 385


� vgl. Kürzinger (1996), S. 62


� vgl. Kürzinger (1996), S. 63


� vgl. Frevel (1999), S. 47/48


� Lamnek (1998), S. 385/386


� vgl. Lamnek (1998), S. 392


� vgl. Leder (1998), S. 24/25 und Frevel (1999), S. 17/18


� vgl. Die Welt vom 26.01.1999 sowie Hamburger Abendblatt vom 12.10.1998


� vgl. Die Zeit, 53/1998


� vgl. Die Welt vom 12.11.1999 sowie Spiegel online vom 18.10.1999, http://www.spiegel.de/�spiegel/0,1518,48502,00.html


� vgl. Kubink (1993), S. 2


� vgl. Kubink (1993), S. 206-229


� Geißler (1995)


� vgl. Lamnek (1998), S. 387


� PKS 1997, S. 24


� Datenreport 1999, S. 45


� vgl. Geißler (1995); die Untersuchung bezieht sich mit der Begründung der Umbruchsituation in den neuen Ländern lediglich auf Westdeutschland.


� Hinweis: In der PKS werden lediglich Tatverdächtige, aber keine (von einem Gericht verurteilten) Täter aufgelistet.


� Bei der Betrachtung der Ausländerkriminalität richtet sich Geißlers Augenmerk auf die reguläre ausländische Wohnbevölkerung, da diese im Gegensatz zu Asylbewerbern mehr oder weniger in die Gesellschaft teilintegriert sei.


� Unabhängig von der Staatsangehörigkeit neigen Männer eher zu Straftaten als Frauen, jüngere Menschen eher als Ältere, Großstädter eher als die Landbevölkerung sowie Angehörige der unteren sozialen Schichten eher als Angehörige der mittleren und höheren Schichten. Die ausländische Wohnbevölkerung unterscheidet sich in ihrer Struktur von den Deutschen: Es gibt mehr junge Menschen, mehr Männer, mehr Angehörige der Unterschicht und ein größerer Anteil lebt in Großstädten.


� vgl. PKS 1998 sowie PKS 1997


� Die Zahlen beziehen sich bis 1993 einschl. auf die alte BRD bzw. auf die alten Länder - ab 1994 ganz Deutschland.


� ohne Verkehrs- und Staatsschutzdelikte


� Es ist in der Literatur umstritten, welche Delikte zur Gewaltkriminalität gezählt werden sollen. Teilweise werden Delikte gegen die sexuelle Selbstbestimmung (u.a. Vergewaltigung) dort ausgenommen und unter Sexualkriminalität gesondert aufgeführt. Auch leichte Körperverletzung wird nicht immer zur Gewaltkriminlität gezählt. Vgl. Kürzinger (1985), S. 145 ff. 


� eigene Berechnungen nach PKS 1998


� PKS 1998, S. 225


� Berücksichtigt wurden die Delikte, die auch vom BKA in der PKS als Gewaltkriminalität aufgeführt werden: Mord, Totschlag und Tötung auf Verlangen, Kindestötung, Vergewaltigung, Raub, räuberische Erpressung und räuberischer Angriff auf Kraftfahrer, Körperverletzung mit Todesfolge, Gefährliche und schwere Körperverletzung sowie Vergiftung, Erpresserischer Menschenraub, Geiselnahme, Angriff auf den Luftverkehr; vgl. PKS 1997, S. 15.


� PKS 1998, S. 31


� eigene Berechnungen nach PKS 1997, PKS 1998 und Datenreport 1997


� PKS 1998, S. 233


� TVBZ = Tatverdächtige / Bevölkerung * 100.000


� vgl. PKS 1998, S. 97 sowie Abschnitt � REF _Ref488925291 \r \h ��2.2.4�


� Die PKS des BKA legt bis 1990 einschl. Zahlen für die alten Länder zugrunde. 1991 und 1992 kam Gesamt-Berlin hinzu. Ab 1993 ist ganz Deutschland berücksichtigt.


� Kinder unter 8 Jahren werden grundsätzlich, also auch in der Kategorie „Kinder“, nicht berücksichtigt.


� Je nach Rechenmethode ergeben sich leicht abweichende Zuwachsraten. Hier wurden Mittelwerte für jeweils drei Jahre (1984-86 und 1996-98) gebildet und miteinander verglichen, um zu vermeiden, dass eine sehr kurzfristige Schwankung nachhaltige Auswirkungen auf das langfristige Ergebnis bei den Zuwachsraten hat.


� Alter von 21 bis unter 25 Jahren


� siehe Fußnote � FUSSENDNOTEREF _Ref477785766 \h ��71�


� PKS 1998, S. 57


� Die Opfergefährungszahl nennt die registrierten Opfer je 100.000 Einwohner bezogen auf die jeweilige Bevölkerungsgruppe.


� vgl. PKS 1998, S. 57-63


� vgl. Kaiser (1985), S. 248-253 sowie Schwind (1995), S. 11 (§1.32)


� vgl. Schwind (1995), S. 11 (§1.33/34) und S. 12 (§1.38)


� vgl. Kunz (1994), S. 260


� vgl. Bock (1995), S. 23


� vgl. Schwind (1995), S.11/12


� vgl. Abschnitt � REF _Ref488729476 \r \h ��2.3.1�


� vgl. Kapitel � REF _Ref488729514 \r \h ��2.2�


� Innenminster Günther Beckstein am 21.02.2000: „Die Kriminalität war in Bayern 1999 erneut rückläufig; sie hat um 0,2 % (...) abgenommen.“ oder: NRW-Innenminister Fritz Behrens am 08.03.1999: „Die Gesamtkriminalität in Nordrhein-Westfalen ist weiter rückläufig. Die Zahl der Straftaten in Nordrhein-Westfalen hat um 1,6 % abgenommen ...“ oder: Innenminister Thomas Schäuble am 17.02.2000: „Die Kriminalität ist in Baden-Württemberg im Jahr 1999 gegenüber dem Vorjahr um 1,7 Prozent (...) zurückgegangen.“


� vgl. Leder (1998), S. 10 und 108


� vgl. Kerner (1973), S. 189


� vgl. Cremer-Schäfer (1993), S. 17


� vgl. Frevel (1998), S. 12


� vgl. Schwind (1995), S. 312 und Kerner (1986), S. 155


� vgl. Schwind (1995), S. 312/313


� vgl. Avenarius (1995), S. 2/3


� vgl. Schwind (1995), S. 313/314


� vgl. Zelinka (1997), S. 53


� Kerner (1980), S. 42. Sicherheit ist auch eines der vier Menschenrechte, die in der französischen „Déclaration des droits de l’homme et du citoyen“ von 1789 niedergelegt sind.


� siehe auch Wassermann (1995), S. 5


� vgl. Schwind (1995), S. 312 und Kerner (1986), S. 155


� Kaiser (1985b), S. 508


� vgl. Schmidt (1996), S. 285/286


� Kerner (1980), S. 375


� Dölling (1998), S. 126


� vgl. Frevel (1998), S. 124


� vgl. Schwind (1995), S. 12/13


� vgl. Frevel (1998), S. 125


� vgl. Klingst (1998), S. 176


� vgl. Frevel (1998), S. 125


� vgl. Safir (1998), S. 83


� Frevel (1999), S. 95


� vgl. Frevel (1998), S. 125 und Safir (1998), S. 77-84


� vgl. Frevel (1999), S. 94


� Die „Sicherheitsnetze“ waren ein „Steckenpferd“ des ehemaligen Bundesinnenministers Manfred Kanther (CDU).


� vgl. Kant/Pütter (1998), o. S.


� vgl. Kanther (1998), S. 17


� vgl. Kant/Pütter (1998), o. S.


� In Bahnhofsbereichen kommt es zu Aufgabenüberschneidungen zwischen Landespolizei und BGS, da der BGS auch als Bahnpolizei eingesetzt wird.


� vgl. Der Senator für Inneres der Freien Hansestadt Bremen (1998), o. S.


� vgl. auch Neubeck (1996), S. 39-48 (insbesondere aber S. 48)


� vgl. Jascke (1997), S. 31


� vgl. Innenministerium des Freistaates Bayern (1999), o. S.


� vgl. Kant/Pütter (1998), o. S.


� Polizeipräsidium Dortmund (2000), o. S.


� vgl. Polizeipräsidium Dortmund (2000), o. S.


� Regional weichen die Bezeichnungen der Gremien teilweise ab.


� vgl. Jascke (1997), S. 31


� vgl. Hornbostel (1998), S. 93-95


� Lehne (1996), S. 300


� vgl. Jascke (1997), S. 33


� vgl. Schwind (1995), S. 84/85


� „Wenn sich die Bürgerinnen und Bürger, begründet oder unbegründet, vor Kriminalität fürchten und abends nicht mehr auf die Straße trauen, so bedeutet dies eine nicht unerhebliche Einschränkung der Lebensqualität, und die Gemeinden und Städte sind aufgerufen, etwas zu unternehmen.“ Gemeinde- und Städtebund (1997), zitiert nach Hornbostel (1998), S. 96


� vgl. Jaschke (1997), S. 32


� Jaschke (1997), S. 31/32


� vgl. Lutz (1996), S. 34


� vgl. Jaschke (1997), S. 32


� Jäger (1996), S. 26


� Hornbostel (1998), S. 108


� Hier ergeben sich bei der Arbeit der kriminalpräventiven Räte auch Überschneidungen mit der in Abschnitt � REF _Ref488646741 \w \h ��4.2.3� dargestellten „Stadtplanung unter kriminalpolitichen Gesichtspunkten“.


� vgl. Frehsee (1998), S. 135 sowie Landeshauptstadt Hannover (1998), Kapitel 3.4


� vgl. Hornbostel (1998), S. 101


� Lehne (1996), S. 304


� vgl. Hornbostel (1998), S. 102; Frehsee (1998), S. 136; Lindner (1998), S. 51/52 sowie Landeshauptstadt Hannover (1998), S. 44/45


� vgl. Landeshauptstadt Hannover (1998), S. 27


� Die konkrete Arbeit zahlreicher kriminalpräventiver Räte wird umfangreich beschrieben in: Heinz (1997b).


� vgl. Kail/Kose/Licka (1996), S. 181


� Lutz (1996), S. 34


� vgl. Frevel (1999), S. 94


� vgl. Landeshauptstadt Hannover (1998), S. 52


� vgl. Landeshauptstadt Hannover (1998), S. 53


� Die Gewerkschaft der Polizei fordert bei Hochhaus-Komplexen eine „funktionierende Zuganskontrolle“. Vgl. Lutz (1996), S. 35


� vgl. Cremer-Schäfer (1998), S. 29


� vgl. Lindner (1998), S. 55


� vgl. Kant/Pütter (1998), o. S.


� vgl. Behr (1998), S. 185


� vgl. Ronneberger (1998), S. 25/26


� vgl. Lindner (1998), S. 44-46


� vgl. Polizeipräsidium Dortmund (2000), o. S.


� vgl. Kant/Pütter (1998), o. S.


� vgl. Frehsee (1998), S. 140


� vgl. Frehsee (1998), S. 138


� vgl. Lehne (1996), S. 300 und 308


� vgl. Behr (1998), S. 185/186


� vgl. Kant/Pütter (1998), o. S.


� vgl. Behr (1998), S. 186


� vgl. Weichert (1998), o. S.


� Norris/Armstrong (1998), o. S.


� vgl. Ronneberger (1998), S. 27 sowie Frehsee (1998), S. 145/146


� Cremer-Schäfer (1998), S. 29


� vgl. Lehne (1996), S. 313


� vgl. Frevel (1998), S. 82


� vgl. Innenministerium des Freistaates Bayern (1999), o. S.


� vgl. „Zero Tolerance“ und „Broken Windows“ in Abschnitt � REF _Ref487798410 \r \h ��4.1�


� vgl. Stadt Leverkusen (1998), S. 34


� vgl. Frevel (1999), S. 63-67


� vgl. Hornbostel (1998), S. 96


� vgl. Heinz (1997), S. 40


� Kerner (1980), S. 375


� vgl. Frevel (1999), S. 97


� vgl. Sack/Voß (1995), S. 9


� Ebert (1997), S. 100


� Rupprecht (1996), S. 47


� vgl. Wittkämper (1996), S. 76 sowie 68 ff. und Hill (1994), S. 303


� In den Wirtschaftswissenschaften gibt es die (liberale) Auffassung, dass ein hoher Anteil privaten Kapitals an der volkswirtschaftlichen Wertschöpfung positiv sei. Dieser Auffassung folgend ist es positiv zu sehen, wenn der Staat sich aus möglichst vielen (Wirtschafts-)Bereichen zurückhält und privaten Firmen (also dem privaten Kapital) den Markt überlässt.


� vgl. Schwind (1995), S. 312 und Kerner (1986), S. 155


� vgl. Ahlf (1996), S. 10 ff.


� vgl. Ahlf (1996), S. 10 ff.


� vgl. Ahl (1996), S. 10 ff.


� vgl. Beste (1996), S. 113


� vgl. Bernhardt (1996), S. 57


� vgl. Götz (1996), S. 39,40


� Ein privater Wachmann zum Beispiel kann durch Berufung auf die Jedermann-Rechte einen Einbrecher unter Anwendung physischer Gewalt festhalten und ihm evt. bereits gemachte Beute wieder abnehmen, ohne - obwohl er Gewalt angewendet hat - wegen des Straftatbestandes der Körperverletzung belangt zu werden.


� vgl. Voß (1997), S. 40


� vgl. Frevel (1999), S. 97,98


� vgl. Beste/Voß (1995), S. 223


� vgl. Beste/Voß (1995), S. 219


� alle Angaben laut BDWS


� vgl. Ronneberger (1998), S. 20


� vgl. Schenkelberg (1996), S. 52


� vgl. Beste/Voß (1995), S. 223/224


� vgl. Krakow (1996), S. 63-65


� vgl. Ronneberger, S. 23


� vgl. Ronneberger (1998), S. 22-24


� Behr (1998), S. 179 ff.


� siehe auch Bernhardt (1996), S. 60


� In Frankfurt am Main zum Beispiel sind Mitarbeiter einer privaten Sicherheitsfirma mit Uniform und Dienstausweis der Stadtverwaltung ausgestattet, um im Auftrag des Ordnungsamtes den ruhenden Verkehr zu überwachen. Grundlage dafür sind u.a. die rechtlichen Regeln der Arbeitnehmerüberlassung. Vgl. Beste (1996), S.113.


� Bedingt durch alliiertes Recht hatte West-Berlin nicht die Möglichkeit in besonderen Situationen Polizei-Verstärkung aus anderen Bundesländern zu erhalten. Um auf „Großlagen“ reagieren zu können, wurde im Mai 1961 die Polizei-Reserve eingerichtet.


� Anfang der 90er Jahre ist die statistisch gemessene Kriminalität deutlich angestiegen (vgl. Kapitel � REF _Ref483980023 \r \h ��2.3.1�). Gleichzeitig intensivierte sich die öffentliche Debatte über die Innere Sicherheit. Vgl. auch Murck (1996), S. 120


� so Helmut Spang, Inspekteur der sächsischen Polizei im Gespräch mit Der Welt vom 16.08.1996


� vgl. Göschl/Milanés (1997), S. 277


� vgl. Innenministerium des Freistaates Bayern (2000), o. S.


� vgl. Innenministerium des Landes Baden-Württemberg (2000), o. S.


� vgl. Korell (1999), o. S.


� vgl. Schönberg (1999), o. S.


� vgl. Diederichs (1997), o. S.


� vgl. Korfes/Sessar (1998), S. 213/214


� vgl. Innenministerium des Freistaates Bayern (2000), o. S. sowie Diederichs (1997), o. S.


� vgl. Innenministerium des Landes Hessen (2000), o. S.


� vgl. Beste/Voß (1995), S. 228


� vgl. Ronneberger (1998), S. 35/36


� vgl. Murck (1996), S. 123 ff.


� vgl. Keller (1995), S. 100/101


� vgl. Beste/Voß (1995), S. 228


� Voß (1997), S. 47


� vgl. Keller (1995), S. 96


� Voß (1997), S. 47


� vgl. Behr (1998), S. 186


� vgl. Beste/Voß (1995), S. 226/227


� Beste/Voß (1995), S. 231


� vgl. Beste/Voß (1995), S. 229


� norm-konform im Sinne der Händler bzw. des Betreibers der Anlage


� vgl. Heinz (1997), S. 32


� vgl. Die Zeit Nr. 21 vom 18. Mai 2000, S. 15 ff.


� vgl. Frevel (1999), S. 97 ff.


� Beste (1996), S. 111


� Funk (1995), S. 53


� vgl. Berliner Zeitung vom 16.03.1995


� vgl. von Trotha (1995), S. 37 sowie Bernhardt (1996), S. 60


� vgl. Beste/Voß (1995), S. 226/227


� Keller (1995), S. 97


� vgl. Götz (1996), S. 39,40


� Bernhardt (1996), S. 58


� Beste (1996), S. 115


� vgl. Bundeskriminalamt (1999)


� Hier ergibt sich das Problem, dass ehrenamtliche Polizei-Helfer nicht eindeutig erfasst werden, so dass die Wirkung deren Einsatz auf das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung hier nicht gemessen werden kann.


� vgl. � REF _Ref484257744 \r \h ��5.4� (Stadtkultur)


� vgl. Definition „Innere Sicherheit“ in Kapitel � REF _Ref483891047 \r \h ��3.4�


� vgl. Dölling (1998c), S. 9


� vgl. Sessar (1996), 295 ff.


� vgl. Avenarius (1995), S. 143


� Die Kommission ist ein Experten-Gremium, das von Bundesjustizminister Edzard Schmidt-Jortzig Anfang 1998 eingesetzt wurde. Ihren Abschlussbericht legte die Kommission im März 2000 vor.


� Kommission zur Reform des strafrechtlichen Sanktionensystems, Abschnitt 4.1.1


� Hartmann (1998), S. 14-15


� vgl. Hartmann (1998), S. 16-17


� vgl. Dölling (1998c), S. 11


� vgl. Kerner (1999), S. 27


� vgl. Hartmann (1998), S. 20-22


� Dölling zählte 1989 die Verwendung von Wiedergutmachungsauflagen nach § 153a StPO und kam auf einen Wert von unter einem Prozent. Vgl. Hartmann (1998), S. 25


� vgl. Justizministerium des Landes Brandenburg (2000), o. S.


� „In dem neuen § 46a StGB soll das Bemühen des Täters, einen Ausgleich mit dem Verletzten zu erreichen (Täter-Opfer-Ausgleich), indem er seine Tat ganz oder zum überwiegenden Teil wiedergutgemacht oder deren Wiedergutmachung ernsthaft erstrebt oder im Falle der Schadenswiedergutmachung, die erhebliche persönliche Leistungen oder persönlichen Verzicht von ihm erfordert, das Opfer ganz oder zum Teil entschädigt, berücksichtigt werden. Das Gericht kann in einem solchen Fall die Strafe (...) mildern oder (...) von Strafe absehen.“ Hartmann (1998), S. 27


� vgl. Gutsche (1999), S. 92


� Bundesrat (1999), o. S.


� vgl. Dölling/Henninger (1998), S. 203-278


� vgl. Hartmann (1998), S. 37/38


� vgl. Hartmann (1998), S. 37/38


� vgl. Hartmann/Stroezel (1998), S. 152


� vgl. Justizministerium des Landes Brandenburg (2000), o. S.


� vgl. Staatsanwaltschaft Hof (2000), o. S.


� vgl. Hartmann (1998), S. 28


� vgl. Staatsanwaltschaft Bayreuth (1997), o. S.


� vgl. Staatsanwaltschaft Bayreuth (1997), o. S.


� vgl. Hartmann (1998), S. 29


� vgl. Bundesjustizministerium (1999b), o. S.


� vgl. Kapitel � REF _Ref483891037 \r \h ��3.2�


� vgl. Hartmann (1998), S. 32


� Die Kriterien für die Falleignung (Welche Delikte sind geeignet?) werden unter Theoretikern wie Praktikern kontrovers diskutiert. Welche Fälle in der Praxis einem TOA zugeführt werden, wird in Kapitel � REF _Ref485633530 \r \h ��6.1.4� behandelt.


� vgl. Hartmann/Stroezel (1998), S. 157/158


� vgl. Dölling (1998c), S. 11


� vgl. Hartmann (1998), S. 35


� vgl. TOA-Servicebüro (2000), o. S.


� vgl. Wandrey/Weitekamp (1998)


� vgl. Kap. � REF _Ref485555540 \r \h ��6.1.1�


� vgl. Netzig/Petzold (1996), S. 279-283


� TOA-Servicebüro (2000), o. S.


� gemäß § 46a StGB


� § 46a Abs. 1 StGB


� vgl. Kerner (1999), S. 29


� vgl. Kerner (1999), S. 53


� „Auf Beschluss von Bundestag und Bundesregierung wurde das TOA-Servicebüro 1992 als überregionale Beratungsstelle eingerichtet. Es ist ein Projekt der DBH e.V. - Fachverband für Soziale Arbeit, Strafrecht und Kriminalpolitik - und wird hauptsächlich mit Mitteln des Bundesministeriums der Justiz gefördert.“ TOA-Servicebüro, http://www.toa-servicebuero.de/who/�index.html am 14.06.2000


� vgl. Hartmann/Stroezel (1998), S. 149


� vgl. Dölling (1998c), S. 50


� Dölling (1998c), 50. Ein „Fall“ ist identisch mit einem Strafverfahren, an dem jeweils mehrere Täter und Opfer beteiligt sein können.


� vgl. Kerner (1999), S. 85. Kerner bezieht sich dabei auf die TOA-Forschungsgruppe, von der auch die „Bundesweite TOA-Statistik“ stammt.


� vgl. Kerner (1999), S. 45


� Als Verbrechen werden jene rechtswidrigen Taten bezeichnet, bei denen eine Mindeststrafe von mindestens einem Jahr Freiheitsentzug droht. Vgl. Avenarius (1995), S. 144


� vgl. Hartmann/Stroezel (1998), S. 160-165


� vgl. Wandrey/Weitekamp (1998), S. 142/143


� Zugrunde gelegt wurde die PKS, die etwas mehr als drei Millionen aufgeklärter Straftaten auswies. Aufgrund von Erfahrungen sowie einer projektbezogenen Evaluation gehen Wandrey und Weitekamp davon aus, dass etwa 20 Prozent aller Straftaten TOA-geeignet seien. Sie bezeichnen diese Schätzung als „sehr konservativ“.


� vgl. Dölling (1998c), S. 47 ff.


� vgl. Dölling (1998b)


� vgl. Kapitel � REF _Ref485555540 \r \h ��6.1.1�


� Dies geschah noch während der Amtszeit von Bundeskanzler Helmut Kohl und seiner CDU/CSU/FDP-Regierung. Die Bundestagswahl, die zur Ablösung der Regierung Kohl führte, fand erst im September statt.


� vgl. Kommission zur Reform das strafrechtlichen Sanktionensystems, Abschnitte 4.1.2.1 bis 4.1.2.7


� vgl. Weitekamp/Tränkle (1998), S. 20


� vgl. Dölling (1998c), S. 79 und Kerner (1999), S. 51


� Kerner (1999), S. 34


� „Das Vermittlungsverfahren dauert durchschnittlich zwei bis drei Monate“, Kommission zur Reform des strafrechtlichen Sanktionensystems, Abschnitt 4.2.2.1


� vgl. Bannenberg/Uhlmann, S. 45/46


� vgl. Schöch (1999), S. 113-115


� Kritische Stimmen wurden bei einer Fachtagung des Weißen Rings im Oktober 1998 laut. Nachzulesen (als Protokoll der Diskussion) in „Wiedergutmachung für Kriminalitätsopfer“, S. 121 ff.


� vgl. Deutscher Juristischer Nachrichtendienst (1998), o. S.


� Herta Däubler-Gmelin zur Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung: „Heute sitzen zu viele im Gefängnis, die zu einer Geldstrafe verurteilt wurden, sie aber nicht bezahlen konnten.“ zitiert nach Spiegel online, http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,73006,00.html vom 15. April 2000.


� Berliner Morgenpost am 18. April 2000


� Berliner Morgenpost am 3. November 1998


� Bundesministerium der Justiz (1999), o. S.


� vgl Müller-Dietz (1985), S. 451 ff. sowie Sonnen (1995), S. 485 ff.


� vgl. Kapitel � REF _Ref483891037 \r \h ��3.2�


� vgl. Kapitel � REF _Ref485555540 \r \h ��6.1.1�


� vgl. Kintzi (1999), S. 19


� vgl. Kapitel � REF _Ref483891047 \r \h ��3.4�


� vgl. Bundesrat (1998)


� Wortlaut eines neuen möglichen § 40a.1 StGB, vgl. Bundesrat (1998), Artikel 1


� Feuerhelm (1999), S. 26


� vgl. Art. 12.3 GG


� vgl. Feuerhelm (1999), S. 26


� vgl. Bundesrat (1998), Abschnitt A.3


� Bundesministerium der Justiz (1999), o. S.


� vgl. Bundesministerium der Justiz (1999), o. S.


� vgl. Berliner Morgenpost am 28. April 2000


� Zu diesem Zeitpunkt war Edzard Schmidt-Jortzig (FDP) Justizminister im Kabinett Kohl.


� Kommission zur Reform des strafrechtlichen Sanktionensystems, Abschnitt 6.2.2.2


� vgl. Freiwilligkeitsprinzip als Folge des verfassnungsmäßigen Verbots der Zwangsarbeit


� vgl. Entwurf für einen § 40a.1 StGB, Bundesrat (1998)


� vgl. Kommission zur Reform des strafrechtlichen Sanktionensystems, Abschnitt 6.2.2.1


� vgl. BMJ-Pressemitteilung vom 25. März 2000, vgl. Berliner Morgenpost vom 28. April 2000, vgl. Spiegel online 15/2000, http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,73006,00.html


� vgl. Kommission zur Reform des strafrechtlichen Sanktionensystems, Abschnitt 1.1.1


� Bundesjustizministerin Herta Däubler-Gmelin befürwortet eine Erweiterung des Sanktionen-Spektrums u.a. um ein weiter gefasstes Fahrverbot. „Wenn der Beschuldigte etwa so viel Geld habe, dass die Zahlung eines Betrages keine Strafe darstelle, solle ein Richter nach seinem Ermessen weitere Maßnahmen verhängen dürfen. So könnte etwa einem begeisterten Sportwagenfahrer ein mehrmonatiges Fahrverbot drohen.“, Spiegel online, http://www.spiegel.de/politik/�deutschland/0,1518,35175,00.html vom 14. August 1999


� vgl. Kommission zur Reform des strafrechltichen Sanktionensystems, Abschnitt 1.1.1


� Kommission zur Reform des strafrechlichen Sanktionensystems, Abschnitt 1.1.2


� Kommission zur Reform des strafrechlichen Sanktionensystems, Abschnitt 1.2.1


� Stand: Juni 2000


� vgl. Spiegel online 15/2000, http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,73006,00.html am 15. April 2000 sowie Berliner Morgenpost vom 3. November 1998


� vgl. Kommission zur Reform des strafrechlichen Sanktionensystems, Abschnitt 10.1.2


� vgl. Bundestag (1999)


� Max-Planck-Gesellschaft (2000), o. S.


� vgl. Spiegel online, http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,74732,00.html vom 02. Mai 2000


� vgl. Kommission zur Reform des strafrechtlichen Sanktionensystems, Kapitel 10


� vgl. Max-Planck-Gesellschaft (2000), o. S.


� Dabei wird nicht nur an die Substitution einer ansonsten zu verbüßenden Freiheitsstrafe, sondern auch an Untersuchungshaft gedacht.


� Max-Planck-Gesellschaft (2000), o. S.


� vgl. Justizsenatorin Lore Peschel-Gutzeit (Hamburg), Hamburger Abendblatt vom 10.06.2000


� vgl. Bundestag (1999)


� vgl. Spiegel online, http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,74732,00.html vom 02. Mai 2000


� vgl. Kommission zur Reform des strafrechtlichen Sanktionensystems, Abschnitt 10.1.2


� vgl. Kommission zur Reform des strafrechtlichen Sanktionensystems, Abschnitt 10.1.2


� vgl. Kawamura/Reindl (1999), S. 121


� Frank Schöndube (Bund deutscher Kriminalbeamter), Hamburger Abendblatt vom 10.06.1999


� Der Deutsche Anwaltverein (DAV) sieht drin eine Ungleichbehandlung. Vgl. DAV (1998), o. S.


� vgl. Kapitel � REF _Ref484771466 \r \h ��6.2.2�


� Der Hamburgische Datenschutzbeauftragte, Pressemitteilung vom 11.06.1999


� Kawamura/Reindl (1999), S. 111


� vgl. Kapitel � REF _Ref485633530 \r \h ��6.1.4�


� vgl. Dölling/Henninger (1998), S. 371


� vgl. Nietzsch (1998), S. 138/139


� vgl. Dölling/Henninger (1998), S. 371


� vgl. Bundesministerium der Justiz (1999), o. S.


� vgl Kommission zur Reform des strafrechtlichen Sanktionensystems, Abschnitt 6.1.1.2


� vgl Kommission zur Reform des strafrechtlichen Sanktionensystems, Abschnitt 6.2.1.2


� schwedische Kronen


� vgl. Haverkamp (1999), S. 35-42


� vgl. Kommission zur Reform des strafrechtlichen Sanktionensystems, Abschnitt 10.1.2


� vgl. Haverkamp (1999), S. 36, 37, 39, 40, 44


� vgl. Haverkamp (1999), S. 34


� vgl. Kommission zur Reform des strafrechtlichen Sanktionensystems, Abschnitt 10.1.2


� vgl. Max-Planck-Gesellschaft (2000), o. S.


� Kerner (1980), S. 375
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				Gesamthäufigkeitszahl

				1955		3018

				1960		3660

				1965		3031

				1970		3924

				1971		3983

				1972		4171

				1973		4131

				1974		4419

				1975		4721

				1976		4980

				1977		5355

				1978		5514

				1979		5761

				1980		6198

				1981		6603

				1982		6963

				1983		7074

				1984		6755

				1985		6909

				1986		7154

				1987		7265

				1988		7094

				1989		7031

				1990		7108

				1991		7311

				1992		7921

				1993		8337

				1994		8038

				1995		8179

				1996		8125

				1997		8031

				1998		7869
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